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Sinneswandel 

... oder doch nur Vorwahlkampf? Bundesaußen¬ 
minister Steinmeier hat - vorsichtig - das „Säbel¬ 
rasseln“ der NATO kritisiert. 
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Niedriglohn-Karussell Leiharbeit 

Der jetzt von der Bundesregierung beschlossene 
Gesetzentwurf sieht neue Regelungen vor, die eine 
Verschlechterung darstellen. 
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Politisierung des Mangels 

Opposition in und außerhalb Venezuelas stellt die Machtfrage 


E s sind Abgesänge auf die „boliva- 
rianische Revolution“die derzeit 
von der „New York Times“ von 
Fernsehsendern wie der britischen 
BBC oder im deutschen „Stern“ ver¬ 
breitet werden. Sie berichten von 
Hungeraufständen, Plünderungen 
und davon, dass die meisten Vene¬ 
zolaner auf die Frage, wann sie das 
letzte Mal gegessen hätten, antwor¬ 
ten: „Nicht heute“ (NYT, 19.6.16). 
Dazu die Bilder von langen Schlan¬ 
gen vor den Geschäften und vor den 
Ständen der Wahlbehörde CNE, wo 
Unterstützer des Referendums zur 
vorzeitigen Abwahl von Präsident 
Maduro ihre Unterschrift bestätigen 
lassen wollen. 

Tatsächlich mangelt es an Grund¬ 
nahrungsmitteln. Mehl, Reis, Kaffee, 
Zucker... gerade diejenigen Produkte, 
die zu staatlich festgesetzten Preisen 
verkauft werden und die die Versor¬ 
gung der Bevölkerung sichern sollen. 
Sie sind schnell ausverkauft und tau¬ 
chen zu horrenden Preisen auf dem 
Schwarzmarkt wieder auf. Je höher die 
Inflation, desto schneller sind die Wa¬ 
ren des täglichen Bedarfs vergriffen. 

Die bolivarianische Regierung, die 
den Sozialismus des 21. Jahrhunderts 
aufbauen will, hat seit dem Amtsantritt 
von Hugo Chävez (gestorben 2013) im 
Jahr 1999 viel investiert in den Aufbau 
von Kooperativen, einheimischen Un¬ 
ternehmen und die Nutzbarmachung 
brachliegender Ackerflächen. Aber 
die Regierung finanzierte diese Vorha¬ 
ben - wie auch die umfassenden Sozi¬ 
alprogramme - durch den Verkauf von 
Erdöl. Und der Preis dieses Öls ist wei¬ 
terhin niedrig, ruinös niedrig. 

Der US-Kongressabgeordnete Jeff 
Duncan kommentierte die Entschei¬ 
dung der Organisation ölexportie¬ 
render Länder (OPEC), den Ölpreis 
nicht durch Begrenzung der Förder¬ 
mengen zu stabilisieren, mit der tro¬ 
ckenen Feststellung, dass ein „Regime 
Change“ in Venzuela ein „positiver Ef¬ 
fekt“ dieser Entscheidung sein könnte. 



Einheiten der Bolivarianischen Nationalen Polizei (PNB) patroullieren auf 
einem lokalen Markt in Caracas 


Etwa 95 Prozent des venezolanischen 
Exports besteht aus dem Erdöl, diese 
Einnahmen machen etwa 25 Prozent 
des Bruttoinlandsprodukts (BIP) aus. 
Die venezolanische Regierung ver¬ 
sucht derzeit, über „Ortskomitees für 
Versorgung und Produktion“ (CLAP) 
Lebensmittel zu verteilen, ohne dass 
diese auf dem Schwarzmarkt landen. 
Auch das Militär spielt eine zuneh¬ 
mend wichtige Rolle bei der Siche¬ 
rung und Verteilung von Gütern des 
täglichen Bedarfs. Die CLAP wurden 
zunächst aus Vertreterinnen der lan¬ 
desweiten Frauenorganisation Una- 
mujer, der chavistischen Basisorgani¬ 
sationen und der Kommunalen Räte 
gebildet und direkt von den staat¬ 
lichen Behörden versorgt. Versorgt 
werden die CLAP direkt von den 
staatlichen Behörden. Nach Angaben 
von Vizepräsident Aristöbulo Istüriz 
kauft die Regierung 70 Prozent der 
Nahrungsmittelproduktion des Lan¬ 
des auf, um diese über die CLAP zu 
verteilen. Auch beschlagnahmte Ware, 
die von Händlern gehortet wurde, soll 
über die CLAP verteilt werden. Im 
Bundesstaat Aragua sind nach Anga¬ 
ben der staatlichen Aufsichtsbehörde 
für wirtschaftliche Rechte der Bevöl¬ 
kerung (SUNDDE) allein an einem 
Tag 78 Tonnen Fleisch beschlagnahmt 
worden, die ein privater Zwischen¬ 
händler zurückgehalten hatte. 

Die Opposition kritisiert die Maß¬ 
nahmen als „Politisierung des Hun¬ 
gers“. Übergriffe von Oppositionel¬ 
len auf eine Verteilaktion der CLAP 
in Caracas endeten in Scharmützeln 
mit Sicherheitskräften. Auch Berich¬ 
te über die Plünderungen, die letzte 
Woche in Cumanä im Nordosten Ve¬ 
nezuelas stattgefunden haben, legen 
nahe, dass es sich dabei nicht um den 
Versuch Hungernder handelt, sich mit 
Lebensmitteln zu versorgen, sondern 
im Gegenteil, die Plünderungen dem 
Zweck dienen, die Versorgung der Be¬ 
völkerung zu sabotieren. 

Lars Mörking 


3 ooo Besucher bei Grup Yorum in Gladbeck 

DKP ermöglicht verbotenes Konzert 


Am Samstag haben in Gladbeck 
über 3 000 Besucherinnen am Festi¬ 
val „Eine Stimme und ein Herz gegen 
Rassismus“ teilgenommen, bei dem 
auch die türkische „Grup Yorum“ 
auftrat. Staatsschutz und Stadtver¬ 
waltung hatten im Vorfeld versucht, 
das Konzert zu verhindern. Die Deut¬ 
sche Kommunistische Partei (DKP) 
Gladbeck hatte ermöglicht, dass das 
verbotene Konzert stattfinden konn¬ 
te, indem sie eine Kundgebung an¬ 
meldete. 

Ihsan Cibelik, der als „Grup 
Yorum“-Mitglied im französischen 
Exil lebt, dankte dafür „unseren Ge¬ 
nossen von der DKP, die uns die gan¬ 
ze Zeit über unterstützt haben“. Die 
Gladbecker DKP hatte das Konzert 
mit vorbereitet, die Kreisvorsitzende 
Antje Potratz hatte die Kundgebung 
angemeldet. Im Vorfeld hatte ein tür¬ 
kischer Nationalist sie wegen ihrer 
Unterstützung für „Grup Yorum“ an¬ 
gegriffen und am Kopf verletzt. Der 


DKP-Vorsitzende Patrik Köbele wer¬ 
tete es in seiner Rede beim Konzert 
als „Riesenerfolg“, dass das Konzert 
überhaupt stattfinden konnte. 

Zu dem Festival reisten überwie¬ 
gend türkische und türkischstämmi¬ 
ge Besucherinnen an, Busse kamen 
unter anderen aus Frankreich, Belgi¬ 
en, den Niederlanden und Österreich. 
Der Auftritt von „Grup Yorum“ ver¬ 
zögerte sich, weil es zeitweise stark 
regnete und die Bühne wegen der 
Gefahr von Blitzeinschlägen nicht 
benutzt werden konnte. 

Die Polizei hinderte 40 Rocker 
mit Kutten der türkisch-nationalis¬ 
tischen Gruppe „Osmanen“ daran, 

Grup Yorum 

beim UZ-Pressefest 
Samstag, 19.30 
Hauptbühne 


auf das Festivalgelände zu kommen. 
Sie kesselte die Gruppe ein, beschlag¬ 
nahmte Schlagringe, Schlagstöcke 
und Messer und nahm einige der 
Rechten in Gewahrsam. 

„Grup Yorum“ trat mit rund 30 
Musikern auf: Mit Chor, Solosängern, 
traditionellen türkischen und moder¬ 
nen Instrumenten spielten sie eige¬ 
ne Stücke und interpretierten Lieder 
aus der revolutionären Tradition der 
Türkei. Die Musiker, die in Gladbeck 
auftraten, gehören nicht zur Stamm¬ 
besetzung von Grup Yorum - die EU 
verweigert den „Grup-Yorum“-Mit- 
gliedern die Einreise in den Schen- 
gen-Raum unter dem Vorwand, die 
als terroristisch bezeichnete Organi¬ 
sation DHKP-C zu unterstützen. 

Damit hatten die deutschen Be¬ 
hörden auch im Vorfeld begründet, 
dass sie versuchten, das Konzert zu 
verhindern: Staatsschutz und Stadt¬ 
verwaltung hatten die Alevitische 
Gemeinde, auf deren Gelände das 


Festival ursprünglich stattfinden 
sollte, unter Druck gesetzt. Stadtver¬ 
waltung und konservative türkische 
Gruppen hatten unter den Einwoh¬ 
nern und über die Medien die Angst 
verbreitet, dass von den Konzertteil¬ 
nehmern und angeblichen Terrorun¬ 
terstützern Gewalt ausgehen könnte. 
Gegen das Konzertverbot protestier¬ 
ten Musiker und Aktivisten - auch 
der DKP - zwei Wochen lang vor 
dem Rathaus in Gladbeck. Patrik 
Köbele sagte in seiner Rede, die Art 
und Weise, wie die Behörden fort¬ 
schrittliche Kultur in die Nähe des 
Terrorismus rücken, erinnere ihn an 
die RAF-Hysterie. Das Vorgehen 
gegen „Grup Yorum“ sei nicht nur 
Schikane gewesen. Es hänge damit 
zusammen, „dass die Bundesregie¬ 
rung Erdogan braucht, um die vom 
Imperialismus verursachte Flucht¬ 
bewegung vor den Grenzen der EU 
aufzuhalten“. 

Olaf Matthes 


Thema der Woche 


Bei den Protesten 

... gegen das neue Arbeitsgesetz demons¬ 
trierten vergangene Woche 800 000 Men¬ 
schen in Paris, mehr als eine Million waren 
es in ganz Frankreich. 

Der Protest ist unübersehbar - allerdings 
nicht für die großen deutschen Medien. 
Sie berichten, wenn überhaupt, über rück¬ 
sichtslose und fußballfeindliche Gewerk¬ 
schaften. 

Die Polizei griff Demonstranten mit Trä¬ 
nengas, Blendgranaten und Wasserwerfern 
an. Sie konnte die Proteste nicht aufhalten. 
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Nur noch eine 
Woche bis zum 
UZ-Pressefest 


... und wir können mit dieser 
UZ das Programm des „UZ- 
Pressefest - Volksfest der 
DKP" vorlegen. 


Am kommenden Wochenende 
präsentieren die DKP und ihre 
Freunde und Gäste auf rund 
15 Bühnen ein umfangreiches 
Programm: 115 Konzerte, 100 
politische Diskussionsrunden 
und Vorträge, 19 Lesungen und 
Buchvorstellungen und ^The¬ 
ater- und Kabarettaufführun¬ 
gen stehen nach dem aktuellen 
Stand zur Auswahl. 

Das UZ-Pressefest ist das Fest 
der internationalen Solidari¬ 
tät - in diesem Jahr besonders 
mit der fortschrittlichen Tür¬ 
kei: Die linke türkische Gruppe 
Grup Yorum, deren Konzerte 
mit zehntausenden Besuchern 
mehrfach von den Behörden 
verboten wurden, wird spie¬ 
len. Der Chefredakteur der Ta¬ 
geszeitung Evrensel, Fatih Po- 
lat, wird von Zensur und Ver¬ 
folgung von Journalisten in 
der Türkei berichten. Die DKP 
erwartet Gäste von fortschritt¬ 
lichen Organisationen und 
Bewegungen aus der ganzen 
Welt. 

Das UZ-Pressefest ist das 
Fest der revolutionären Kunst 
und Kultur. Vor 60 Jahren,1956, 
starb Bertolt Brecht. Ihm zu Eh¬ 
ren spielen Musiker und Thea¬ 
tergruppen Lieder und Stü¬ 
cke des Dichters; Schriftsteller, 
Wissenschaftler und Aktivisten 
diskutieren, wie aktuell Brecht 
heute ist. Auf den rund 15 gro¬ 
ßen und kleinen Bühnen tre¬ 
ten Bands, Liedermacher, Chöre 
und Kabarettisten aus Deutsch¬ 
land und dem Ausland auf. 

Es ist das Fest des Austauschs, 
des Lernens und des Kampfes. 
Gewerkschafterlnnen und Ak¬ 
tive aus Bewegungen diskutie¬ 
ren, wie der Kampf für die Rech¬ 
te der arbeitenden Menschen 
erfolgreich sein kann; Autorin¬ 
nen, Wissenschaftlerlnnen und 
Journalistinnen liefern aktuelle 
marxistische Analysen. 

Das UZ-Pressefest ist das 
Fest, um solidarisch zusam¬ 
men zu arbeiten und zu feiern. 
Einige hundert ehrenamtliche 
Helferinnen machen das Fest 
erst möglich. Das UZ-Presse¬ 
fest wird zum Teil aus Spenden 
finanziert. Es ist ein Fest ohne 
Konzernwerbung, Sponsoren 
und Kommerz. 

uz-pressefest.de 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit m 


Lucas Zeise zur „Reform“ der Erbschaftssteuer 


Die Clans hätscheln 


Ende 2014 erklärte das Bundesver¬ 
fassungsgericht die Neuregelung der 
Erbschaftssteuer für verfassungswid¬ 
rig. Das hohe Gericht störte sich da¬ 
ran, dass Betriebsvermögen von der 
Steuer ohne weiteres ausgenommen 
wurde, und sah insofern den Gleich¬ 
heitsgrundsatz verletzt. Das Gericht 



hat damit das Offensichtliche festge¬ 
stellt: dass nämlich gerade jene von 
der Erbschaftssteuer weitgehend be¬ 
freit wurden, die die höchsten Vermö¬ 
gen zu vererben haben. 

Nun haben die Koalitionäre - in 
Gestalt von Finanzminister Wolfgang 
Schäuble (CDU), Wirtschaftsminis¬ 
ter Sigmar Gabriel (SPD) und dem 
CSU-Vorsitzenden Horst Seehofer - 
eine Neuregelung vorgelegt, die An¬ 
fang Juli von Bundestag und Bundes¬ 
rat verabschiedet werden und dann 
rückwirkend zum 1. Juli in Kraft tre¬ 
ten soll. Ein ganz klein wenig schwie¬ 


riger soll es jetzt für jene werden, die 
ein Betriebsvermögen im Wert von 
über 26 Mio. Euro erben. Sie müssen 
in die „Bedürftigkeitsprüfung“, ob ih¬ 
nen die Steuer erlassen wird. Wollen 
sie ihre eigenen Vermögensverhält¬ 
nisse - vielleicht aus anderen Steu¬ 
ergründen - nicht offenlegen, kön¬ 
nen sie die Erbschaftssteuer stunden 
lassen und abstottern, was steuerlich 
kein Nachteil sein muss. 

In der Sache ändert die kleine 
Hürde für die Familienclans freilich 
fast nichts. Schäuble selbst erwartet, 
dass durch die Neuregelung lediglich 
235 Mio. Euro mehr Erbschaftssteu¬ 
er anfallen dürfte. 2014 wurden 5,4 
Mrd. Euro eingenommen, aber nach 
Erkenntnissen der Steuerprüfung 109 
Mrd. Euro vererbt. Das von der Steu¬ 
er befreite und vererbte Vermögen 
hat sich seit 2009, als die Privilegien 
des Erbschaftssteuerrechts in Kraft 
traten, von 13 auf 40 Mrd. Euro 2014 
fast verdreifacht. Das Mitglied des 
Sachverständigenrates Lars Feld wird 
vom Handelsblatt mit dem Kommen¬ 
tar zitiert, es sei nur eine Frage der 
Zeit, bis „die Erbschaftssteuer wieder 
vor dem Verfassungsgericht landet.“ 

Die Ungleichbehandlung der 
Vermögenden im Steuerrecht ist ju¬ 
ristisch schwer zu rechtfertigen. Sie 
ist aber politisch gewollt. Die Clans 
vom Schlage der Porsches, Quandts, 
Mohns und Schäfflers werden gehät¬ 
schelt. Die heute reichen und mächti¬ 
gen Familien sollen das auch in fünf¬ 
zig oder hundert Jahren noch sein. 
Die Regierung treibt die Konzentra¬ 
tion von Kapital in den Händen we¬ 
niger voran. 


Kürzungen bei 
Gewerkschaftsstiftung 

Studienförderung betroffen. Stipendiatlnnen 
beklagen mangelnde Mitbestimmung 


Ernüchternd 

Spitzengespräch bringt Abschluss der Tarifrunde T-Systems 


A m Donnerstag, dem 16. Juni 2016 
wurden die ver.di-Mitglieder 
über die Einigung im Tarifkon¬ 
flikt bei T-Systems, der IT-Tochter der 
Deutschen Telekom, informiert, 
ver.di hatte eine Erhöhung von 5 Pro¬ 
zent inklusive einer sozialen Kompo¬ 
nente für die etwa 20 000 Beschäftigten 
gefordert. Auch das Thema „Ausschluss 
betriebsbedingter Kündigungen“ sollte 
in den Verhandlungen geklärt werden. 

Mobilisierungsfähigkeit und Streik¬ 
bereitschaft der Beschäftigten bei T- 
Systems bleiben deutlich hinter ihren 
Kolleginnen und Kollegen bei den Ser¬ 
vice-Gesellschaften der Telekom zu¬ 
rück. Das ist typisch für die IT-Bran- 
che. Allerdings war es den gewerk¬ 


schaftlichen Vertrauensleuten vor Ort 
an einigen Standorten gelungen, die 
Streikbereitschaft erheblich zu stei¬ 
gern. Das Gesamtbild bei T-Systems 
ist dennoch eher ernüchternd. So war 
es auch nicht verwunderlich, dass das 
„Angebot“ des Managements eine 
Entgelterhöhung von nur 0,5 Prozent 
nach 15 Null-Monaten ab dem 1. Juli 
2017 bei einer Laufzeit von 24 Mona¬ 
ten vorsah. An zahlreichen Standorten 
kam es zu spontanen Protesten, an de¬ 
nen sich auch Beschäftigte beteiligten, 
die nicht gewerkschaftlich organisiert 
waren. Von ver.di wurde dieses „An¬ 
gebot“ dann auch abgelehnt. 

Die Strategie der zentralen Arbeits¬ 
kampfleitung reduzierte sich jedoch auf 


die Optionen „Schlichtung“ und „Spit¬ 
zengespräch“, die betroffenen Kollegin¬ 
nen und Kollegen in eine kämpferische 
Strategie einzubinden, war nicht vor¬ 
gesehen. Das Ergebnis des „Spitzenge¬ 
spräches“ wurde von ver.di angenom¬ 
men. 

Es umfasst ein plus von 1,5 Prozent 
ab 1.7.2016 und noch einmal 1,5 Pro¬ 
zent ab 1.4.2017 für die Entgeltgrup¬ 
pen 1-5. Ein Plus von 1,0 Prozent ab 
1.7.2016 und 1,5 Prozent ab 1.4.2017 für 
die Entgeltgruppen 6-10. Die Laufzeit 
ist bis 31.3.2018 vereinbart, der Kündi¬ 
gungsschutz gilt bis zum 31.12.2018. 
Eine detaillierte Bewertung von Vor¬ 
bereitung, Verlauf und Ergebnis dieser 
Tarifrunde steht nun an. Bernd Blümmel 


Gleiche Arbeit, gleicher Lohn 

TvöD für alle - Neue Streiks in Berliner Krankenhäusern 


14 Tage am Stück streikten die Mit¬ 
arbeiter der Vivantes Service Gesell¬ 
schaft, um ihrer Forderung nach einem 
gerechteren Lohn Ausdruck zu verlei¬ 
hen. Der Streik begann am 08 Juni 2016 
und war zuerst nur für ein paar Tage 
geplant und wurde dann immer wieder 
verlängert. 

Vivantes ist ein Zusammenschluss 
von zehn städtischen Krankenhäusern 
und mit rund 14 500 Beschäftigten der 
zweitgrößte Arbeitgeber der Stadt Ber¬ 
lin. Für die Beschäftigten des „Mutter¬ 
konzerns“ gilt der TVöD (Tarifvertrag 
für den öffentlichen Dienst). Weil der 
Vivantes zu teuer ist, werden immer 
mehr Aufgabenbereiche an Tochterun¬ 
ternehmen ausgelagert. Darunter auch 
die Vivantes Service Gesellschaft. Für 
die Angestellten, die bei der Ausglie¬ 
derung vor einigen Jahren schon da¬ 
bei waren, galt der TVöD weiterhin, 
aber inzwischen gilt er schon für 250 
der 900 Beschäftigten nicht. Laut ver. 
di kann der Lohnunterschied zwischen 
Angestellten, die nach TVöD bezahlt 


werden, und denen, die es nicht wer¬ 
den, bis zu 900 Euro betragen - für die 
gleiche Arbeit. 

ver.di fordert, dass alle Angestell¬ 
ten nach TVöD bezahlt werden. Die 
Geschäftsführung schlug die Einfüh¬ 
rung von Lohntabellen vor, die al¬ 
lerdings ein weit niedrigeres Entgelt 
vorsehen als der TVöD. So sollten 
Beschäftigte des Patientenbegleit¬ 
services laut Tabelle nach acht Jahren 
2025 Euro bekommen, während es 
nach TVöD bereits nach sieben Jah¬ 
ren 2345,12 Euro wären. Deshalb for¬ 
derte ver.di die Geschäftsführung auf, 
bei der nächsten Verhandlungsrunde 
am 24 Juni 2016 ein ordentliches An¬ 
gebot in Richtung TVöD auf den Tisch 
zu bringen. 

Weiter wirft ver.di der Geschäfts¬ 
führung vor, den Geist der Notdienst¬ 
vereinbarung gebrochen zu haben. So 
streiken auch die Angestellten, die das 
Operationsbesteck sterilisieren. Die¬ 
se sind für den Streik sehr wichtig, da 
die Operationen einen großen Teil der 


Einnahmen des Krankenhauses ausma¬ 
chen und somit die Geschäftsführung 
da treffen, wo es ihnen weh tut - beim 
Geld. Eben deshalb wird hier krampf¬ 
haft versucht, den Normalbetrieb auf¬ 
recht zu erhalten. Angeblich nicht 
durch Leiharbeiter, sondern durch da¬ 
für extra vergebene Werkverträge, die 
in der Notdienstvereinbarung nicht 
verboten sind. Dennoch mussten be¬ 
reits nach dem ersten Streikwochenen¬ 
de die ersten Operationen ausgesetzt 
werden. dorne 


UZ-Pressefest - 
Fest für aktive Gewerkschafter 
Eishalle, Samstag, 2. Juli, 11 Uhr: 
„Zukunft der Arbeit“ 

Diskussionsrunde des Parteivorstandes 
der DKP mit Serdar Derventli, Mitglied der 
DIDF-Bundesgeschäftsführung, Olaf Harms, 
Sekretär für Betriebs- und Gewerkschafts¬ 
politik der DKP, und Werner Seppmann, So¬ 
ziologe. 


Guntram Hasselkamp zum Einsturz der Autobahnbrücke an der Ay 


Runter kommen sie immer 


Auf der Sitzung des Vorstands der ge¬ 
werkschaftsnahen Hans-Böckler-Stif- 
tung (HBS) wird an diesem Freitag 
über Kürzungen im Bereich der Stu¬ 
dienförderung beraten. Einsparungen 
sollen vor allem bei den Seminarange¬ 
boten für Stipendiatlnnen und durch 
die Halbierung der Förderreferate er¬ 
zielt werden. Das durch die wachsen¬ 
de Anzahl der vergebenen Stipendien 
bereits eingeschränkte Betreuungs¬ 
verhältnis würde sich dadurch weiter 
verschlechtern, die Referatsleitungen 
sollen künftig stattdessen durch wissen¬ 
schaftliche Mitarbeiterinnen entlastet 
werden. Gerade an Hochschulen und 
Forschungseinrichtungen sind solche 
Stellen wegen ihrer besonders weit¬ 


gehenden Befristungsmöglichkeiten 
nach dem Wissenschaftszeitvertrags¬ 
gesetz beliebt. 

Das Bundeskollektiv der Stipen¬ 
diatlnnen (Buko) der HBS kritisierte 
in einer Stellungnahme, dass die Kür¬ 
zungsvorhaben ohne Einbeziehung der 
Stipendiatlnnen erarbeitet worden wä¬ 
ren. Warum die Kürzungen überhaupt 
geplant sind, sei intern mit den zu er¬ 
wartenden Ausfällen von Aufsichtsrats¬ 
tantiemen bei Volkswagen begründet 
worden, heißt es aus dem Buko. Ge¬ 
werkschaftliche Mandatsträgerinnen 


in Aufsichtsräten sind laut „Abfüh¬ 
rungsregelung für Arbeitnehmerver¬ 
treterinnen und -Vertreter“ des DGB 
verpflichtet, Tantiemen an die HBS 
abzuführen. Bei einfachen Aufsichts¬ 
ratsmandaten sind es 10 Prozent bis zu 
einer Summe von 3500 Euro/Jahr und 
90 Prozent der darüber liegenden Be¬ 
züge. Darüber hinaus erhält die HBS 
Gelder vom Bundesministerium für 
Bildung und Forschung vor allem für 
die Vergabe der Stipendien. 

Im Vorstand der HBS sitzt neben 
dem DGB-Vorsitzenden sowie stell¬ 
vertretenden Vorsitzenden von ver.di, 
IGM und IG BCE u.a. auch ein Ver¬ 
treter der Stipendiatlnnen als beraten¬ 
des Mitglied. Den größten Einfluss auf 


Entscheidungen der Stiftung haben die 
größten Geldgeber, zu denen neben 
der IG Metall auch die IG BCE gehört. 

Im Unterschied zu anderen gro¬ 
ßen Stiftungen, die Stipendien fast 
ausschließlich nach Schulnoten - und 
somit gefiltert durch das deutsche Bil¬ 
dungssystem nach sozialer Herkunft - 
oder Parteizugehörigkeit (politische 
Stiftungen) vergeben, hatte die HBS 
vor allem die Förderung von Studieren¬ 
den aus „bildungsfernen Schichten“ - 
also Arbeiterkindern - zum Ziel. 

Imö 


„Deutschland geht es gut“, wir sind „auf 
einem guten Weg“ und haben „die er¬ 
folgreichste Bundesregierung seit der 
Wiedervereinigung“ und natürlich 
auch den erfolgreichsten Verkehrsmi¬ 
nister aller Zeiten. Letzte Woche wurde 
diese Erfolgsbilanz durch ein weiteres 
Prunkstück aufpoliert: Die Autobahn¬ 
brücke an der A7. Sie ist eingestürzt. 
Nicht die alte, die neue. Merkwürdi¬ 
gerweise herrschte Schweigen im Wal¬ 
de bei der ansonsten um keinen Super¬ 
lativ verlegenen Qualitäts- und Jubel¬ 
presse. Ein Bauarbeiter ist ums Leben 
gekommen. 

Made in Germany. Die deutsche 
Ingenieurskunst, die technologische 
Überlegenheit Deutschlands und mei¬ 
netwegen auch der deutsche Export¬ 
überschuss und die deutsche Fußball- 
nationalmannschaft. Zurückhaltend 
und bescheiden wie „unsere“ Mei¬ 
nungsindustrie so auftritt, gibt sie die¬ 
se Highlights gern mal bei anderen, sol¬ 
chen technologischen Analphabeten 
wie China oder Russland zum Besten. 
Und das macht „uns“ so beliebt in der 
Welt. So beliebt wie die schwäbischen 
Hausfrauen im Kanzleramt und in der 
Wilhelmsstraße. 

Musste die schwäbische Hausfrau 
vor einigen Jahrzehnten noch „schaffe, 
schaffe Häusle baue“, so ist sie heute 
deutlich weiter. Das große Glück ihres 
siebten Himmels ist heute die Null. Prä¬ 
zise: Die schwarze Null. 

Nicht erst seit dem Brückenein¬ 
sturz von Werneck erscheint dieses 
hehre Ziel allerdings in mancher Hin¬ 
sicht suboptimal. Primär dann, wenn es 
mit einer zweiten, beliebten Geschich¬ 
te verbunden wird. Diese geht so: Gier 
ist gut. Denn die ungezügelte Gier des 


Homo Oeconomicus erzeugt, sozusa¬ 
gen hinterrücks, ohne dass man weiß 
wie, für alle ein besseres Leben. Jeden¬ 
falls besser, als wenn man es mal mit 
kollektiver Vernunft angehen würde. 
Kurz: Privat vor Staat. 

Da sich der private Egoismus dum¬ 
merweise profitbedingt selten für In¬ 
frastruktur oder gar Brückenbau in¬ 
teressiert und der schlanke Staat sich 
einnahmebedingt einen schlanken Fuß 
machen muss, gelten etwa 2500 Brü¬ 
cken im Bundesgebiet als marode und 
dringend sanierungsbedürftig. Viele 
sind schon für den Schwerlastverkehr 
gesperrt. In gewisser Weise ein kosten¬ 
loser Dauerstresstest für die ansons¬ 
ten doch möglicherweise unterforder¬ 
te Rest-Verkehrsinfrastruktur. 

Wie man nicht nur bei den uns in 
jeder Hinsicht vorauseilenden USA 
sehen kann, kommt mit dem Neolibe¬ 
ralismus auch der gnädige, ökologisch 
segensreiche Verfall. Irgendwann sind 
die Straßen und Schienen unbefahrbar 
und irgendwann liegen die Brücken un¬ 
ten. Manchmal hat man Glück und es 
stehen keine Menschen darauf oder da¬ 
runter. Aber nicht immer. 

Neu und innovativ ist, dass nun die 
Brücken schon zusammenkrachen, be¬ 
vor sie überhaupt marode werden kön¬ 
nen. Das deutet auf eine weitere Errun¬ 
genschaft hin. Die Weiterentwicklung 
der deutschen Ingenieurskunst durch 
die BWL. Warum so elend lange her¬ 
umrechnen und konstruieren, wenn 
es auch mit über dem Daumen peilen 
geht. Auch die Konstruktionsleistung 
ist Teil des gesamtgesellschaftlichen 
Sparprogramms, also mitnichten sak¬ 
rosankt. Da darf es keine Denkverbo¬ 
te geben, auch wenn sich die Herren 


Ingenieure erst noch daran gewöhnen 
müssen und manchmal auch die Auto¬ 
fahrer und Bauarbeiter. 

Wie sagte Bildungsministerin Jo¬ 
hanna Wanka doch so richtig „Es ist 
erfreulich, dass sich der Bildungsstand 
der Bevölkerung in den letzten Jahr¬ 
zehnten kontinuierlich verbessert hat. 
Dazu tragen auch die Flexibilität und 
Durchlässigkeit des Schulsystems im 
Hinblick auf höhere Schulabschlüs¬ 
se bei.“ Nur ewig Gestrige werden die 
laut aktuellem Bildungsbericht fehlen¬ 
den 44 000 Lehrkräfte als Problem und 
nicht als Ansporn für „innovative päd¬ 
agogische Lösungen“ empfinden. Wa¬ 
rum immer gleich nach mehr Lehrern 
rufen. Mehr Tests - wie bei Frau Klump 
und Herr Bowlen - tun’s auch. Keine 
Denkverbote. So macht man Pädago¬ 
gik heute. 

Die Erfolge bleiben nicht aus: Das 
Kölner Stadtarchiv, die Eissporthalle in 
Bad Reichenhall, der Asphalt der Al 
zwischen Bremen und Hamburg, die 
Lärmschutzwände auf der ICE-Strecke 
Köln-Frankfurt, der BER, die Elbphil¬ 
harmonie, Stuttgart 21 usw. usw. 

Wir sind auf einem guten Weg und 
Schwarz-Rosa sollte sich nicht irre 
machen lassen, nur weil beispielswei¬ 
se die Chinesen schon jetzt mit 7500 
km über drei mal so viele Eisenbahn- 
Hochgeschwindigkeitsstrecken verfü¬ 
gen wie die deutsch Börsenbahn und 
diese vermutlich termingerecht bis 
2020 auf 16000 km ausgebaut haben 
werden. Das Wichtigste ist doch Pri¬ 
vat vor Staat und das allerwichtigste 
die Schwarze Null. Die kann uns kei¬ 
ner nehmen. Und für die maroden Brü¬ 
cken gilt das alte Fliegermotto: Runter 
kommen sie immer. 


Hans Böckler 
Stiftung 
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EU-Einlagensicherung gekippt 

„Keine Schulden-Vergemeinschaftung, so lange ich lebe.“ - Merkel lebt 


S chäuble bremst die EU-Einla- 
gensicherung“ freut sich die FAZ. 
Deutschland habe „in einem 
wichtigen Punkt nun einen Teilerfolg 
erzielt.“ Dieser „Teilerfolg“ bestehe da¬ 
rin, „dass der von der EU-Kommission 
vorgeschlagene und von der Bundes¬ 
regierung bisher abgelehnte gemeinsa¬ 
me Einlagensicherungsfonds allenfalls 
über den Weg einer zwischenstaatli¬ 
chen Vereinbarung der beteiligten Län¬ 
der und nicht in einem EU-Gesetzge- 
bungsverfahren auf den Weg gebracht 
werden kann“ Konkret: Berlin hat ein 
zentrales Element der europäischen 
Bankenunion, den Einlagensicherungs¬ 
fonds, EDIS, zu Fall gebracht. Na, wenn 
dass kein Grund zur Freude ist. 

Die Lage ist entgegen der amtlich/ 
medialen Gesundbeterei alles andere 
als entspannt. Und das gilt nicht nur für 
Griechenland. Ganz gleich wie die Ab¬ 
stimmung am 23. Juni in Großbritanni¬ 
en ausgehen wird, die Euro-Skeptiker 
sind auf dem Vormarsch. Die düste¬ 
ren Konjunkturaussichten, die weiter¬ 
hin schwelende Krise und die brutale 
Abwälzung der Krisenlasten mit Hil¬ 
fe einer rigiden Austeritätspolitik auf 
die arbeitende Bevölkerung wird die 
Ausstiegsstimmung weiter anheizen. 
Sie wird aber auch die Schieflage der 
Finanzindustrie weiter befördern. Es 
gibt durchaus Gründe, warum der Chef 
der Eurogruppe, Jeroen Djisselbloem, 


Die Bundesregierung möchte eine 
zentrale Bundesfernstraßengesell¬ 
schaft (BFG) errichten und damit 
den Bundesländern die Auftragsver¬ 
waltung der Bundesfernstraßen ent¬ 
ziehen. Dazu ist eine Grundgesetzän¬ 
derung notwendig, die eine Zweidrit¬ 
tel-Zustimmung in Bundestag und 
-rat braucht. Die Länder lehnen die 
Gesellschaft bisher ab. 

Die vorgeschlagene Bundesfern¬ 
straßengesellschaft soll nach den Vor¬ 
stellungen des Verkehrsministeriums 
eine privatrechtliche GmbH sein und 
zuständig für den Lebenszyklus Stra¬ 
ße werden, das heißt gebündelt für 
die Aufgaben Planen (einschließlich 
Grunderwerb), Bauen, Betreiben, Er¬ 
halten und Finanzieren. Die vielfach 
auch als Autobahngesellschaft be- 
zeichnete GmbH soll die betroffenen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aus 
den Ländern übernehmen, selbst Kre¬ 
dite aufnehmen können, die Beteili¬ 
gung privaten Kapitals an Projekten 
ermöglichen und ohne Haftungsver¬ 
bund zum Bund ausgebildet werden. 
Möglicherweise soll die Gesellschaft 
auch selbst zu 49,9 Prozent teilpriva- 
tisierbar werden. 

Einbezug privaten Kapitals 

Vor zwei Jahren hatte Wirtschaftsmi¬ 
nister Sigmar Gabriel eine unter an¬ 
derem mit Vorständen von Banken 
und Versicherungen besetzte Kom¬ 
mission unter dem Vorsitz von DIW- 
Chef Marcel Fratzscher einberufen. 
Die Kommission sollte Vorschläge 
„zur Stärkung der Investitionen in 
Deutschland“ erarbeiten, heraus kam 
die offensive Forderung nach dem 
Einbezug von privatem Kapital in den 
Ausbau und Betrieb öffentlicher In¬ 
frastruktur. Die Autobahngesellschaft 
war dazu das erste und am weitesten 
ausformulierte Beispiel. Dieser Zu¬ 
sammenhang zu den Interessen der 
Versicherungen ist seit Sommer 2015 
wieder medial in den Hintergrund ge¬ 
rückt (worden). Seither hebt die Bun¬ 
desregierung vor allem auf die not¬ 
wendige Reform der Auftragsverwal¬ 
tungen ab. 

Die Verkehrsminister der Länder 
richteten als Reaktion auf die Forde¬ 
rungen der Fratzscher-Kommission die 
Bodewig-II-Kommission ein, die sich 
mit dem „Bau und der Unterhaltung 
des Verkehrsnetzes“ befasste und ihren 


die geplante europäische Bankenuni¬ 
on weiter voran treibt. Aber eben auch 
solche, warum der Bundesfinanzminis¬ 
ter sie torpediert. 

Zu Beginn der Eurokrise hatten 
hochaufmunitionierte Finanzspeku¬ 
lanten begonnen - trotz der Gemein¬ 
schaftswährung - auf die Insolvenz 
einzelner Eurostaaten zu wetten. Mit 
gutem Grund. „Wir dürfen nicht den 
Fehler machen, die Vergemeinschaf¬ 
tung des Risikos als Lösung erschei¬ 
nen zu lassen“, verkündete die Kanz¬ 
lerin in der Regierungserklärung am 
15. Dezember 2010. Ein Euro ist seit¬ 
her nicht mehr ein Euro. Diese So¬ 
lidaritätsverweigerung wurde zum 
(kostspieligen) Prinzip der Bundesre¬ 
gierung, wenn auch die Kanzlerin im¬ 
mer in dem Moment umfällt, in dem 
es real um die Existenz der Eurozone 
geht. Trotz hunderte Milliarden-schwe- 
rer Rettungsschirme war erst wirklich 
Ruhe als EZB-Chef Mario Draghi am 
26. Juli 2012 („Whatever it Takes“) die 
prinzipiell unbegrenzten Munitions¬ 
vorräte der Zentralbank in Anschlag 
gebracht hatte. 

Seither gibt es im Euro-Krisenma- 
nagement mindestens zwei widerstrei¬ 
tende Ansätze. Zum einen das Bemü¬ 
hen, sozusagen im Gesamtinteresse, 
eine Stabilisierung der Lage, zumin¬ 
dest des wackligen Finanzsektors, hin¬ 
zubekommen. Dazu zählt die im Mai 


Abschlussbericht Mitte Februar 2016 
vorlegte. Mit einem 16:0-Beschluss 
bestätigten die Minister, die Auftrags¬ 
verwaltung behalten zu wollen. Frage¬ 
stellungen zur Einbindung von priva¬ 
tem Kapital wurden in diesem Bericht 
zwar nur am Rande behandelt, aber als 
Option nicht ausgeschlossen: „Zur Ge¬ 
winnung privater Investitionen bedarf 
es einer Rendite. Damit erhöhen sich 
zwangsläufig die Finanzierungskosten 
für die Bereitstellung der hierüber be¬ 
reitgestellten Infrastruktur. Privates 
Kapital kann letztendlich nur in Ein¬ 
zelprojekten bzw. über Konzessions¬ 
modelle Eingang in die Gesamtfinan¬ 
zierung finden.“ (Bodewig-Abschluss- 
bericht 2016) 

Die Verkehrsminister der Länder 
stellen sich in zentralen Fragen gegen 
die Pläne des Bundes, schließen aber 
eine „zentrale Kapitalsammelstelle“ 
nicht aus. Die Einbindung von priva¬ 
tem Kapital wird durch sprachliche 
Wendungen zwar als begrenzt be¬ 
schrieben, eine später überprüfbare 
Grenzsetzung findet allerdings nicht 
statt. Es könnte somit einer entspre¬ 
chenden Gesellschaft die Kreditfä¬ 
higkeit gestattet und die Möglichkeit 
eingeräumt werden, Kapitalanlegern 
öffentlich-private Partnerschaftsver¬ 
träge (ÖPP-Verträge) anzubieten. 
Die Renditeerwartungen der priva¬ 
ten Kapitalanleger sind in jedem Fal¬ 
le saftig. 


2014 beschlossene Europäische Ban¬ 
kenunion. Zum anderen hatte die fi¬ 
nanzielle Schieflage großer Teile der 
„Euro-Peripherie“ die Damen und 
Herren in Berlin und Frankfurt in die 
exzellente Lage versetzt, die Finanz¬ 
politik der Eurozone souverän zu be¬ 
stimmen und damit ein austeritätspo- 
litisches Formierungskonzept für fast 
den gesamten Kontinent durchsetzen 
können. Diese Position gilt es daher 
mit allen Mitteln zu verteidigen. Um 
den „Reformdruck“ weiter aufrecht 
erhalten zu können, ist Berlin/Frank¬ 
furt an einer nachhaltigen Stabilisie¬ 
rung nicht wirklich interessiert. Gera¬ 
dezu exemplarisch wurde diese Strate¬ 
gie, für alle demonstrativ sichtbar, im 
Falle des notleidenden Griechenlands 
durchexerziert. 

Für die Bankenunion bedeu¬ 
tet das, dass hier zwar ein (fragli¬ 
cher) Aufsichts- und Abwicklungs- 
Mechanismus“ geschaffen wurde, 
also die zentralen Europäischen Kon- 
trollinstanzen, vor allem aber die Po¬ 
sition der EZB gestärkt wurde, aber 
alles was nach „Vergemeinschaftung 
des Risikos“ aussieht, also die gemein¬ 
same Einlagensicherung, weiterhin des 
Teufels ist. Die Position Schäubles lässt 
sich in etwa so zusammenfassen. Wenn 
es gelingt, die Risiken auf Null zu mi¬ 
nimieren, können wir sie meinetwegen 
vergemeinschaften. So lange das nicht 


Einstieg in den Ausverkauf 

Kaum jemand fordert offensiv und in 
der Öffentlichkeit ÖPP, aber ohne ÖPP 
ergibt die ganze Konstruktion einer 
Fernstraßengesellschaft keinen Sinn. 
Schließt man ÖPP ganz aus, bleibt von 
den Reformvorschlägen wenig übrig. 
Dass ÖPP ein wichtiges - vermutlich 
das zentrale - Instrument zum Ein¬ 
beziehen privaten Kapitals wird, zeigt 
auch die enorme Schnittmenge der In¬ 
teressen von Bauindustrie und Versi¬ 
cherungen, die ein gemeinsames Posi¬ 
tionspapier dazu verfasst haben. 

Vor diesem Hintergrund werden 
vermutlich auch die Hoffnungen ent- 

Die „Plattform gegen eine Bundes¬ 
fernstraßengesellschaft“, ein Zu¬ 
sammenschluss von Gewerkschaf¬ 
ten, Privatisierungskritikern, Um¬ 
welt- und Verkehrsverbänden sowie 
Parlamentariern, hat vor einer Vor¬ 
festlegung in Sachen BFG während 
der Europameisterschaft gewarnt. 
Am 16. Juni, also während der EM, 
verhandelten die Ministerpräsiden¬ 
ten mit der Bundesregierung über 
die Bund-Länder-Finanzbeziehun- 
gen. 

Aktuelle Informationen und Unter¬ 
schriftensammlung unter: 
www.gemeingut.org 
www.keine-fernstrassengesell- 
schaft.de 


der Fall ist, wird es mit Berlin keine 
Einlagensicherung geben. Also nie. 

Natürlich liegt das alles meilen¬ 
weit von einer wirklichen Lösung des 
Problems (soweit das im Kapitalismus 
möglich ist) entfernt. Dies hätte zumin¬ 
dest einen radikalen Schnitt der Staats¬ 
schulden, eine drastische Schrumpfung 
des Finanzsektors und das Verbot sei¬ 
ner spekulativen Elemente und nicht 
zuletzt die Wiedereinführung von Ka¬ 
pitalverkehrskontrollen zur Voraus¬ 
setzung. Das wird vom geschäftsfüh¬ 
renden Personal selbstredend weder 
gewollt noch gekonnt. Es wäre aber 
gewissermaßen die Voraussetzung für 
so etwas wie eine sinnvolle EU-Ban- 
kenunion gewesen. 

Und so sehen sich Sparkassen und 
Raiffeisenbanken nicht zu Unrecht 
von einem hypertrophen Finanzsektor, 
der auf weite Strecken einem giganti¬ 
schen Casino gleicht, dort wo es ums 
Risiko geht, in eine „Solidargemein- 
schaft“ gezwungen. Dass DSGV-Chef 
Georg Fahrenschon EDIS als „eine 
Art zentralistische Zwangshaftung“ 
sieht, klingt zwar nach partikularisti- 
scher Froschperspektive, liegt aber im 
Trend des von dem finanz- und auste- 
ritätspolitisch vermachtet und formier¬ 
ten Konzerneuropa enttäuschten, nati- 
onalstaatlich argumentierenden Euro¬ 
skeptizismus. 

Klaus Wagener 


täuscht, eine deutsche Fernstraßen¬ 
gesellschaft könnte sich ähnlich wie 
die österreichische Autobahnen- und 
Schnellstraßen-Finanzierungs-Aktien¬ 
gesellschaft (ASFINAG) eines ausge¬ 
weiteten Einsatzes von ÖPP enthalten. 
Die bundesdeutschen Gesellschaften, 
die den Prozess begleiten und insti¬ 
tutionell umsetzen sollen, sind vor al¬ 
lem die Verkehrsinfrastrukturfinan¬ 
zierungsgesellschaft mbH (VIFG), 
die Deutsche Einheit Fernstraßenpla- 
nungs- und -bau GmbH (DEGES) und 
die ÖPP Deutschland AG. Alle drei 
Gesellschaften sind extrem ÖPP-beja- 
hend, ja teilweise wachsen ihnen Be¬ 
deutung und Aufgaben zu, wenn sich 
der Einsatz von ÖPP ausweitet. 

Zudem ist interessant, wie die AS¬ 
FINAG begründet, warum ihre 11,6 
Milliarden Euro Schulden nicht als 
Staatsschulden gerechnet werden 
müssen. In einer öffentlichen Anhö¬ 
rung des Deutschen Bundestags am 
13. April stellte ASFINAG-Chef Klaus 
Schierhackl dar, den Schulden stünden 
der geschätzte Wert der ASFINAG von 
20 Milliarden Euro gegenüber. Damit 
wäre die ASFINAG pro Mitarbeiter 
sechseinhalb Mal mehr wert als der 
Technologiekonzern Apple. Vermut¬ 
lich rechnete Schierhackl jedoch den 
Wert der österreichischen Straßen mit 
ein. Die Autobahnen werden also als 
Sicherheiten verstanden - der Einstieg 
in den Ausverkauf. Carl Waßmuth 


Attraktiver Chemie-Abschluss 

In Lahnstein bei Koblenz wollten IG 
BCE und Chemiearbeitgeber nach 
Redaktionsschluss zu einer Tarifver¬ 
einbarung für die rund 550 000 Kolle¬ 
ginnen, die in der chemischen Indus¬ 
trie arbeiten, kommen. IG-BCE-Ver¬ 
handlungsführer Peter Hausmann bog 
vor den Verhandlungen verbal bereits 
auf die Zielgerade ein: „Der Spielraum 
für eine anspruchsvolle, attraktive Zahl 
ist vorhanden, denn die Unternehmen 
verdienen gutes Geld. Wir wissen auch, 
dass die Vertragslaufzeit in den großen 
Tarifbewegungen dieses Jahres stets 
eine große Rolle gespielt hat.“ Die Ver¬ 
tragslaufzeiten lagen meist bei knapp 
24 Monaten, sodass die vereinbarten 
Tariferhöhungen auf den Gesamtzeit¬ 
raum schöngerechnet durchaus „at¬ 
traktiv“ klangen, aufs Jahr gerechnet 
jedoch nur bedingt. Die IG BCE for¬ 
dert eine Erhöhung der Entgelte um 
5 Prozent. Es ist davon auszugehen, 
dass diese Forderung sich auf 12 Mo¬ 
nate bezieht. Imö 

WSI-Streikbilanz 

Nach dem Streikjahr 2015 mit rund 2 
Millionen Streiktagen zeichnet sich nach 
den ersten sechs Monaten für 2016 ein 
„deutlich geringeres Arbeitskampfvolu¬ 
men“ ab, wie das Wirtschafts- und Sozial¬ 
wissenschaftliche Institut (WSI) der 
Hans-Böckler-Stiftung mitteilt. Dem¬ 
nach sind bisher etwa 405 000 streikbe¬ 
dingte Ausfalltage zu verzeichnen. 

Die Beteiligung an Streiks, insbeson¬ 
dere an Warnstreiks, blieb hoch. Nach 
Gewerkschaftsangaben legten rund eine 
Million Beschäftigte die Arbeit nieder, 
dies sind in etwa so viele wie im gesam¬ 
ten Vorjahr. 

Erneut Streiks bei Amazon 

Die Beschäftigten von Amazon waren 
in dieser Woche erneut zum Streik auf¬ 
gerufen, um einen Tarifvertrag zu for¬ 
dern. Den Auftakt machten am Montag 
die Beschäftigten in den Versandzentren 
Bad Hersfeld, Rheinberg und Werne. 

„In dieser Woche werden an etlichen 
Standorten kurzfristig bekannt gegebe¬ 
ne Streiks stattfinden, mit denen der Ge¬ 
schäftsablauf von Amazon empfindlich 
gestört wird“, sagte Stefanie Nutzenber¬ 
ger, ver.di-Bundesvorstandsmitglied. 

ver.di bringt das Thema Gesundheit 
in den Arbeitskampf ein. Amazon hat 
laut ver.id „extrem hohe Krankenquo¬ 
ten“. In einer Umfrage unter den Be¬ 
schäftigten klagten diese über zu knapp 
bemessene Pausen, ständig anziehende 
Leistungsvorgaben, schlechte Schicht¬ 
einteilungen und eine respektlose Be¬ 
handlung durch Vorgesetzte. 

Dritter Warnstreik von 
Berliner Lehrkräften 

Vom 20. bis zum 21. Juni 2016 legten 
über 3 500 Lehrer aus 486 Schulen in 
Berlin ihre Arbeit nieder. Bereits zum 
dritten Mal in diesem Jahr rief damit die 
Gewerkschaft Erziehung und Wissen¬ 
schaft (GEW) zum Warnstreik auf. 
Konkret wird um einen Tarifvertrag 
gekämpft, der gleichen Lohn für ange- 
stellte Lehrkräfte sichert. Der Finanz¬ 
senator Matthias Kollatz-Ahnen (SPD) 
lehnte das mit Hinweis auf die Tarifge¬ 
meinschaft der Länder ab. Diese sollte 
jedoch genug Spielraum für Sonderver¬ 
einbarungen bieten, meinte Bildungsex¬ 
pertin Doreen Siebernik von den Grü¬ 
nen. dome 

Tarifrunde Banken 

ver.di hat für die Tarifrunde im pri¬ 
vaten und öffentlichen Bankgewerbe 
eine flexible Streikplanung mit unter¬ 
schiedlichen regionalen Schwerpunk¬ 
ten angekündigt. Den Auftakt machten 
in der letzten Woche die Beschäftigten 
der Nassauischen Sparkasse in Hessen. 
Ein Arbeitgeberangebot gibt es bisher 
nicht. 

ver.di fordert für die Beschäftigten 
in den privaten und öffentlichen Ban¬ 
ken die Erhöhung der Gehälter um 4,9 
Prozent, sowie gleiche Bezahlung bei 
gleicher Tätigkeit. Die Ausbildungs¬ 
vergütung soll um 80 Euro steigen, 
nach erfolgreicher Ausbildung soll eine 
Übernahme in unbefristete Vollzeit er¬ 
folgen. Außerdem ist der Tarifvertrag 
Altersteilzeit zu verlängern. 

Die nächste Verhandlungsrunde 
findet am 28. Juni 2016 in Wiesbaden 
statt. 


Grundgesetzänderung für Privatisierung? 

Fernstraßengesellschaft würde Ausweitung von ÖPP bedeuten 
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Gedenken an getötete 
Internationalistin 

Verschiedene antifaschistische Orga¬ 
nisationen veranstalten am 25. Juni 
in Duisburg das „2. Ivana Hoffmann 
Festival“, um das Andenken an die 
Kommunistin aufrecht zu erhalten. 
Zur Erinnerung: Hoffmann hatte sich 
seit ihrem 15. Lebensjahr an verschie¬ 
denen Initiativen im Kampf gegen Fa¬ 
schismus und Krieg beteiligt. Auch in 
der Bildungsstreik-Bewegung von 
Schülern und Studenten war sie aktiv. 
Zudem war sie eine leidenschaftliche 
Unterstützerin des Befreiungskamp¬ 
fes des kurdischen Volkes. Aus diesem 
Grund schloss sich Hoffmann 2014 
dem kurdischen Befreiungskampf im 
nordsyrischen Rojava an und betei¬ 
ligte sich am Kampf gegen die Ter¬ 
rormiliz „Islamischer Staat“ (IS). Am 
7. März 2015 starb die damals erst 
20-jährige junge Frau während einer 
bewaffneten Auseinandersetzung mit 
den IS-Truppen. 

Kurz nach dem Tod der in Duis¬ 
burg beerdigten deutschen Staats¬ 
bürgerin hatte sich der „Freundes¬ 
kreis Ivana Hoffmann“ gegründet, 
der das nach ihr benannte Festival 
nun zum zweiten Mal organisiert hat. 
„Die Trauer und der Schmerz sind 
immer noch groß, doch wir wollen 
Ivanas Energie in unseren Taten wei¬ 
terleben lassen und ihre Geschichte 
der ganzen Welt erzählen, damit ihr 
Kampf für eine gerechte Welt nie¬ 
mals in Vergessenheit geraten wird. 
Ivana ist ein Teil der Geschichte, die 
erzählt werden muss, doch nur von 
uns erzählt werden kann“, heißt es im 
Aufruf des Freundeskreises zum dies¬ 
jährigen Festival. In dessen Rahmen 
sollen verschiedene Künstlerinnen 
und Künstler aus unterschiedlichen 
Musikrichtungen und Sprachen auf- 
treten. Sowohl Jazz und Rock als auch 
HipHop sowie türkische und kurdi¬ 
sche Volksmusik seien geplant. Auch 
die politische Debatte soll selbstver¬ 
ständlich nicht zu kurz kommen. 
http://ivanafestival.blogsport.de 

Nichts gelernt 

Nach dem Vorfall beim „Tag der Bun¬ 
deswehr“ in Stetten, bei der die Armee 
Kinder an Handfeuerwaffen gelassen 
hat, nun ein neuer Fall: Beim „Tag 
der offenen Tür“ der Bundeswehr 
in Weiden in der Oberpfalz durften 
Kinder und Jugendliche am Sonntag 
(19. Juni) nicht nur auf Kampfpan¬ 
zern und Haubitzen herumklettern, 
sondern auch im Schützenpanzer mit¬ 
fahren, wie Fotos zeigen. In einer ge¬ 
meinsamen Pressemitteilung fordern 
die „Deutsche Friedengesellschaft - 
Vereinigte Kriegsdienstgegnerinnen“ 
und das „Netzwerk Friedenskoope¬ 
rative“ ein Ende der Waffenschauen. 
www.dfg-vk.de 

Prozessauftakt gegen 
türkische Linke 

In der vergangenen Woche hat vor 
dem Oberlandesgericht München der 
Prozess gegen 10 Aktivistinnen und 
Aktivisten der Föderation der Arbei¬ 
ter aus der Türkei in Europa (ATIK) 
begonnen. Ihnen wird die Mitglied¬ 
schaft in der Kommunistischen Partei 
der Türkei/Marxistisch-Leninistisch 
(TKP/ML) vorgeworfen, weswegen 
das Bundesjustizministerium eine Ver¬ 
folgungsermächtigung wegen „Mit¬ 
gliedschaft in einer ausländischen ter¬ 
roristischen Vereinigung“ nach § 129 b 
StGB erlassen hatte. 

Die TKP/ML ist außer in der Tür¬ 
kei in keinem Land verboten und be¬ 
findet sich auch nicht auf den soge¬ 
nannten „Terrorlisten“ der USA und 
der EU. Ungeachtet dessen hatte die 
Bundesanwaltschaft (BAW) bereits 
seit 2006 ermittelt. Am 15. April des 
vergangenen Jahres waren die Be¬ 
schuldigten in mehreren EU-Staaten 
auf Betreiben der BAW festgenom¬ 
men worden und sitzen seitdem in 
Untersuchungshaft. 

Vor dem Gerichtsgebäude fand 
unterdessen eine lautstarke Solidari¬ 
tätskundgebung mit über 500 Teilneh¬ 
mern statt, auf der unter anderem Ni¬ 
cole Gohlke, Bundestagsabgeordnete 
der Linkspartei, die sofortige Einstel¬ 
lung des Verfahrens forderte. 


Sinneswandel oder nur Vorwahlkampf? 

Steinmeier versucht sich vorsichtig in NATO-Kritik 


J a, ist denn heut’ schon Weih¬ 
nachten? Gewiss nicht. Der Vize¬ 
kanzler sowie SPD-Chef Gabriel 
ist schon im Vorwahlkampfmodus, 
streckt aber wohl doch nur mal - 
mehr oder weniger vorsichtig - die 
Fühler aus. Anders sind seine aktu¬ 
ellen Äußerungen nicht zu erklären. 
Am vergangenen Wochenende for¬ 
derte er jedenfalls im „Spiegel“ ein 
„progressives Bündnis“ im Land ge¬ 
gen das „Gift des Rechtspopulismus“ 
und die „Mitte-Links-Parteien“ auf, 
„ihren notorischen Missmut, ihre Ei¬ 
telkeiten und Spaltungen zu überwin¬ 
den? Progressive Parteien und Bewe¬ 
gungen müssten „miteinander regie¬ 
rungsfähig sein? Nanu? Dann aber 
weiter: Der Gegner der Demokratie 
stehe rechts. Richtig! 

Gabriel warf der Union vor, an¬ 
gesichts dieser Aufgabe zu versagen. 
Früher habe sie „vielen alten Nazis 
und Deutschnationalen eine politi¬ 
sche Heimat gegeben“. Das empört 
nun führende CDU- und CSU-Politi- 
ker sehr. Ist aber nun auch wahr. Zu¬ 
dem meint er, dass infolge der „poli¬ 
tischen Entkernung“ der CDU durch 
Parteichefin Angela Merkel die Uni¬ 
onsparteien „ihre Bindekraft für die¬ 
ses Milieu verloren“ hätten. Später 
meinte er, nur ein Bündnis gegen die 
AfD gemeint zu haben. 

Außenminister Frank-Walter 
Steinmeier kritisierte am vergan¬ 
genen Wochenende die NATO und 
sprach sich gegen deren militärische 
Drohgebärden gegenüber Russland 
aus. „Was wir jetzt nicht tun sollten, 
ist durch lautes Säbelrasseln und 
Kriegsgeheul die Lage weiter anzu¬ 
heizen“, hatte Steinmeier der „Bild 
am Sonntag“ erklärt. Das NATO- 
Manöver „Anakonda“ in Polen war 


gerade beendet, der NATO-Gipfel 
in Warschau steht noch bevor. „Wer 
glaubt, mit symbolischen Panzerpara¬ 
den an der Ostgrenze des Bündnisses 
mehr Sicherheit zu schaffen, der irrt“, 


so der Bundesaußenminister weiter. 
Es dürften keine Vorwände für eine 
Konfrontation geliefert werden. Mit 
den NATO-Partnern müsse wieder 
„verstärkt über den Nutzen von Ab¬ 
rüstung und Rüstungskontrolle für 
die Sicherheit in Europa“ gesprochen 
werden, meint der Minister und wur¬ 
de prompt aus CDU, CSU und von 
einigen Grünen angegriffen. 

Der CDU-Außenpolitiker Nor¬ 
bert Röttgen warf Steinmeier vor, 
mit dem Thema Russland Parteipo¬ 
litik zu betreiben und Verwirrung zu 
stiften. Das CDU-Präsidiumsmitglied 
Jens Spahn meinte: „Wir sehen, dass 
Steinmeier als Putin-Versteher schon 
den Weg bereitet für die Linkspartei.“ 


Hinter Steinmeiers Vorstoß steckt 
jedoch weitaus mehr als nur eine Po¬ 
sitionierung im Vorwahlkampf. Viel¬ 
leicht ist es - wie bei Gabriel - nur 
ein Test, vielleicht aber teilt er tat¬ 


sächlich die Einschätzung, dass eu¬ 
ropäische Politik ohne Einbeziehung 
Russlands zu weiteren Spannungen, 
ja zu einer hoch gefährlichen Situati¬ 
on führt. „Entschlossenheit“, wie sie 
Politiker der CDU und CSU meinen, 
führt nur zu weiteren Zuspitzungen. 
Sicher kann er sich auch den For¬ 
derungen von Teilen der deutschen 
Wirtschaft nicht verschließen, die 
unzufrieden sind mit der Konfronta¬ 
tionspolitik der NATO und der EU. 
Jüngst beklagte nämlich der Ost-Aus¬ 
schuss der Deutschen Wirtschaft, dass 
die Exporte nach und die Importe 
aus Russland weiter zurückgegangen 
sind. Nicht nur die Krise in Russland 
stört das Geschäft, sondern auch die 


anhaltenden Sanktionen der USA 
und der EU-Länder gegen Russland, 
das entsprechend antwortete, und vor 
allem das Säbelgerassel. Dabei will 
doch Daimler nahe Moskau ein Werk 
für SUV errichten. Knorr-Bremse in¬ 
vestiert, um beim Ausbau der russi¬ 
schen Eisenbahnstrecken „vor Ort“ 
zu sein usw. usf. 

Es ist also kein Wunder, dass der 
Vorsitzende des Ost-Ausschusses der 
Deutschen Wirtschaft, Wolfgang Bü- 
chele, auch die kürzliche Äußerung 
zur Sanktionslockerung von Außen¬ 
minister Steinmeier „ausdrücklich“ 
unterstützt: 

Zum jüngsten Internationalen 
Wirtschaftsforum in St. Petersburg 
kamen übrigens auch deutsche Ka¬ 
pitalvertreter mit Geschäftsinteres¬ 
sen in Russland. Sie waren - anders 
als 2015 - zahlreich vertreten: ne¬ 
ben Kaeser von Siemens auch Uni- 
per-Chef Klaus Schäfer und der Vor¬ 
standsvorsitzende des Gase-Spezi- 
alisten Linde, der Aufsichtsratschef 
des Reisekonzerns TUI, Klaus Man¬ 
gold, Wolfgang Büchele und andere. 
Bei einer deutsch-russischen Runde 
wurde über mögliche Kooperationen 
auf neuen Feldern diskutiert. Indus¬ 
trie 4.0 wurde als Anknüpfungspunkt 
ausgemacht. 

Aber Gabriel war nicht auf die¬ 
sem Wirtschaftsforum - anders als 
Juncker, Oettinger und Italiens Re¬ 
gierungschef Renzi. Und es ist auch 
nicht zu erwarten, dass Gabriel oder 
Steinmeier zum Petersburger Dialog 
kommen, der eine Woche nach dem 
Warschauer NATO-Gipfel in Sankt 
Petersburg stattfinden wird. Gabriel 
reist aber nächste Woche erstmal zu 
Putin, um Gespräche zu führen. 

Nina Hager 



Linke verstärkt Opfer polizeilicher Spitzelattacken aus dem In- und Ausland 


Im Visier der Spione 



Ausgeforscht wurden vor allem auch linke Jugendzentren ... 


V erschiedene Abgeordnete der 
Linkspartei haben sich in der 
vergangenen Woche erneut ge¬ 
gen den Einsatz verdeckter Polizeispit¬ 
zel in der politischen Linken gewandt 
und die Aufklärung vergangener Ein¬ 
sätze verlangt. Das Ausmaß, in dem 
allein britische Polizeibeamte in der 
außerparlamentarischen Linken spit¬ 
zeln, ist beachtlich. Seit 1968 sollen 
mindestens 100 britische Polizeispit¬ 
zel mindestens 460 politische Grup¬ 
pen unterwandert haben, darunter 
auch im Ausland, gab Andrej Hunko, 
Bundestagsabgeordneter der Links¬ 
partei, jüngst bekannt. „Zu Einsätzen 
in Deutschland sind mir die Netzwer¬ 
ke ,Dissent! 4 und Jugend gegen Ras¬ 


sismus in Europa 4 bekannt 44 so Hunko 
weiter. Das britische Innenministerium 
muss offenlegen, welche weiteren Ak¬ 
tivistinnen und Aktivisten in wessen 
Auftrag in Deutschland ausgeforscht 
wurden. „Einsätze verdeckter Ermitt- 
lerinnen und Ermittler aus dem Aus¬ 
land bergen rechtliche Lücken. Für 
die disziplinarrechtliche Verfolgung ist 
die entsendende Behörde zuständig 44 
so der Bundestagsabgeordnete. Wie 
im Fall des britischen Polizeispitzels 
Mark Kennedy fehle es dort jedoch 
oft am Verfolgungswillen. Erst nach 
mehrfachen Eingaben, Anfragen und 
offenen Briefen habe sich das deutsche 
Bundesinnenministerium entschlossen, 
die Ausdehnung der britischen Un¬ 


tersuchung auf verdeckte Einsätze in 
Deutschland zu verlangen. Zuvor hat¬ 
ten dies die schottische und die nord¬ 
irische Regierung gefordert. 

Eine mehrjährige richterliche Un¬ 
tersuchung in London soll Rechtsbrü¬ 
che verdeckter Ermittler aufklären und 
ahnden. Gegenstand ist unter anderem, 
ob britische Polizist/innen zu Straftaten 
angestiftet haben oder sexuelle Bezie¬ 
hungen mit Ziel- und Kontaktperso¬ 
nen unterhielten. Acht Frauen haben 
bereits erfolgreich gegen die Metropo¬ 
litan Police geklagt. 

„Auch in Deutschland werden im¬ 
mer mehr Fälle bekannt, in denen ver¬ 
deckte Ermittlerinnen und Ermittler 
sexuelle und intime Beziehungen mit 
Ziel- oder Kontaktpersonen eingin¬ 
gen“, erinnerte Hunko. Er verwies zu¬ 
dem auf den Fall der verdeckten Er¬ 
mittlerin „Astrid Schütt“ aus Hamburg, 
der Mitte Mai für Aufsehen über die 
Hansestadt hinaus sorgte. Von 2006 an 
soll die LKA-Beamtin die linke Sze¬ 
ne der Hansestadt über sieben Jahre 
lang ausspioniert haben (UZ berichte¬ 
te). Nach „Iris Schneider“ und „Maria 
Block“ war dies bereits der dritte Fall 
in nur zwei Jahren. Die Hamburger 
Bürgerschaftsabgeordnete Christiane 
Schneider (Linkspartei) hatte kürzlich 
versucht, durch zwei Kleine Anfragen 
an den Senat Licht ins Dunkel zu brin¬ 
gen. Die Antworten fielen jedoch sehr 
allgemein und vage aus. „Die Antwort 
des Senats bestätigt meinen Verdacht, 
dass es sich bei dem Einsatz von , As¬ 
trid Schütt 4 zumindest über einen län¬ 
geren Zeitraum um eine unzulässige 
geheimdienstliche Tätigkeit der Poli¬ 
zei handelt. Eine solche geheimdienst¬ 
liche Tätigkeit der Polizei ist durch die 
Rechtsgrundlage nicht gedeckt. Es ist 
nicht einmal ansatzweise nachzuvoll¬ 
ziehen, dass der Einsatz im selbstver¬ 
walteten Jugendzentrum ,Unser Haus 
e.V. 4 in Bergedorf zur ,Abwehr einer 
Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit 


einer Person erforderlich 4 oder dass er 
das einzige Mittel zur ,Verhütung von 
Straftaten von erheblicher Bedeutung 4 
gewesen sein könnte“, kritisierte Chris¬ 
tiane Schneider. 

Die Antwort des „rot-grünen“ 
Hamburger Senats liefere nicht den ge¬ 
ringsten Anhaltspunkt dafür, dass die 
verdeckte Ermittlung notwendig war - 
im Gegenteil: Die Frage, ob der Ein¬ 
satz zu Ermittlungsverfahren geführt 
habe, bleibt sogar unbeantwortet. „Es 
liegt nahe, dass der Einsatz der Beam¬ 
tin im Jugendzentrum und auch weitere 
Aktivitäten ausschließlich dem Zweck 
dienten, eine Legende aufzubauen. Zu 
diesem Zweck hat sie sich in alle mög¬ 
lichen Gruppen eingeschlichen, ge¬ 
täuscht, gelogen, Vertrauen erschlichen, 
politische Meinungsbildungsprozesse 
manipuliert. Das ist durch das Gesetz 
nicht gedeckt“, so Schneider weiter. Die 
Abgeordnete verwies außerdem dar¬ 
auf, dass das Trennungsgebot von Poli¬ 
zei und Geheimdienst erneut missach¬ 
tet worden sei. 

Hunko forderte, die besagten Fälle 
auf Bundesebene zu untersuchen. Er 
sehe darin schließlich „einen polizei¬ 
lichen Apparat, der sich unkontrolliert 
verselbstständigt“. So sei das deutsche 
Bundeskriminalamt (BKA) selbst Vor¬ 
reiter in der Ausweitung grenzüber¬ 
schreitender Einsätze. Die gegenseitige 
Entsendung deutscher und britischer 
verdeckter Ermittlerinnen und Ermitt¬ 
ler und der Entwurf von Handreichun¬ 
gen führten zu einer Ausweitung dieser 
Praxis in ganz Europa. Das BKA ge¬ 
höre außerdem zu den Gründern zwei¬ 
er internationaler Polizeinetzwerke zu 
verdeckten Ermittlungen, die sich fern¬ 
ab jeder Kontrolle etabliert hätten, er¬ 
innerte Hunko außerdem. Es brauche 
deshalb auch in Deutschland eine Un¬ 
tersuchung, die sämtliche Vorfälle aus¬ 
wertet und die Einsätze in- und auslän¬ 
discher Polizeispitzel auf den Prüfstand 
stelle. Markus Bernhardt 
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Grundrechte nur für Deutsche? 

Bürgerrechtsorganisationen lehnen bundesdeutsche Flüchtlingspolitik ab 


M ehrere zehntausend Men¬ 
schen haben sich am ver¬ 
gangenen Wochenende in 
mehreren bundesdeutschen Groß¬ 
städten versammelt, um ein Zeichen 
gegen Rassismus zu setzen und ihre 
Solidarität mit Flüchtlingen zu de¬ 
monstrieren. Zu den Menschenket¬ 
ten hatten 40 Organisationen, darun¬ 
ter der Deutsche Gewerkschaftsbund 
(DGB), Amnesty International, der 
Lesben- und Schwulenverband, der 
Zentralrat der Muslime sowie der 
Paritätische Wohlfahrtsverband auf¬ 
gerufen. Auch zahlreiche Prominen¬ 
te wie etwa der Fußballer Gerald 
Asamoah, die Schauspieler Benno 
Fürmann und Michaela May, der Ka¬ 
barettist Urban Priol und Michael 
„Breiti“ Breitkopf von der Punkband 
„Die Toten Hosen“ hatten für die Teil¬ 
nahme an der Aktion geworben. 

Ihren Auftakt hatte die Aktion, 
die unter dem Motto „Hand in Hand 
gegen Rassismus“ stand, bereits am 
Sonnabend mit mehr als 8 000 Teil¬ 
nehmerinnen und Teilnehmern in Bo¬ 
chum genommen. Dort bildeten die 
Antirassisten eine kilometerlange 
Menschenkette, in der die Veranstal¬ 
ter bewusst einige Lücken ließen, in 
die sie Schuhe stellten, die als Symbol 
für Menschen, die abgeschoben wur¬ 
den oder auf ihrer Flucht umkamen 
verstanden werden sollten. 

Am Sonntag folgten weitere Pro¬ 
teste - unter anderem in Berlin, Mün¬ 
chen, Hamburg, Leipzig und Mün¬ 
chen. Annelie Buntenbach, Mitglied 
des DGB-Bundesvorstandes, mach¬ 
te deutlich, dass Geflüchtete die So¬ 
lidarität der Gesellschaft brauchen. 
„Als Gewerkschaften treten wir ein 
für eine Gesellschaft, an der alle auf 
Augenhöhe teilhaben können.“ Da¬ 
her bräuchten Geflüchtete „unse¬ 
re anhaltende Solidarität“, forderte 
Buntenbach. Sie warnte außerdem 
davor, dass Flüchtlinge „zum billigen 
Jakob des Arbeitsmarktes“ gemacht 
würden. „Allerdings benötigen Ge¬ 
flüchtete genauso Unterstützung wie 
Langzeitarbeitslose oder junge Men¬ 
schen ohne Berufsabschluss. Als Ge¬ 
werkschaften kämpfen wir für soziale 
Gerechtigkeit - und lassen uns nicht 


gegeneinander ausspielen“, konsta¬ 
tierte sie. 

Auch bei den Protestteilnehmern 
nahm die Ablehnung der bundes¬ 
deutschen Flüchtlingspolitik breiten 
Raum ein. Sie forderten ein Ende der 
Abschiebung und die Unterbringung 


von Flüchtlingen in eigenen Wohnun¬ 
gen. Kritik kam auch von der innen¬ 
politischen Sprecherin der Linksfrak¬ 
tion im Bundestag, Ulla Jelpke. Es sei 
höchste Zeit, bei der europäischen 
Flüchtlingspolitik umzudenken und 
vor allem umzulenken, forderte sie. 
„Keine weiteren Abschottungsdeals 
mehr, stattdessen endlich humanitä¬ 
re Aufnahme und Schutz für Men¬ 
schen in Not.“ Gerade die EU habe 


„keinerlei Berechtigung, über an¬ 
gebliche Überforderung zu klagen“. 
„Schließlich ist sie bei der Schaffung 
von FluchturSachen ganz vorne - und 
versagt nach wie vor bei der solida¬ 
rischen Flüchtlingsaufnahme“, stellte 
Jelpke weiter klar. 


Kritisch bedacht wird der unwür¬ 
dige Umgang staatlicher Stellen mit 
Flüchtlingen auch im dieser Tage ver¬ 
öffentlichten „Grundrechte-Report 
2016“. So laute die Übersetzung von 
Liberte, Egalite und Fraternite aktuell 
Grenzkontrollen, Stacheldrahtzäune, 
Kriegsschiffe, heißt es in dem Report. 
Gelinge es nicht, die Flüchtlinge fern¬ 
zuhalten, laute der Dreiklang Tröglitz, 
Freital, Heidenau - Chiffren des Jah¬ 


res 2015 für eskalierende Gewalt und 
rassistische Stimmungsmache gegen 
Flüchtlinge, heißt es in einem weite¬ 
ren Beitrag. Martin Kutscha ruft in 
seinem Text in Erinnerung, dass die 
aktuelle Festlegung sicherer Her¬ 
kunftsstaaten im Flüchtlingsrecht 


zurückgeht auf die Amputation des 
Asylgrundrechts vor gut 20 Jahren. 

„Die Lage der Grundrechte ist der 
wichtigste Seismograph für die Hal¬ 
tung von Staat und Gesellschaft zu 
Freiheit und Würde der Menschen. 
Die scheinbar in Stein gemeißelten 
Grundrechte müssen täglich neu er¬ 
kämpft und verteidigt werden“, kon¬ 
statierte der Schriftsteller Ilja Troja- 
now anlässlich der Präsentation des 


„Grundrechte-Reports“ in der ver¬ 
gangenen Woche in Karlsruhe. 

Der „Grundrechte-Report 2016“ 
ist unterdessen der 20. und dieses Ju¬ 
biläum war Anlass für die Redaktion, 
dem neuen Buch nicht nur das Vor¬ 
wort des allerersten Reports von 1997 
voranzustellen, sondern auch in drei 
einleitenden Artikeln einen Rück¬ 
blick auf die letzten 20 Jahre zu geben. 
Neben den Beiträgen zu den Themen 
Flucht und Rassismus finden sich dar¬ 
in außerdem Texte des renommierten 
Bürgerrechtlers und Publizisten Rolf 
Gössner, der sich den Themengebie¬ 
ten staatliche Überwachung, Geheim¬ 
dienstaktivitäten, Wirtschafts- und 
Regierungsspionage widmet. 

Bisher galt der Grundrechte-Re¬ 
port, der von acht namhaften Bür¬ 
gerrechtsorganisationen - darunter 
das Komitee für Grundrechte und 
Demokratie und die Internationale 
Liga für Menschenrechte - heraus¬ 
gegeben wird, gemeinhin als eine Art 
„alternativer Verfassungsschutzbe¬ 
richt“. „Im Laufe der Jahre konnte der 
Report aufzeigen, dass Grundrechte 
am effektivsten durch ihre engagier¬ 
te Wahrnehmung verteidigt werden, 
am wenigsten aber durch staatliche 
Behörden, die sich mit dem Prädi¬ 
kat Verfassungsschutz 4 schmücken.“ 
Nachdem bei den Geheimdiensten 
ein „Skandal“ den anderen ablöse, 
reiche es jedoch nicht mehr, ihnen 
jedes Mal die gelbe Karte zu zeigen, 
„sie müssen mit Rot endlich aus dem 
Spiel genommen werden“. „Jedenfalls 
ist der Grundrechte-Report mittler¬ 
weile kein alternativer Verfassungs¬ 
schutzbericht mehr, sondern der ein¬ 
zig wirkliche“, stellen die Herausgeber 
daher klar. 

Markus Bernhardt 

* Grundrechte-Report 2016 - Zur Lage 
der Bürger- und Menschenrechte in 
Deutschland. Herausgeber: T. Müller- 
Heidelberg, E. Steven, M. Pelzer, M. Hei- 
ming, H. Fechner, R. Gössner, H. Niehaus 
und K. Mittel. Preis 10,99 Euro, 224 Sei¬ 
ten; ISBN 978-3-596-03588-5; Fischer 
Taschenbuch; Juni 2016. 

http://www.grundrechte-report.de 



„Hand in Hand gegen Rassismus“ standen am Sonntag auch in Berlin viele Menschen ... 


Die enthemmte Mitte 

Studie zeigt deutliche Polarisierung und Radikalisierung in Deutschland 


„Ohne Judenvernichtung würde man 
Hitler heute als großen Staatsmann 
ansehen.“ 5,7 Prozent aller Befragten 
stimmen diesem Satz voll und ganz 
bzw. überwiegend zu. 79,8 Prozent 
lehnen ihn völlig oder überwiegend 
ab. 14,5 Prozent antworten mit teils, 
teils. „Im nationalen Interesse ist un¬ 
ter bestimmten Umständen eine Dik¬ 
tatur die bessere Staatsform.“ 6,7 Pro¬ 
zent stimmen zu, 75,5 Prozent lehnen 
ab: Der Rest (17,6 Prozent) votiert für 
teils, teils. „Auch heute noch ist der 
Einfluss der Juden zu groß“: 10,8 Pro¬ 
zent Zustimmung, 68 Prozent Ableh¬ 
nung. „Die Verbrechen des National¬ 
sozialismus sind in der Geschichts¬ 
schreibung weit übertrieben worden“: 
6,4 Prozent Zustimmung, 77,8 Prozent 
Ablehnung. „Die Ausländer kommen 
nur hierher, um unseren Sozialstaat 
auszunutzen“: Zustimmung 32,1, Ab¬ 
lehnung 33,7 Prozent. 

Achtzehn derartiger Fragen 
wurden im Frühjahr bundesweit 
2 420 Menschen (West: 1 917, Ost: 503) 
in persönlichen Gesprächen gestellt. 
Wie viele Menschen befürworten 
eine rechtsautoritäre Diktatur? Wie 
viel Zustimmung gibt es bei Auslän¬ 
derfeindlichkeit, Antisemitismus, So¬ 
zialdarwinismus, Chauvinismus und 
Verharmlosung des Nationalsozialis¬ 
mus? Die Ergebnisse sind in einer Stu¬ 
die der Uni Leipzig zusammengefasst, 
die in Kooperation mit der Heinrich- 
Böll-, der Otto-Brenner- und der Ro- 
sa-Luxemburg-Stiftung entstanden ist 


und am 15. Juni in Berlin von Dr. Oli¬ 
ver Decker und Prof. Dr. Elmar Bräh- 
ler vorgestellt wurde. Titel: „Die ent¬ 
hemmte Mitte. Autoritäre und rechts¬ 
extreme Einstellung in Deutschland.“ 

Die Wissenschaftler stellen fest: 
„Es gibt zwar keine Zunahme rechts¬ 
extremer Einstellungen, aber im Ver¬ 
gleich zur Studie vor zwei Jahren be¬ 
fürworten Gruppen, die rechtsextrem 
eingestellt sind, stärker Gewalt als 
Mittel der Interessensdurchsetzung.“ 
Zudem habe bei diesen Gruppen das 
Vertrauen in gesellschaftspolitische 
Einrichtungen wie die Polizei oder Par¬ 
teien deutlich nachgelassen. „Sie füh¬ 
len sich vom politischen System nicht 
repräsentiert“, sagt Decker. 

Im Vorwort der Studie heißt es: 
„Nicht allein die neu aufflammenden 
Vorurteile gegen einzelne Gruppen 
machten das Interesse an der neuen 
Erhebung dringend. Die diesjähri¬ 
ge Erhebung fand auch in einer Zeit 
statt, in der sich neue rechtspopulisti¬ 
sche oder rechtsextreme Parteien ent¬ 
wickeln und Erfolge feiern. Daneben 
erstarkten autoritäre islamfeindliche 
Bewegungen, und die von uns über 
die Jahre festgestellten Ressentiments 
und Vorurteile schlugen 2015 in offe¬ 
nen Hass um. Mehr als 1 000 Atten¬ 
tate wurden im gesamten Bundesge¬ 
biet auf Flüchtlingsunterkünfte verübt, 
mehr als 100 Unterkünfte wurden in 
Brand gesteckt.“ 

Eine Radikalisierung zeige sich bei 
der Einstellung zu bestimmten gesell¬ 


schaftlichen Gruppen. „Die Ableh¬ 
nung von Muslimen, Sinti und Roma, 
Asylsuchenden und Homosexuellen 
hat noch einmal deutlich zugenom¬ 
men“, konstatiert Brähler. 49,6 Prozent 
der Befragten sagten, Sinti und Roma 
sollten aus den Innenstädten verbannt 
werden. 2014 waren 47,1 Prozent die¬ 
ser Meinung. 40,1 Prozent erklärten, 
es sei ekelhaft, wenn sich Homose¬ 
xuelle in der Öffentlichkeit küssten 
(2011: 25,3 Prozent). Und 50 Prozent 
gaben an, sich durch die vielen Musli¬ 
me manchmal wie ein Fremder im ei¬ 
genen Land zu fühlen. 2014 waren dies 
noch 43 Prozent. 

Als Erfolg könne man es dagegen 
ansehen, dass in demokratischen Mi¬ 
lieus Gewalt deutlich stärker abge¬ 
lehnt werde als 2014. „Beides steht 
in Deutschland nebeneinander: Wir 
haben Menschen, die sich aktiv um 
Flüchtlinge bemühen, und es gibt Men¬ 
schen, die Flüchtlinge aktiv ablehnen.“ 
Damit habe eine deutliche Polarisie¬ 
rung und Radikalisierung stattgefun¬ 
den. Und die Umfrage belege, dass 
viele Rechtsextreme „in der AfD 
eine neue politische Heimat gefun¬ 
den haben“, so Brähler. Rund 34 Pro¬ 
zent der Befragten, die rechtsextreme 
Einstellungen hätten, wählten danach 
die AfD. Zum Vergleich: 11,5 Prozent 
dieser Befragten gaben der CDU ihre 
Stimme, 15,1 Prozent der SPD und 
3,8 Prozent den Grünen. 

Die Ergebnisse der Untersuchung 
haben in der vergangenen Woche für 


Aufsehen und kontroverse Stellung¬ 
nahmen gesorgt. 

Der rechte Sektor fühlt sich er¬ 
wischt. Jasper von Altenbockum, in 
der FAZ verantwortlich für die In¬ 
nenpolitik (FAZ online 17. Juni 2016), 
möchte unterscheiden. Die Fragen zu 
Antisemitismus, Nationalsozialismus 
und Sozialdarwinismus ließen in der 
Tat eindeutige Schlüsse zu, er bezweif¬ 
le das aber bei den Fragen zu Chau¬ 
vinismus, Fremdenfeindlichkeit und 
Diktatur-Anfälligkeit. Die seien stark 
interpretationswürdig. 

Dem Satz „Was unser Land heu¬ 
te braucht, ist ein hartes und energi¬ 
sches Durchsetzen deutscher Interes¬ 
sen gegenüber dem Ausland“ stimm¬ 
ten 16,2 Prozent zu, 45 Prozent lehnten 
ihn ab. Die FAZ: „Ist also die ganze 
Flüchtlingspolitik der Bundesregie¬ 
rung ein chauvinistisches Glanzstück? 
Ist es also wirklich ein Zeichen von 
Chauvinismus, wenn man ,voll und 
ganz 4 , aber ,überwiegend 4 zustimmt? 

Oder: „Die Ausländer kommen nur 
hierher, um unseren Sozialstaat aus¬ 
zunutzen“ - inwiefern ist es ein Zei¬ 
chen von Fremdenfeindlichkeit, wenn 
man der Feststellung in einer Zeit zu¬ 
stimmt, in der viele Bewerber aus ge¬ 
nau diesem Grunde abgewiesen wur¬ 
den, fragt die FAZ und meint es rhe¬ 
torisch. 

★ 

In der Tat, die Studie macht deutlich, 
dass die Politik der Bundesregierung 
rechtem Terrror wie schon 1992 die 
Stichworte liefert. Zudem tut sie, was 
Faschisten fordern. Um mit Esther 
Bejarano zu sprechen: Wir sind schon 
mittendrin. Klaus Stein 


Solidarität ist 
verfassungsfeindlich 

Im Prozess, den der Heidelberger Leh¬ 
rer Michael Csaszköczy gegen den ba¬ 
den-württembergischen Verfassungs¬ 
schutz führt (t/Z berichtete ), hat das 
Verwaltungsgericht seine Urteilsbe¬ 
gründung veröffentlicht. Die über mehr 
als zwanzig Jahre andauernde geheim¬ 
dienstliche Überwachung Csaszkö- 
czys sei Rechtens, unter anderem weil 
er sich im Bundesvorstand der Roten 
Hilfe engagiert habe. In der Urteilsbe¬ 
gründung versteigt sich das Gericht zu 
der Behauptung, verfassungsfeindlich 
sei die Rote Hilfe schon allein deshalb, 
weil sie „ausdrücklich auch Kommu¬ 
nisten in ihre Organisation einschlös¬ 
se“ und bereit sei diese aufzunehmen. 
Bei einer Organisation, die auch in 
Bezug auf die BRD von „staatlichem 
Unrecht“ und „Repression“ spreche, 
sei es gleichgültig, ob sie die Verfas¬ 
sung bekämpfe oder nur die konkre¬ 
te Verfassungswirklichkeit. Die Ver¬ 
fassungswirklichkeit sei „das Ergebnis 
des parlamentarischen Wettstreits, das 
unter Wahrung des Mehrheitsprinzips 
zustande gekommen sei“. Eine Kritik 
daran sei deshalb nicht statthaft, so die 
Richter. „Diese groteske gedankliche 
Kapriole erklärt diejenigen zu Staats¬ 
feinden, die auf Grundrechtsverletzun¬ 
gen und staatliches Unrecht hinweisen. 
Alle Menschen, die Kritik an polizei¬ 
lichen und gerichtlichen Entscheidun¬ 
gen üben, werden so zum staatlichen 
Feindbild und zum legitimen Objekt 
des bundesdeutschen Geheimdienstes“, 
kritisierte die linke Rechtshilfe- und 
Solidaritätsorganisation Rote Hilfe in 
einer Stellungnahme. 
www.gegen-berufsverbote.de 
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Zusammen können wir mehr erreichen 

Vor den Wahlen in Spanien: Podemos und Vereinigte Linke gewinnen Stimmen und 
geben Inhalte auf 


Missverständnisse vermeiden 

Russland und die USA wollen ihre Mi¬ 
litäreinsätze in Syrien künftig besser ko¬ 
ordinieren. Das teilte das russische Ver¬ 
teidigungsministerium am Sonntag nach 
einer Videokonferenz mit USA-Militärs 
mit. Das Pentagon bestätigte, dass beide 
Seiten die Notwendigkeit von Sicherheits¬ 
maßnahmen betont hätten, um Zwischen¬ 
fälle und Missverständnisse im syrischen 
Luftraum zu verhindern. Das Pentagon 
hatte Russland am Samstag vorgeworfen, 
vom USA-Militär unterstützte Milizen in 
Syrien angegriffen zu haben. 

Ich entscheide 

In der polnischen Hauptstadt haben er¬ 
neut Tausende gegen eine Verschärfung 
des Abtreibungsgesetzes demonstriert. 
„Ich existiere, ich denke, ich entschei¬ 
de“, skandierte die Menge, auf Bannern 
stand: „Frauenrechte sind Menschen¬ 
rechte“. 

China-Geschäft schrumpft 

Japans Exporte gingen im Mai den ach¬ 
ten Monat in Folge zurück. Wie es am 
Montag hieß, sind die Ausfuhren um 
11,3 Prozent gesunken. Die Exporte 
nach China, dem wichtigsten Handels¬ 
partner, seien sogar um knapp 15 Pro¬ 
zent gefallen. 

Notstand verlängert 

Wegen der „anhaltenden Terrorgefahr“ 
haben die tunesische Regierung und das 
Parlament in Tunis am Montag den Aus¬ 
nahmezustand um einen weiteren Monat 
verlängert. Staatschef Beji Ca'id Essebsi 
hatte den Ausnahmezustand im Novem¬ 
ber verhängt, nach einem Anschlag auf 
die Präsidentengarde mit zwölf Toten. 

China protestiert 

China hat mit scharfem Protest auf ei¬ 
nen erneuten Zwischenfall im Südchi¬ 
nesischen Meer reagiert, bei dem indo¬ 
nesische Kriegsschiffe chinesische Fi¬ 
scher bedrängt und beschossen haben 
sollen. China verurteile „solch exzessi¬ 
ve Gewalt“, sagte ein Sprecher des Au¬ 
ßenministeriums laut Medienberichten 
vom Montag. Wie die Nachrichtenagen¬ 
tur Xinhua berichtete, soll sich der Zwi¬ 
schenfall am Freitag in einem Seegebiet 
ereignet haben, in dem Chinesen traditi¬ 
onell fischen, das aber von beiden Län¬ 
der beansprucht wird. Ein chinesischer 
Fischer wurde demnach verletzt, sieben 
Seeleute von Indonesien verhaftet. 

Flucht aus Falludscha 

Nach dem Vormarsch der irakischen 
Regierungskräfte ins Zentrum von 
Falludscha hat sich die Notlage der Zivi¬ 
listen dort weiter verschärft. In den ver¬ 
gangenen drei Tagen seien rund 30 000 
Menschen aus der umkämpften Stadt 
geflohen, erklärte die Hilfsorganisation 
Norwegian Refugee Council (NRC) am 
Sonntag. Die Gesamtzahl der Flücht¬ 
linge habe sich damit innerhalb kurzer 
Zeit auf etwa 62 000 verdoppelt. Hilfs¬ 
organisationen hätten kaum noch Geld, 
um die notleidenden Menschen mit dem 
Nötigsten zu versorgen. 

Die UNO hat nach eigenen Anga¬ 
ben in diesem Jahr erst 31 Prozent des 
Geldes erhalten, das sie für die Versor¬ 
gung von mehr als sieben Millionen Ira¬ 
kern benötigt. 

Fest der Solidarität 

Das UZ-Pressefest ist das Fest der in¬ 
ternationalen Solidarität. Das drückt 
sich auch in den Gästen aus: 26 kom¬ 
munistische und Arbeiterparteien und 
drei Botschaften schicken ihre Vertre¬ 
ter zum UZ-Pressefest. 

KP Brüssel-Wallonien (Belgien), PdA 
Belgiens, KP Britanniens, KP in Däne¬ 
mark, Partei der Europäischen Linken, 
KP Griechenlands, Fortschrittliche 
Volkspartei Guyanas, Tudeh-Partei 
(Iran), KP Irlands, Arbeiterpartei Irlands, 
Irakische KP, KP Kubas, Laotische Revo¬ 
lutionäre Volkspartei, Libanesische KP, 
Neue KP der Niederlande, Demokrati¬ 
sche Front zur Befreiung Palästinas, KP 
Polens, KP Pakistans, 

Portugiesische KP, Rumänische Sozia¬ 
listische Partei, KP der Völker Spaniens, 
Syrische KP, KP Böhmens und Mährens 
(Tschechien), Kommunistische Partei 
(Türkei), KP Vietnams, AKEL (Zypern) 
Botschaften der Republik Kuba, der So¬ 
zialistischen Republik vietnam, der De¬ 
mokratischen Volksrepublik Laos 


D as linke Bündnis aus „Podemos“ 
und Vereinigter Linker (Izquier- 
da Unida, IU) wird Umfragen 
zufolge bei den Parlamentswahlen am 
kommenden Sonntag zur zweitstärks¬ 
ten Kraft werden. Ob es ihm gelingt, 
eine linke Regierung zu bilden, wird 
von der sozialdemokratischen PSOE 
abhängen. Genau das hatten die Sozi¬ 
aldemokraten nach den letzten Wahlen 
im Dezember abgelehnt, so dass Neu¬ 
wahlen nötig wurden. 


Nun stellen die Sozialdemokraten 
fest, dass diese Ablehnung einer linken 
Regierung ihre Wähler nicht begeistert. 
Allen Umfragen nach wird die PSOE 
am Sonntag das schlechteste Ergebnis 
ihrer Geschichte erzielen. Die Zeitung 
„El Diario“ berichtete, dass die PSOE 
Wahlkampfhelfer über ein kommer¬ 
zielles Unternehmen engagiert hat. 
Die Aushilfsaktivisten verdienen 1160 
Euro, um in Vollzeit Flugblätter zu 
verteilen und an Veranstaltungen der 
PSOE teilzunehmen. Für Mitglieder 
regionaler PSOE-Führungen, so der 


Wie kann man Trump verhindern? 
Die Kommunistische Partei der USA 
(CPUSA) geht davon aus, dass es dazu 
nötig sei, in der Demokratischen Par¬ 
tei um fortschrittliche Mehrheiten zu 
kämpfen - und im Zweifel auch Clin¬ 
ton zu unterstützen. 

Das Gesicht für eine fortschrittli¬ 
chere Politik in den USA war in den 
vergangenen Monaten Bernie Sanders. 
Sein Wahlprogramm ist mit Forderun¬ 
gen für tatsächliche Verbesserungen 
gespickt, würde dieses Programm um¬ 
gesetzt, wäre das in der Tat eine politi¬ 
sche Wende. Es gibt Widerstand gegen 
die Diskriminierung von Schwarzen 
und Homosexuellen, gegen den Abbau 
von Arbeiterrechten. Auf der anderen 
Seite scharen sich die Republikaner 
hinter den ultrareaktionären Donald 
Trump. Für die CPUSA ist Trump ein 
„Protofaschist“ mit Massenbasis, des¬ 
sen Wahl es in jedem Falle zu verhin¬ 
dern gelte. 

Sanders wird nicht zum Kandi¬ 
daten der Demokraten gewählt wer¬ 
den - aber er habe junge Menschen 
politisiert und in Bewegung gebracht, 
schätzt John Bachtel, der Vorsitzende 
der CPUSA, ein. Für ihn stellt sich die 
Frage: Wie kann seine Partei zur Stär¬ 
kung der Linken beitragen, wie kann 
sie den „vereinenden Charakter“ der 
demokratischen Partei stärken? Bach¬ 
tel geht davon aus, dass es heute nicht 
möglich sei, außerhalb der Demokrati- 


Bericht, ist das ein einmaliger Fall in 
der Geschichte der Partei. Für sie ist 
die Rekrutierung bezahlter Helfer ein 
Zeichen für die Mobilisierungsschwä¬ 
che der Partei. 

Welche Koalition Spanien regie¬ 
ren wird, hängt von der Entscheidung 
der PSOE ab: Ein große Koalition mit 
der konservativen PP? Eine Enthal¬ 
tung und damit eine Regierung aus 
PP und Ciudadanos? Oder doch eine 
linke Koalition? In diesem Fall wären 


die Sozialdemokraten aber vermutlich 
der kleinere Partner und könnten da¬ 
mit entsprechend weniger Forderun¬ 
gen stellen. Der Spitzenkandidat der 
PSOE, Pedro Sänchez, erweckt den 
Eindruck, dass er eine linke Regierung 
vermeiden wolle: Das Wirtschaftspro¬ 
gramm von Podemos bezeichnete er 
als „ökonomische Fiktion, die an Syri- 
za erinnert“. 

Die linken Kräfte von Podemos, IU 
und die Grünen von Equo treten zu die¬ 
ser Wahl mit einer gemeinsamen Liste 
an. Zu ihren Kundgebungen konnten 


sehen Partei eine politische fortschritt¬ 
liche Massenbewegung aufzubauen. 
Das zu fordern heiße die Kraft der Lin¬ 
ken zu über- und die Macht der Kon¬ 
zerne zu unterschätzen. Deshalb gehe 
es darum, im Rahmen eines „Mehr¬ 
klassenbündnisses“ innerhalb der De¬ 
mokratischen Partei, um progressive 
Mehrheiten zu ringen. Das sei der na¬ 
türliche Ausdruck des Klassenkampfes 
unter den gegebenen Bedingungen in 
den USA. 

Als langfristiges Ziel formuliert 
Bachtel dagegen, es müsse eine dritte 
Partei links der Demokraten aufge¬ 
baut werden. Diese Partei solle in der 
Lage sein, gewerkschaftliche Kämpfe 
mit den Bewegungen für Bürgerrech¬ 
te und gegen Diskriminierung zusam¬ 
menzubringen. Auf lokaler Ebene sieht 
er Möglichkeiten für Erfolge und ver¬ 
weist darauf, dass im vergangenen Jahr 
in Chicago der unabhängige Oberbür¬ 
germeisterkandidat Chay Garcia nur 
knapp verlor. 

Während die CPUSA auf Verän¬ 
derungen innerhalb der Demokrati¬ 
schen Partei setzt, verweisen einige 
Kritiker dennoch darauf, dass San¬ 
ders als „demokratischer Sozialist“ 
eine alte Strategie sozialdemokrati¬ 
scher Integration verfolge. Gleich¬ 
zeitig stellt sich für die CPUSA die 
Frage, ob nicht gegen Trump auch 
Hillary Clinton unterstützt werden 
müsse. Sam Webb, bis 2014 der Vor- 


sie im Wahlkampf genug Menschen 
mobilisieren, um die Veranstaltungen 
der konservativen PP, der PSOE und 
der liberalen Ciudadanos im Vergleich 
lächerlich erscheinen zu lassen. 

Die Liste unter dem Namen 
„Unidos Podemos“ („Vereint können 
wir“) setzt auf einen kreativen Wahl¬ 
kampf. Das Wahlprogramm ist wie ein 
Ikea-Katalog aufgemacht, das Bündnis 
hofft, dass mehr Leser in diesem Kata¬ 
log blättern werden als in jedem ande¬ 


ren Wahlprogramm bisher. Seine Kan¬ 
didaten präsentiert das Bündnis online 
als „Dream Team 26. Juni“ im Fußball¬ 
trikot als Sammelsticker. In den Um¬ 
fragen steht „Unidos Podemos“ mit 26 
Prozent an zweiter Stelle nach der PP - 
das bedeutet, dass es für eine Regie¬ 
rungskoalition aus PSOE und „Unidos 
Podemos“ eine knappe Mehrheit geben 
könnte. 

Das Wahlprogramm von „Unidos 
Podemos“ sieht vor, dass für bedürf¬ 
tige Familien eine Mindestversorgung 
gesichert wird: Einkommen, Wohnung, 


sitzende der CPUSA, antwortet mit 
einem klaren Ja: Clinton nicht zu un¬ 
terstützen hieße, der Bewegung gegen 
Rechts in den Rücken zu fallen. Die 
CPUSA diskutiert deshalb auch da¬ 
rüber, dass Sanders seinen Vorwahl¬ 
kampf besser früher aufgeben sollte, 
um den Auftritt Clintons als Alterna¬ 


tive zu Trump nicht zu schwächen. Es 
gehe darum, die Demokraten zu ver¬ 
einen. Clinton stehe zwar für ein Pro¬ 
gramm, das weit entfernt von den For¬ 
derungen der sozialen Bewegung sei, 
so die CPUSA - ihre eigenen Forde¬ 
rungen stellt die Partei im Wahlkampf 
in den Hintergrund. Aber Clinton sei 


Wasser, Strom, Internet. Das Bündnis 
will das Rentenalter wieder auf 65 Jah¬ 
re senken und den Artikel 135 aus der 
Verfassung streichen, der eine Schul¬ 
denbremse vorschreibt. Außerdem 
fordert es eine Art Energiewende: Die 
spanischen Städte sollen ihre Versor¬ 
gung auf erneuerbare Energien umstel¬ 
len. Damit möchte „Unidos Podemos“ 
hunderttausende Arbeitsplätze im Bau 
schaffen. Gleichzeitig sollen die Bau¬ 
konzerne so umstrukturiert werden, 
dass sie internationale Spitzenreiter bei 
den erneuerbaren Energien werden. 

Die IU, der auch die Kommunisti¬ 
sche Partei Spaniens (PCE) angehört, 
musste für ihr Bündnis mit Podemos 
auf drei ihrer Forderungen verzichten. 
Den Austritt aus der NATO, eine spani¬ 
sche Republik und die Verstaatlichung 
von Schlüsselunternehmen, wollte 
der größere Bündnispartner nicht im 
gemeinsamen Wahlprogramm lesen. 
Auch der „nationale Plan für garantier¬ 
te Arbeit“, den die IU für die Wahlen 
im Dezember entwickelt hatte, taucht 
im gemeinsamen Programm nicht auf. 

Die spanische Rechte hat sich in 
ihrem Wahlkampf vor allem damit be¬ 
fasst, was jenseits des Ozeans passiert: 
Alberto Rivera, Spitzenkandidat der 
liberalen Ciudadanos, besuchte die 
Frau des rechten venezolanischen Po¬ 
litikers Leopoldo Lopez. Lopez sitzt im 
Gefängnis, weil ihn ein Gericht wegen 
Anstiftung zur Gewalt bei den Oppo¬ 
sitionsprotesten 2014 verurteilt hatte. 
Bei diesen Protesten waren 43 Men¬ 
schen ermordet und 800 verletzt wor¬ 
den. Auch für die PP scheint die Lage in 
Venezuela eine innere Angelegenheit 
zu sein: Sie ließ im Mai den Nationa¬ 
len Sicherheitsrat darüber beraten, der 
sich sonst mit innenpolitischen Fragen 
befasst. 

Für welche Politik sie tatsächlich 
stehen, ließen beide Parteien mit Ab¬ 
sicht undeutlich. Die PP möchte die 
Kürzungspolitik und den Abbau von 
Arbeiter- und Menschenrechten, die sie 
in den vergangenen Jahren betrieben 
hat, weiterführen. Die Ciudadanos set¬ 
zen sich dafür ein, dass Unternehmer 
Beschäftige mit unbefristeten Arbeits¬ 
verträgen so einfach entlassen können 
wie prekär Beschäftigte. 

Carmela Negrete 


immer von den Ultrarechten ange¬ 
griffen worden, deshalb gelte es, sie 
im ideologischen Abwehrkampf ge¬ 
gen Trumps reaktionäre Offensive zu 
verteidigen. 

Schon seit langem unterstützt die 
CPUSA bei den Präsidentschaftswah- 
len den Kandidaten der Demokraten. 


2008, in der Euphorie um die erste 
Kandidatur Obamas, war dessen Haut¬ 
farbe ein wichtiges Argument für Lin¬ 
ke, um ihn zu unterstützen. Nun argu¬ 
mentiert auch die CPUSA mit Clintons 
Geschlecht dafür, dass ihre Präsident¬ 
schaft ein Fortschritt wäre. 

EricYoung 



„Das Lächeln eines Landes“ und ein Herz: Slogan und Symbol, mit dem „Unidos Podemos“ Wahlkampf macht. 


Das ganz große Bündnis 

Die CPUSA unterstützt Clinton, um Trump zu verhindern 



Menschen vor Profiten, Wahlkampf für Hillary: Die CPUSA beim i. Mai in New 
York. 
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Gegen den Westen und gegen den IS 

Die „Huthi-Rebellen“ im Jemen und der Krieg Saudi-Arabiens 



Nicht auf UNO-“Liste der Schande“: Luftangriff der von Saudi-Arabien geführten 
Allianz im vergangenen Jahr in Sanaa. 


S eit März 2015 bombardiert das 
Bündnis Saudi-Arabiens und an¬ 
derer arabischer Staaten Ziele im 
Jemen. Die Luftangriffe töteten meh¬ 
rere tausend Zivilisten - darunter tau¬ 
send Kinder. Sie zerstörten die Infra¬ 
struktur des Jemen und machten mehr 
als 2 Millionen Menschen zu Binnen¬ 
flüchtlingen. 

Anfang Juni setzte die UN das 
Bündnis überraschend auf eine „Liste 
der Schande“, in der Staaten und Or¬ 
ganisationen aufgeführt werden, die 
Kinderrechte verletzen. Doch nur für 
kurze Zeit. Saudi-Arabien drohte da¬ 
mit, Gelder zu kürzen und erklärte, 
die aktuellen Friedensverhandlungen 
in Kuweit würden dadurch erschwert. 
Sogleich wurde das Bündnis wieder 
von der Liste gestrichen. Vorüberge¬ 
hend, bis die Vorwürfe geklärt sind, wie 
die UN erklärt. Für immer und endgül¬ 
tig - erklärt Saudi-Arabien. Menschen¬ 
rechtsverletzungen in und durch Sau¬ 
di-Arabien gelten im Allgemeinen als 
lässliche Sünden. 

Nicht unter Kontrolle 

Das Bündnis der Angreifer konnte sich 
bislang militärisch nicht durchsetzen - 
trotz Unterstützung durch die USA, 
Großbritannien und Frankreich. Nach 
wie vor kontrollieren die schiitischen 
„Huthi-Rebellen“ weite Teile des Lan¬ 
des, der vertriebene Präsident Hadi ist 
weit davon entfernt, den Jemen zu be¬ 
herrschen. 

Die schiitischen Stämme kämpften 
in den 60er Jahren des letzten Jahrhun¬ 
derts als Partei einer Monarchie und 
unterstützt von Saudi-Arabien und 
Großbritannien gegen den panarabi- 
schen Nationalismus. Die Huthi-An- 
hänger von heute sind anti-westlich, 
wenden sich gegen sunnitischen Extre¬ 
mismus und bekämpfen al-Quaida und 
IS. Und seit 2011 werden die „Huthi- 
Rebellen“ als politische Kraft im Kampf 
gegen Korruption wahrgenommen. 

Saudi-Arabien versucht mit die¬ 
sem Krieg, seine regionale Vormacht¬ 
stellung auszuweiten. Es ist aber nicht 
nur ein Stellvertreterkrieg gegen Iran: 
Schiitische Stämme leben auch in Sau¬ 
di-Arabien - gerade in den ölreichen 
Gebieten. Sie könnten die Stabilität 
des Landes und die königliche Macht 
bedrohen. 

Für Saudi-Arabien selbst ist der 
Krieg zu einer finanziellen Last gewor¬ 


den. Sinkende Ölpreise und verringerte 
Einnahmen hinterließen ihre Spuren. 
Laut dem UNO-Sonderbeauftragten 
für Jemen, Ismail Scheich Ahmed, wer¬ 
den die aktuellen Friedensgespräche 
zwischen den jemenitischen Konflikt¬ 
parteien im Juni fortgesetzt. 

Viele Machtzentren 

Der Jemen ist von allen arabischen 
Staaten wahrscheinlich der mit der 
komplexesten Struktur und sah sich 
schon vor dem jetzigen Krieg mit all 
den Problemen konfrontiert, die viele 
der arabischen Staaten kennzeichnen. 
Und mit einigen mehr. 

Vor allem in den ländlichen Gebie¬ 
ten lebte die Mehrzahl der Menschen 
in bitterer Armut. Das hohe Bevölke¬ 
rungswachstum belastet die Infrastruk¬ 
tur und bringt eine außerordentlich 
junge Bevölkerung mit sich. Die nicht 
sehr ergiebige und überdies sinkende 
Förderung von Erdöl liegt voll in der 
Hand ausländischer Unternehmen, 
eine Erdgasverflüssigungsanlage pro¬ 
duzierte vorwiegend für den Export in 
die USA. Arbeitsplätze gibt es vor al¬ 
lem in der Landwirtschaft, auch beim 
Anbau der Droge Kath. 

Stammesorganisationen haben ihre 
eigenen Loyalitäten und es gibt viele 
Machtzentren im Land. 

Der heutige Jemen entstand in 
Krieg und Bürgerkrieg. Im Norden 
kämpften arabische Nationalisten ge¬ 
gen die Monarchie schiitischer Stämme. 
Damals unterstützten Saudi-Arabien 
und Großbritannien diese Stämme, die 
heute die „Huthi-Rebellen“ bilden, ge¬ 
gen den „Arabischen Nationalismus“. 

Im Südjemen kämpfte die Natio¬ 
nale Befreiungsfront gemeinsam mit 
anderen Gruppen gegen die Koloni¬ 
almacht Großbritannien, bis 1967 der 
letzte Britische Hochkommissar den 
Jemen verließ. 

Am 22. Mai 1990 schlossen sich die 
Arabische Republik Jemen (Nordje¬ 
men) und die Demokratische Volksre¬ 
publik Jemen (Südjemen) zur Republik 
Jemen zusammen. Ali Abdullah Salih 
hatte schon seit 1978 die Arabische Re¬ 
publik Jemen regiert und wurde nun 
Präsident des vereinten Jemen. 

Unter Präsident Abdullah Salih 
war der Jemen ein bedeutender Ver¬ 
bündeter der USA im „Krieg gegen 
den Terror“, das Land war ein Zentrum 
der Drohnenangriffe. Die USA stock¬ 


ten ihre Militär hilf e zwischen 2006 
und 2009 von elf Millionen auf über 
70 Millionen Dollar auf und lieferten 
Waffen und Nachtsichtgeräte. Dies galt 
allerdings nicht dem Kampf gegen al- 
Quaida, sondern dem Kampf gegen 
die „Huthi-Rebellen“ oder „ Ansar Al¬ 
lah“. „ Ansar Allah“ ist eine bewaffnete 
politisch-religiöse Bewegung, die von 
Hussein al-Huthi (1959-2004) gegrün¬ 
det wurde. Ihr Motto: „Gott ist groß! 
Tod den USA! Tod Israel! Fluch über 
die Juden! Sieg dem Islam!“ 

„Arabischer Frühling“ 

Drei große Parteien prägten das Land: 
der „Allgemeine Volkskongress“, der 
seine Basis in Nordjemen hatte und 
dort Einheits- und Regierungspartei 
gewesen war. Er war die Partei des je¬ 
menitischen Präsidenten Salih. Es gab 
die „Jemenitische Sozialistische Par¬ 
tei“, die ehemalige Einheitspartei in 


der Demokratischen Volksrepublik Je¬ 
men. Und es gab „al-Islah“ eine Partei 
der Moslembrüder, Salafisten und von 
Stammesorganisationen. 

Die Präsidentschaftswahlen von 
2006 waren von echter Konkurrenz ge¬ 
prägt. Abdullah Salih gewann sie mit 
großer Mehrheit. Doch 2011 erreichte 
die Woge der allgemeinen Empörung 
des „Arabischen Frühlings“ Sanaa. 
Hunderttausende forderten den Rück¬ 
tritt des Präsidenten Salih. Al-Islah - 
die Partei der Moslembrüder - wurde 
zur bestimmenden Kraft. 

Die Proteste wurden von Stammes¬ 
organisationen unterstützt, auch von 
Anhängern der Huthi. Zugleich ge¬ 
noss Salih trotz der Proteste immer 
noch große Unterstützung. 

Truppen des Golf-Kooperationsra¬ 
tes, d.h. im Wesentlichen Saudi-Arabi¬ 
en, hatten damals Bahrain besetzt, um 
einen Sturz der Regierung durch Pro¬ 


teste der schiitischen Bevölkerungs¬ 
mehrheit zu verhindern. Im Jemen 
beschränkten sich die Aktivitäten des 
Golf-Kooperationsrates vorerst auf po¬ 
litischen Druck und monatelange Ver¬ 
handlungen. Islamisten im Jemen und 
die USA begrüßten das Ergebnis Sau¬ 
di-Arabiens: Vizepräsident Hadi wurde 
als neuer Präsident eingesetzt und auch 
in Wahlen bestätigt, in denen er einzi¬ 
ger Kandidat war. 

Aufstand und Krieg 

Die neue Regierung änderte nichts an 
Armut und Korruption. Arbeitslosig¬ 
keit und Inflation nahmen zu und lagen 
beide bei rund 30 Prozent. Die Ölför¬ 
derung sank. Stammesorganisationen 
hatten ihre eigenen Loyalitäten und 
nach wie vor verfügte der gestürzte 
Präsident Salih über organisierte Un¬ 
terstützung in Sicherheitskräften, im 
Militär und in seiner Partei. Al-Quai¬ 
da und IS gewannen zunehmend an 
Einfluss. 

Die Ansar Allah, die schon lange 
gegen den Staat kämpfte, ging in die 
Offensive. Nicht nur gegen die Trup¬ 
pen des geflohenen Präsidenten Hadi, 
sondern auch gegen IS und al-Quaida. 
Teile des Militärs und Anhänger des 
früheren Präsidenten unterstützten sie, 
Ansar Allah verfügte über beträchtli¬ 
chen Rückhalt in der Bevölkerung. Im 
September 2014 nahmen sie die Haupt¬ 
stadt Sanaa ein. Parlament und die bis¬ 
herige Regierung waren damit faktisch 
aufgelöst. 

Als die Rebellen kurz vor der Ein¬ 
nahme der Hafenstadt Aden standen, 
griff Saudi-Arabien militärisch ein und 
begann am 26. März 2015 mit seinen 
Verbündeten die Luftangriffe gegen 
den Jemen. Die letzten Truppen der 
USA, die noch im Jemen stationiert 
waren, verließen aus Sicherheitsgrün¬ 
den das Land. 

Die Aktivistin und Friedensnobel¬ 
preisträgerin von 2011,Tawakkol Kar¬ 
man, unterstützte im Namen der Partei 
der Moslembrüder die Militärinterven¬ 
tion. Das schwächte „al-Islah“ mehr als 
die militärische Entwicklung. 

Die „Internationale Gemeinschaft“ 
bzw. ihr westlicher Teil unterstützte die 
Koalition aus acht arabischen Staaten. 
Sie leistet diplomatische und logisti¬ 
sche Unterstützung und liefert Infor¬ 
mationen und Waffen für den Krieg. 

Manfred Ziegler 


Für die, die keine Lobby haben Links, rechts, in, out 

Kommunistin zur Vizebürgermeisterin von Graz gewählt Britische Linke vor dem „Brexit“-Referendum 


Mit 38 von 46 Stimmen wurde Elke 
Kahr, die Vorsitzende der Kommunis¬ 
tischen Partei Österreichs (KPÖ) in 
Graz, vor wenigen Tagen zur Bürger¬ 
meisterstellvertreterin (Stellvertrete¬ 
rin des Oberbürgermeisters) der Lan¬ 
deshauptstadt Graz, der zweitgrößten 
Stadt Österreichs, gewählt. An ihrer 
Arbeitsweise werde das nichts ändern, 
betonte die Kommunistin nach ihrer 
Angelobung (Vereidigung) durch Lan¬ 
deshauptmann Hermann Schützenhö- 
fer (Ministerpräsident der Steiermark). 

Elke Kahrs Tür steht für Hilfesu¬ 
chende immer offen. Jährlich kommen 
über 5 000 Menschen zu ihr ins Büro 
und suchen Unterstützung bei Proble¬ 
men mit dem Vermieter oder wenn sie 
mit ihrem Einkommen nicht mehr aus- 
kommen. Von der Mietzahlung bis zur 
Reparatur einer Waschmaschine wer¬ 
den sie von den Mandatarinnen (Ab¬ 
geordneten) der KPÖ unterstützt, die 
einen Teil ihrer Politikerinnenbezüge 
in den parteieigenen Hilfsfonds einzah- 
len. Pro Jahr kommen so rund 130 000 
Euro zusammen, mit denen Grazer in 
Not unterstützt werden. Einmal im Jahr 
wird der Fonds für Journalisten offen 
gelegt. Kahr wird von ihren 12 610 Euro 
brutto 1 900 Euro netto behalten. Aber 
nicht nur denen wird geholfen, die zu 
ihrem Büro kommen, nicht nur denen, 
die sich an den kostenlosen Mieternot¬ 
ruf der KPÖ wenden. Viele Wochen - 


nicht nur im Wahlkampf - steht Elke 
Kahr mit ihren Genossinnen an In¬ 
foständen in den Stadtteilen, hört auf 
Sorgen, sammelt Unterschriften - zur 
Zeit gegen Maklergebühren für Mie- 



„Konkrete Ergebnisse für die Men¬ 
schen erreichen“: Elke Kahr, KPÖ Graz. 


ter -, hilft und nimmt Vorschläge auch 
für die Gemeinderatsarbeit auf. 

Die 55-jährige KPÖ-Stadträtin 
(Bürgermeisterin) arbeitet seit 23 
Jahren im Gemeinderat. Zunächst als 
Gemeinderätin, dann als Klubobfrau 
(Fraktionsvorsitzende) und seit 2005 
als Stadträtin (Wohnungsbürgermeiste¬ 
rin). Nach ihrer Wahl hob Kahr hervor, 
dass es eine gemeinsame Verpflichtung 
gebe, die Stadt Graz für alle lebenswert 


zu machen. Es werde aber „immer da¬ 
rum gehen, um Lösungen zu ringen, 
die im Interesse der Mehrheit unse¬ 
rer Bevölkerung sind“. Dabei verwies 
sie auf das Stadtbudget 2015/2016, das 
die KPÖ-Gemeinderätlnnen mit ÖVP 
und SPÖ beschlossen hatten, ohne eine 
Koalition zu bilden. Darin war für die¬ 
sen Zeitraum unter anderem festgelegt: 
keine Erhöhung bei Kanal- und Müll¬ 
gebühren, keine Erhöhung der Mie¬ 
ten bei städtischen Wohnungen, keine 
Streichung von Sozialleistungen, keine 
Privatisierung von städtischem Eigen¬ 
tum, Maßnahmen für den Bau weite¬ 
rer 500 neuer Gemeindewohnungen, 
den Preis der ÖPNV-Jahreskarte von 
399 auf 228 Euro reduzieren. Bei den 
letzten Gemeinderatswahlen in Graz 
2012 war die KPÖ mit 19,9 Prozent zur 
zweitstärksten Partei geworden. 

Zum Ende ihrer Antrittsrede griff 
Elke Kahr ein aktuelles Thema auf: 
„Viele Menschen haben Sorge um die 
Zukunft. Diese kann man ihnen nicht 
nehmen, wenn man ihnen das Blaue 
vom Himmel verspricht oder wenn 
man die Fremden als Schuldige für 
alle Probleme anprangert. Wir müs¬ 
sen unserer Bevölkerung Mut machen 
und Hoffnung geben und zwar nicht 
mit allgemeinen Worten, sondern ganz 
konkret mit Ergebnissen etwas für die 
Menschen erreichen.“ 

Anne Rieger 


„Die EU ist sehr gut - für Arbeitslo¬ 
sigkeit, Korruption und Austerität“ 
sagte ein Vertreter der Initiative „Ge¬ 
werkschafter gegen die EU“ am Sams¬ 
tag bei einer Veranstaltung der linken 
Tageszeitung „Morning Star“ in Shef¬ 
field. Die Teile der britischen Linken, 
die sich für einen „Brexit“ den briti¬ 
schen EU-Austritt, ausgesprochen hat¬ 
ten, haben sich im Wahlkampf für das 
„Brexit“-Referendum am 23. Juni so¬ 
wohl gegen die scheinheilige EU-Wer¬ 
bung des „Remain“-Lagers als auch ge¬ 
gen die rassistische Hetze des rechten 
„Brexit“-Lagers gestellt. 

Die Teilnehmer hatten zu Beginn 
der Veranstaltung mit einer Schweige¬ 
minute der ermordeten Labour-Abge¬ 
ordneten Jo Cox gedacht. Nach dem 
Mord an der Abgeordneten Jo Cox 
stellte das Bündnis „Lexit“ - für einen 
linken Austritt - fest: „Die Atmosphä¬ 
re des Rassismus und der Islamfeind¬ 
lichkeit, das Abstempeln von Migran¬ 
ten und Flüchtlingen als Sündenbö¬ 
cke, droht jede politische Debatte zu 
vergiften. Sie ist in den letzten Jahren 
zum Teil des politischen Diskurses ge¬ 
worden.“ 

Zuvor hatte der Schatzkanzler 
George Osborne versucht, mit Erpres¬ 
sung gegen den „Brexit“ zu werben: 
Er kündigte an, ein Kürzungspaket im 
Wert von 30 Milliarden Pfund durch¬ 
zudrücken, wenn die Wähler sich für 


einen EU-Austritt entscheiden sollten. 
Daraufhin versprachen 65 Tory-Abge¬ 
ordnete, die für den „Brexit“ eintreten, 
so ein Gesetz verhindern zu wollen - 
die Mehrheit der Regierung würde 
dann im Parlament nicht ausreichen. 
Der Labour-Vorsitzende Jeremy Cor- 
byn bezeichnete diese Abgeordneten 
als scheinheilig und verwies darauf, 
dass sie zuvor für andere Kürzungs¬ 
maßnahmen der Regierung gestimmt 
hatten. Labour dagegen werde sich ge¬ 
gen alle Austeritätspläne nach einem 
„Brexit“ stellen, genauso wie die Partei 
jede andere Austeritätsmaßnahme der 
Regierung Cameron abgelehnt habe. 
Während große Teile des „Brexit“-La¬ 
gers die soziale Unzufriedenheit ge¬ 
gen Migranten zu lenken versuchten, 
wirbt Corbyn mit sozialen Argumenten 
dafür, dass Großbritannien in der EU 
bleiben solle. 

Die Gewerkschaftsbewegung war 
in der Frage des „Brexit“ gespalten. 
Eine der größeren Gewerkschaften, die 
sich für einen „Brexit“ ausgesprochen 
hatten, war die Eisenbahnergewerk¬ 
schaft RMT. Ihr Sprecher forderte die 
Gewerkschafter des Landes auf, für ei¬ 
nen Austritt zu stimmen, „denn die EU 
fördert ein Wettrennen zur Senkung 
von Gehältern und Arbeitsbedingun¬ 
gen und hält Staaten davon ab, ihren 
öffentlichen Dienst und ihre nationale 
Industrie zu bewahren.“ om 
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Im Bild 
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800 000 Menschen kamen zur Demonstration gegen das Arbeitsgesetz in Paris, im ganzen Land protestierten mehr als 
eine Million. 


Wessen Straße? 
Welche Richtung? 

Bei den Protesten gegen das neue Arbeitsgesetz in Paris 



D ie Demonstrationszüge ziehen 
zum Auftaktort. Hafenarbeiter 
mit Helmen, Atemmasken und 
Trommeln. Die Fahnen der CGT we¬ 
hen überall auf der landesweiten De¬ 
monstration gegen das von der Re¬ 
gierung geplante Arbeitsgesetz am 
14. Juni in Paris. Delegationen der 
Gewerkschaften aus allen Regionen. 
Sie rufen „Alle gemeinsam gegen das 
Arbeitsgesetz“ und singen die Interna¬ 
tionale. 800 000 Demonstranten sind 
nach Paris gekommen, über eine Mil¬ 
lion sind es im ganzen Land. Auch die 
Taxifahrer streiken heute. Der Protest 
ist unübersehbar - allerdings nicht für 
die großen deutschen Medien. Sie be¬ 
richten, wenn überhaupt, über rück¬ 
sichtslose und fußballfeindliche Ge¬ 
werkschaften. 

In Unterführungen und an Sperr¬ 
gittern in den Seitenstraßen warten 
Polizisten. Kollegen erzählen, dass 
die Polizei sich heute zurückhält - am 
1. Mai haben sie genau hier angegrif¬ 
fen. An der Spitze der Demo: Zer¬ 
brochene Scheiben, Blut auf dem Bo¬ 
den. An einer Kreuzung fliegen eine 
Stunde lang Gas- und Blendgrana¬ 
ten, Demonstranten versorgen blut¬ 
überströmte Kollegen. Eine Granate 
trifft einen Jugendlichen am Rücken 
und verletzt ihn lebensgefährlich. Das 
ist das Bild, das die linken Medien in 
Deutschland bestimmt: Entschlossene 
Kollegen im Kampf gegen die Staats¬ 
gewalt. 

Vor Ort zeigt sich ein anderes 
Bild. Die Ordner der CGT grenzen 


den größten Teil der Demo von ei¬ 
nem Block an der Spitze ab. Hier ru¬ 
fen die Demonstranten Sprechchöre 
gegen Provokateure, manche bejubeln 
die Polizei. Aber auch in den ersten 
Reihen wehen Gewerkschaftsfahnen, 
hier sind die meisten Jugendlichen zu 
sehen. 

Am Abschlussort geht die Polizei 
in die Demo und nimmt einige Teil¬ 
nehmer fest. Ordner stellen sich vor 
die Sondereinheiten der Polizei - mit 
dem Rücken zu ihnen. Sie weisen ih¬ 
ren Kollegen den Weg zu den Bussen, 
wollen jegliche Provokation vermei¬ 
den. Ihre Masken helfen wenig gegen 
das Tränengas. 

Eine ruhige Demo wollten viele 
Kollegen - andere Bilder könnte der 
Staat ausnutzen und die Bewegung 
schwächen. Auf den Straßen von Pa¬ 


ris wird klar, was sie damit meinen. Die 
sinnlosen Zerstörungen von Provoka¬ 
teuren, die inhaltsleeren Aufrufe der 
radikalen Linken zu Straßenschlach¬ 
ten isolieren von anderen Teilen der 
Klasse, sie machen Angst davor, sich 
an den Protesten zu beteiligen, sie un¬ 
tergraben die Solidarität. Sie spalten. 

Wie geht es weiter im Kampf gegen 
das „Loi Khomri“? Hier zeigen sich 
die Unterschiede. Die meisten meinen: 
Das Gesetz kommt durch. Ein Senator 
der Französischen Kommunistischen 
Partei (PCF) macht deutlich, dass 
die Partei nichts vorgeben dürfe: Die 
Bewegung müsse selbst entscheiden. 
Ein anderer Genosse sagt: „Sie haben 
schon verloren“. Vielleicht tauscht die 
herrschende Klasse ihre Regierung 
aus, verloren hat sie nicht. 

Ein paar Hafenarbeiter unter¬ 
halten sich darüber, dass sie beim 
nächsten Mal bessere Masken und 
Helme brauchen, um sich gegen Gas 
und Knüppel zu schützen. Am Ab¬ 
schlussort der Demo versucht der 
Block der Hafenarbeiter, einigen 
Kollegen zu helfen, die von der Poli¬ 
zei angegriffen werden. Ordner ver¬ 
suchen sie davon abzuhalten. Gas¬ 
granaten fliegen, ein Polizist schlägt 
um sich. „Man muss Provokationen 
unterbinden, aber kneifen darf man 
nicht“, sagt ein Kollege. Es folgt eine 
Straßenschlacht. Steinplatten fliegen 
dreißig Meter weit auf Polizeiketten. 
Die Hafenarbeiter kämpfen Kollegen 
frei und zeigen, worin die Kraft der 
organisierten Arbeiterklasse besteht. 
Andere Demonstranten jubeln. Die 
französische Elitepolizei CRS kann 
den Block nicht unter Kontrolle brin¬ 
gen. Einen Sieger gibt es hier nicht, die 
Kollegen reisen ab. Hier geht es nicht 
um Gewalt oder „Gewaltlosigkeit“. Es 
geht um die Frage, wofür die Bewe¬ 
gung kämpft. Max Matthes (Text und Fotos) 


Ausnahme und Regel 

Ein CGT-Kollege erzählt, wie die Unternehmen auch ohne das neue Arbeitsge¬ 
setz vorgehen: 

„Im Smart-Werk in Hambach versuchte die Betriebsleitung vor einiger Zeit aus 
der Tarifbindung auszusteigen. Die Kolleginnen und Kollegen sollten für das 
gleiche Geld länger arbeiten, ansonsten würde der Standort nach Osteuropa 
verlagert. Nach unserer Meinung war das rechtswidrig und wir kämpften da¬ 
gegen mit der Gewerkschaft. Am Ende bot Smart aber jedem Arbeiter einen 
individuellen Vertrag an: Zusicherung des Arbeitsplatzes gegen Verlängerung 
der Arbeitszeit. Natürlich haben die meisten zugestimmt - diese Auseinander¬ 
setzung hatten wir verloren. Auch jetzt schon bietet das französische Arbeits¬ 
recht viele Schlupflöcher für die Konzerne. Aber wir werden weiter Widerstand 
dagegen leisten, dass das zum Normalfall wird.“ 



Bild oben: Die Macht der Organisation: Hafenarbeiter auf der Demonstration. 
Bild unten: „Gemeinsam handeln“: Die Gewerkschaft CGT, die der PCF nahesteht, 
ist die treibende Kraft in den laufenden Protesten. 




Militärische Zusammenarbeit: Der nach den Terroranschlägen von Paris 
verhängte Ausnahmezustand erlaubt der Regierung, auch Militär bei Demons¬ 
trationen einzusetzen 



Bild oben: Die Polizei griff mit Tränengas, Blendgranaten und Wasserwerfern an. 
Sie konnte die Demonstration nicht aufhalten. 

Bild unten:Polizisten nach einer Auseinandersetzung mit Provokateuren. 
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Karikatur: Bernd Bücking 


Ein weiterer 
Schritt in die 
Präsidialdiktatur 



ln der Türkei wurde die Jagdsaison auf die demokratische 
Opposition eröffnet 


UZ: Vor einem Monat hat Erdogan die 
Immunität des größten Teils der Abge¬ 
ordneten der HDP - aber auch anderer 
Abgeordneten - im türkischen Parla¬ 
ment auflieben lassen. Beeinflusst das 
die Bedingungen für die Opposition in 
der Türkei? 

Sevim Dagdelen: Präsident Recep 
Tayyip Erdogan und seine islamisti- 
sche AKP-Regierung planen einen 
politischen Enthauptungsschlag ge¬ 
gen die Opposition in der Türkei. Mit 
der Unterzeichnung der Verfassungs¬ 
änderung zur Aufhebung der Immu¬ 
nität von fast 140 Abgeordneten der 
Großen Nationalversammlung in An¬ 
kara ist die Jagdsaison auf die demo¬ 
kratische Opposition eröffnet worden. 
Der Coup richtet sich in allererster Li¬ 
nie gegen die Abgeordneten der lin¬ 
ken prokurdischen Partei HDP. 50 von 
59 ihrer Parlamentarier soll der Pro¬ 
zess wegen Terrorunterstützung ge¬ 
macht werden - allen voran die Vorsit¬ 
zenden Selahattin Demirtas und Figen 
Yüksekdag sollen hinter Gitter. Der 
kurdischen Bevölkerung in der Türkei 
wird damit von höchsten staatlichen 
Stellen signalisiert: Ihr seid nicht er¬ 
wünscht, euer Votum bei den Wahlen 
zählt uns nichts. 

Und für Erdogan ist es ein weite¬ 
rer Schritt auf dem Weg in die Präsi¬ 
dialdiktatur. Verurteilte Abgeordnete 
verlieren ihr Mandat, ihre Sitze wer¬ 
den nicht neu besetzt. Bei demokrati¬ 
schen Wahlen hat Erdogan bisher die 
notwendige Zwei-Drittel-Mehrheit 
für eine entsprechende Verfassungs¬ 
änderung verfehlt. So könnte ihm das 
jetzt gelingen. 

UZ: Wie ist aktuell die Situation in den 
kurdischen Teilen der Türkei? 

Sevim Dagdelen: Erdogan führt Krieg 
gegen die Kurden im Südosten und 
er führt Krieg gegen die Demokra¬ 
tie im ganzen Land. Meinungs- und 
Pressefreiheit tritt er mit Füßen, wie 
die mehr als 2 000 Verfahren wegen 
„Beleidigung“ des Präsidenten zei¬ 
gen. Mehr als 30 Journalisten sind 
inhaftiert. Die Presse in dem NATO- 
Mitgliedsland und EU-Beitrittskandi- 
daten ist mittlerweile faktisch gleich¬ 
geschaltet. Die seit Wochen anhal¬ 
tenden Angriffe auf kurdische Städte 
werden als „Antiterroroperationen“ 
dargestellt. Ganze Straßenzüge glei- 



Sevim Dagdelen ist Sprecherin für 
Internationale Beziehungen der 
Fraktion „Die Linke“ und Mitglied 
des Auswärtigen Ausschusses im 
Bundestag 

chen nach den Bombardements den 
Bildern, die wir von den Kriegszerstö¬ 
rungen in Syrien kennen. Wer Kritik 
an Erdogans Kriegskurs wagt, wird als 
PKK-Sympathisant denunziert und ist 
damit politisch praktisch vogelfrei. 
Mit der Ausschaltung der HDP-Op- 
position wird den Kurden gleichzeitig 
jede Perspektive genommen, gesell¬ 
schaftliche Veränderungen mit demo¬ 
kratischen Mitteln zu erreichen. 

UZ: Die Reaktionen Erdogans auf 
die Armenien-Resolution des Deut¬ 
schen Bundestages sind ja selbst im 
deutschen Regierungslager auf Kritik 
gestoßen. Wie bewertest du Erdogans 
Aussagen politisch? Und hältst du sie 
für eine Bedrohung auch für dich per¬ 
sönlich? 

Sevim Dagdelen: Die Hetze Erdogans 
nach der Verurteilung der Vertreibung 
und Massaker an der armenischen Be¬ 
völkerung durch das Osmanische Reich 
1915/16 als Völkermord mit übergroßer 
Mehrheit des Bundestages ist unge¬ 
heuerlich und unerträglich. Es ist Na¬ 
zisprech pur, wenn der türkische Präsi¬ 
dent fordert, die „türkischstämmigen“ 
Abgeordneten sollten sich Bluttests 
unterziehen. Und es ist eine vollkom¬ 
mene Verharmlosung dieses faschisti¬ 
schen Gedankenguts, wenn Bundes¬ 
kanzlerin Angela Merkel daraufhin 
lediglich bekundet, sie halte derlei Äu¬ 
ßerungen für „nicht nachvollziehbar“. 


Einmal mehr wurde hier deutlich, wie 
sehr die Bundesregierung von dem 
Wohlwollen ihres Partners in Ankara 
abhängig ist. Der von Berlin ausge¬ 
handelte EU-Flüchtlingsdeal mit der 
Türkei hat Merkel erpressbar gemacht. 

Im Zusammenhang mit der Ar¬ 
menien-Resolution gab es ein wahres 
propagandistisches Trommelfeuer, un¬ 
terstützt von der türkischen Regierung 
oder von dieser mit gesteuert. Über Fa- 
cebook und Twitter haben mich üble 
Beschimpfungen wie „armenische 
Hure“, „kurdische Terroristin“ und 
„Schlampe“ erreicht. Hinzu kommen 
direkte Bedrohungen wie „Wir kriegen 
dich“ und Hinweise über ein „Kopf¬ 
geld“, das auf mich ausgelobt worden 
sei. Mittlerweile macht ein „Steckbrief“ 
von mir und weiteren Kollegen im Netz 
und in den regierungstreuen Zeitungen 
die Runde - mit Hinweisen auf mei¬ 
ne Kinder. Zudem wurde in der Türkei 
eine Klagewelle gegen uns Abgeordne¬ 
te gestartet. Im Fall einer Verurteilung 
drohen uns bis zu drei Jahre Haft in 
der Türkei. Die Situation ist ohne Fra¬ 
ge schwierig und ernst. Ich werde mich 
von den Drohungen Erdogans und sei¬ 
ner Helfershelfer in Deutschland aber 
in keinem Fall einschüchtern lassen. 

UZ: Ditib wirft den „türkischstämmi¬ 
gen“ Bundestags ab geordneten vor, dass 
sie gegen die Interessen ihrer Mitglieder 
und damit gegen die ihrer Wähler han¬ 
delten. Wie gehst du mit dieser Anma¬ 
ßung um? 

Sevim Dagdelen: Ich bin Mitglied des 
Deutschen Bundestages und nicht der 
Großen Nationalversammlung. Das 
vergessen die Herren in Ankara und 
ihre Lautsprecher in Deutschland lei¬ 
der immer wieder. Ich habe die Interes¬ 
sen meiner Wählerinnen und Wähler in 
Deutschland zu vertreten und nicht die 
der AKP und ihrer Moscheevereine. 

Das Gespräch führte Werner Sarbok 


Veranstaltungshinweis: 

„Erdogans Türkei - Merkels Pakt“ Dis¬ 
kussion mit Fatih Polat, Chefredakteur 
der Tageszeitung „Evrensel“ in der Tür¬ 
kei und Sevim Dagdelen, MdB, Spre¬ 
cherin Internationale Beziehungen der 
Linksfraktion im Bundestag, auf dem 
UZ-Pressefest am 2. Juli, 13.00 Uhr bis 
14.30 Uhr. 


Lucas Zeise zur Bedeutung von Brexit 


Ökonomische Lügen 
und reale Angst 


Nicht auszudenken, welche furchtba¬ 
ren Folgen der Austritt Großbritanni¬ 
ens aus unserer geliebten EU gehabt 
hätte! Daran gab es weder in der Pres¬ 
se noch in der Wissenschaft ernsthaf¬ 
ten Zweifel. Der (nach dem Medien- 
Star Hans-Werner Sinn) neue Prä¬ 
sident des renommierten Münchner 
Ifo-Instituts für Wirtschaftsforschung 
Clemens Fuest hat die negativen Ef¬ 
fekte für die deutsche Wirtschaft nach¬ 
rechnen lassen. Danach hätte so ein 
„Brexit“, wie der Austritt des Königrei¬ 
ches aus der EU liebevoll und knapp 
genannt wurde, langfristig bis zu drei 
Prozent des deutschen BIP kosten 
können. Warum? Weil die Briten da¬ 
nach keine deutschen Autos, Chemie¬ 
produkte und Maschinen mehr kaufen 
würden. Das Land ist schließlich dritt¬ 
größter Abnehmer deutscher Exporte. 

Noch teurer allerdings wäre der 
Brexit die armen Briten gekommen. 
Der „privilegierte Zugang“ zum ge¬ 
meinsamen Markt wäre durch die 
mutwillige Entscheidung, ihn zu ver¬ 
lassen, plötzlich verschlossen. Ein Jam¬ 
mer! James Cameron, der Premier des 
Landes, führte die Kampagne der Be¬ 
fürworter des Verbleibs mit solchen 
ökonomischen Horrorgeschichten an. 
Der Absatzmarkt für britische Waren 
wäre nicht mehr zugänglich. Zusätz¬ 
lich würden die Investitionen aus EU- 
Europa im schönen Britannien aus- 
bleiben. EU-Ratspräsident Donald 
Tusk kalkulierte, es würde zwei volle 
Jahre dauern, bis der Austritt Großbri¬ 
tanniens juristisch ausgehandelt und 
vollzogen sein würde, und dann weite¬ 
re fünf Jahre, bis alle Regelungen, die 
das Verhältnis der anderen 15 Mit¬ 
gliedstaaten zum ausgetretenen Land 
regeln, beschlossen und von allen Par¬ 
lamenten ratifiziert sein werden. 

Was würde geschehen in diesen 
sieben Jahres juristischen Vakuums? 
Stillstand von Handel und Wandel? 
Trennung der Insel vom Kontinent? 
Nichts davon wäre geschehen und 


würde geschehen, hätten die Briten für 
den Austritt votiert. Alle Verträge, die 
Britannien mit der EU verbinden, wä¬ 
ren, wie Donald Tusk richtig anmerkt, 
zunächst weiter gültig. Keine Zölle 
würden erhoben, keine neuen Kon¬ 
tingente beschlossen. Der Freihan¬ 
del, den Politiker und Wirtschaftslen¬ 
ker für unerlässlich zum Wohlergehen 
von Mensch und Wirtschaft halten, 
würde nicht gestört. Und wenn dann 
irgendwann wirklich neue Verträge 
ausgehandelt werden sollten, würden 
die Freihändler auf beiden Seiten da¬ 
für sorgen, dass die neuen Verträge 
den alten zum Verwechseln ähnlich 
sein würden. Die Horrorgeschichten 
über die ökonomischen Nachteile ei¬ 
nes Brexit waren nicht begründet son¬ 
dern frei erfunden. 

Warum dann die Nervosität am 
Finanzmarkt? Warum fielen die Ak¬ 
tien, das Pfund und die Renditen der 
Staatsanleihen besonders dann, wenn 
gerade Umfragen den Austritt Britan¬ 
niens wahrscheinlicher erscheinen lie¬ 
ßen? Glaubten die Spekulanten den 
erfundenen ökonomischen Horror? 
Das wohl nicht. Aber sie hatten Furcht, 
dass London als weltweites Finanzzen¬ 
trum nicht mehr ganz so gut funktio¬ 
nieren könnte wie bisher. Die Brexit- 
Schlacht ging zwar um fast nichts. Sie 
wurde als interner Streit zwischen 
rechten und noch rechteren Gesinnun¬ 
gen so geführt, als sei die Immigration 
das Übel. Folgerichtig wurde das Herr¬ 
schaftssystem nicht im entferntesten 
in Frage gestellt. Obwohl die Brexit- 
Kampagne vom Politik- und Medien¬ 
betrieb künstlich als Schreckgespenst 
aufgebaut und bleich geschminkt wur¬ 
de, hat der Finanzmarkt sie richtig als 
Symptom interpretiert: ein Symptom 
für die Schwäche der EU und der an¬ 
deren internationalen Herrschaftsre¬ 
geln und ein Symptom für deren Un¬ 
beliebtheit bei der Mehrheit der Bri¬ 
ten und immer mehr Menschen auch 
anderswo. 


Winfried Wolf zum Rücktritt von Volker Kefer und Stuttgart 21 


Ausgelächelt 


Über Volker Kefer schrieb das „Ma¬ 
nager Magazin“: „Er ist zehn Jahre 
schon dabei und damit einer der 
erfahrensten Eisenbahn-Manager.“ 
Tatsächlich sind zehn Jahre berufli¬ 
che Aktivität in einem Wirtschafts¬ 
bereich für einen Top-Manager eine 
ausgesprochen kurze Zeit. Die Mit¬ 
glieder des VW-Vorstands z.B. sind 
23, 25, 26, 27, 33, 36 und 45 Jahre in 
der Autobranche aktiv. Es ist typisch 
für die Deutsche Bahn, dass alle im 
Vorstandsbereich keine Eisenbah¬ 
ner sind und dass drei der vier letz¬ 
ten Bahnchefs (Heinz Dürr, Hart¬ 
mut Mehdorn und Rüdiger Grube) 
aus der Daimler-Kaderschmiede zur 
Bahn gelangten, um dort Autolob¬ 
by-Politik zu betreiben. 

Dass auch der hochgelobte Tech¬ 
nik- und Infrastrukturvorstand Vol¬ 
ker Kefer seinen Laden nicht im Griff 
hat, zeigte sich in diesem Frühjahr. 
Pünktlich zur Hannover-Messe muss¬ 
te die Hochgeschwindigkeitsstrecke 
Kassel-Hannover mehrere Wochen 
lang gesperrt werden. Die DB be¬ 
hauptete, man habe erst kurzfristig 
durch ein Gutachten Kenntnis vom 
„dringenden Sanierungsbedarf“ er¬ 
halten. Das war schlicht unwahr. Tat¬ 
sächlich hatte das Eisenbahn-Bun¬ 
desamt seit gut vier Jahren in immer 
dringenderer Form die Grundsanie¬ 
rung gefordert. Es ist banal: Die DB 
AG praktiziert auch unter Volker Ke¬ 
fer eine fortgesetzte Unterfinanzie¬ 
rung der Infrastruktur. Sie generiert 
so kurzfristig Gewinne bei der Netz- 
Tochter, die langfristig katastrophale 
Folgen haben. 


Kefer war bei der Deutschen 
Bahn vor allem das Gesicht für 
das Großprojekt Stuttgart 21. Ihm 
war es in der berühmt-berüchtigten 
Schlichtung unter Heiner Geißler im 
Jahr 2010 gelungen, alle Probleme 
des Projekts wegzulächeln. Ausge¬ 
rechnet wegen des Projekts Stuttgart 
21 verging Kefer nun das Lächeln. Er 
setzt sich rechtzeitig ab und verlässt 
den Konzern - „sobald ein Nachfol¬ 
ger gefunden ist“. Kefer weiß, dass 
die Kostensteigerungen bei dem 
Projekt, das zunächst mit zwei Mil¬ 
liarden Deutsche Mark kalkuliert 
worden war und das aktuell bei 6 
Milliarden Euro Kosten angelangt 
ist, unkontrollierbar sind. Er weiß 
auch, dass S21 niemals sicher be¬ 
trieben werden kann - u. a. aufgrund 
einer Gleisneigung im Bahnsteigbe¬ 
reich, die mit 15 Promille fünf Mal 
höher ist als „eigentlich“ zulässig. 
Die Frankfurter Allgemeine Zeitung 
wiederum weiß, dass der mit Kefers 
Weggang verbundene „Wechsel in 
der Vorstandsposition gravierend 
für Stuttgart 21 ist“. Die Aufsichts¬ 
ratsmitglieder der EVG, die Stutt¬ 
gart 21 ein jahrzehntlang abnickten, 
haben jetzt eine letzte Chance, mit 
dem Griff zur Notbremse Verant¬ 
wortung zu zeigen. 

Winfried Wolf ist aktiv bei Bahn für 
Alle und Bürgerbahn statt Börsen¬ 
bahn. 

Er veröffentlichte 2014 gemeinsam 
mit Bernhard Knierim „Bitte umstei¬ 
gen! 20 Jahre Bahnreform“ (Schmet¬ 
terling, Stuttgart). 
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Theorie und Geschichte 


unsere zeit m 


In „einem schnellen Feldzug“ niederwerfen ... 

Zum 75. Jahrestag des Überfalls des faschistischen Deutschland auf die Sowjetunion • Von Anton Latzo 



Die Ruinen von Minskjuli 1941. Die faschistischen Okkupanten zerstörten in der Sowjetunion über tausend Städte und 
70 000 Dörfe - letztere oft, weil die Bewohner die Partisanen unterstützten ... 


W ortbrüchig und ohne vorhe¬ 
rige Kriegserklärung überfiel 
vor 75 Jahren (22. Juni 1941) 
das faschistische Deutschland die So¬ 
wjetunion. Zu diesem Zeitpunkt tobte 
in der Welt schon fast zwei Jahre ein 
Krieg zwischen den beiden imperialis¬ 
tischen Machtgruppen. Der Überfall, 
den die Sowjetunion mit dem Großen 
Vaterländischen Krieg beantworte¬ 
te, war wichtigster Bestandteil des 2. 
Weltkrieges. Sein Verlauf und Ausgang 
bestimmten wesentlich den Charakter 
der Ergebnisse des zweiten Weltkrie¬ 
ges, die weiteren Entwicklungsmöglich¬ 
keiten der Völker und die Perspektiven 
des Friedens. 

Militärische Kräfte 

Die Faschisten setzten fast die ganze 
Kraft der imperialistischen deutschen 
Kriegsmaschinerie und außerdem die 
Streitkräfte der Satelliten des faschisti¬ 
schen Deutschlands (Finnland, Horthy- 
Ungarns, des bürgerlich-feudalen Rumä¬ 
niens und später auch des faschistischen 
Italiens) gegen die Sowjetunion ein. 

Zum Zeitpunkt des Überfalls auf 
die UdSSR verfügte das faschistische 
Deutschland über eine 8,5 Millionen 
Mann starke Armee. Die deutsche 
Wehrmacht besaß 214 Divisionen und 
7 Brigaden, über zehntausend Flugzeu¬ 
ge, eine starke Kriegsmarine. 

Über eine Million Soldaten zählten 
die Armeen der Verbündeten Deutsch¬ 
lands, Rumäniens, Finnlands und Un¬ 
garns. Hinzu kam Italien mit seinen 
Kräften. Diese „Verbündeten“ haben 
Dutzende ihrer Divisionen unter den 
Befehl des deutschen Oberkomman¬ 


dos gestellt. An den westlichen Gren¬ 
zen der Sowjetunion wurden so 190 
Divisionen entfaltet, über 4 000 Panzer 
und etwa 5 000 Flugzeuge konzentriert. 
Die Invasionskräfte waren 5,5 Millio¬ 
nen Mann stark. 

Die deutsche Regierung ging be¬ 
reits im Jahre 1940 zu einer umfassen¬ 
den Truppenkonzentrierung an den so¬ 
wjetischen Grenzen über. Am 1. Juni 
1941 war diese Aktion im Wesentlichen 
abgeschlossen. 

Für die Rote Armee war so ein un¬ 
günstiges militärisches Kräfteverhält¬ 
nis entstanden. Im Bereich der grenz¬ 
nahen Militärbezirke und Flotten ver¬ 
fügten die sowjetischen Truppen über 
2,9 Millionen Mann, 1 540 Flugzeuge 
neuer Bauart und zahlreiche Flugzeuge 
alter Modelle, etwa 35 000 Geschütze 
und Granatwerfer, 1 800 schwere und 
mittlere Panzer (davon zwei Drittel 
neue Modelle) und zahlreiche leich¬ 
te Panzer älterer Bauart. Insgesamt 
betrug das Übergewicht des faschis¬ 
tischen Gegners gegenüber der So¬ 
wjetunion: an Truppen das 1,8-fache, an 
mittleren Panzern das 1,5-fache, an mo¬ 
dernen Flugzeugen das 3,2-fache und 
an Geschützen und Granatwerfern das 
1,25-fache. 

Für die sowjetische Regierung 
und für die Führung der sowjetischen 
Streitkräfte waren die aggressiven Plä¬ 
ne des Faschisten und ihre Absicht, die 
Sowjetunion zu überfallen, offensicht¬ 
lich. Die Bestimmung des Zeitpunktes 
für diesen Überfall beruhte jedoch auf 
einer Fehleinschätzung. J. W. Stalin war 
fälschlicherweise der Auffassung, dass 
die deutsche Führung sich nicht in ab¬ 


sehbarer Zeit entschließen würde, den 
zwischen Deutschland und der UdSSR 
1939 abgeschlossenen Nichtangriffsver¬ 
trag zu verletzen, wenn es dafür keinen 
Vorwand habe. 

Die sowjetische Regierung versuch¬ 
te den Überfall Deutschlands auf die 
UdSSR mit diplomatischen Mitteln 
zu erschweren. Noch am Abend des 
21. Junil 941 (21 Uhr 30 Minuten) ver¬ 
suchte sie Gespräche mit der deutschen 
Regierung anzuknüpfen. Nur wenige 
Stunden später drangen die faschisti¬ 
schen Streitkräfte in die Sowjetunion 
ein. 

Ziele 

Im Krieg gegen die UdSSR stellte sich 
die faschistische deutsche Führung das 
Ziel, die soziale und politische Ord¬ 
nung des Sowjetlandes zu beseitigen, 
den sowjetischen Staat zu zerschlagen, 
die Macht der Gutsbesitzer und Kapi¬ 
talisten wiederherzustellen, die staat¬ 
liche Selbstständigkeit der Völker der 
Sowjetunion zu beseitigen, sie zu Skla¬ 
ven der deutschen Herrenmenschen 
zu machen sowie die Reichtümer der 
UdSSR an sich zu reißen. 

Am 30. März 1941 erklärte Hitler 
laut Tagebuch von Generaloberst Franz 
Haider (Eintragung vom 30. März 1941) 
als er die Ziele und Pläne des Krieges 
gegen die UdSSR darlegte: „Unsere 
Aufgaben hinsichtlich Russlands: die 
Streitkräfte zerschlagen, den Staat 
vernichten. Der Krieg gegen Russland 
ist ein Kampf zweier Ideologien. Tod 
dem Bolschewismus, der gleichbedeu¬ 
tend ist mit einem sozialen Verbrechen. 
Unsere Aufgabe ist der Vernichtungs¬ 


krieg. Unsere erstrangige Aufgabe ist 
die Vernichtung der bolschewistischen 
Kommissare und der kommunistischen 
Intelligenz. Die neuen Staaten werden 
keine eigene Intelligenz haben. Man 
darf nicht zulassen, dass eine neue In¬ 
telligenz entsteht.“ 

Die deutschen Imperialisten be¬ 
trachteten die Zerschlagung der 
Sowjetunion als eine äußerst wichti¬ 
ge Etappe auf dem Weg zur Erobe¬ 
rung der Weltherrschaft. Die Rassen¬ 
theorien hatten die Aufgabe, die Vor¬ 
bereitung des Raubkrieges durch den 
deutschen Imperialismus zu begrün¬ 
den. Ihre Weltherrschaftsansprüche 
erklärten die faschistischen Strategen 
mit der von den Ideologen des Imperi¬ 
alismus und der Reaktion erfundenen 
Geopolitik. 

Auf der Grundlage der Geopolitik 
und der Rassentheorie beruhte auch 
die Lebensraumtheorie, die in der fa¬ 
schistischen Propaganda eine wichtige 
Rolle spielte. 

Keine Lehren gezogen 

Der zweite Weltkrieg erfasste nahe¬ 
zu alle Länder der Erde. Die Haupt¬ 
last des erbitterten Kampfes gegen 
das faschistische Deutschland trug das 
Sowjetvolk, trugen seine Streitkräf¬ 
te und seine im Rücken des Feindes 
kämpfenden Partisanen. Seine Verlus¬ 
te an Menschen und Material waren 
unermesslich. 

Bürgerliche Historiker, Politolo¬ 
gen und führende Politiker der Gegen¬ 
wart bemühen sich auch heute immer 
wieder, die Rolle der Sowjetunion zu 
entstellen. Sie versuchen zugleich die 
Ideologie und Politik des Imperialis¬ 
mus, besonders des deutschen Impe¬ 
rialismus, die zum zweiten Weltkrieg 
und zum Überfall auf die Sowjetuni¬ 
on führten, so zu interpretieren, dass 
sie dem aktuellen politischen Auftrag 
an die heute Regierenden dienlich ist 
und das Wesen des deutschen Imperi¬ 
alismus und seiner Politik im Dunkeln 
verschwinden lässt. In diesem Sinne 
wird nicht nur Politik beurteilt, sondern 
verstärkt das Denken breitester Kreise 
der Bevölkerung beeinflusst und wer¬ 
den NATO-Truppen, zu denen auch 
die Bundeswehr gehört, vertragswid¬ 
rig in Osteuropa vom Baltikum bis zum 
Schwarzen Meer stationiert 

Es ist nicht zu übersehen, dass we¬ 
sentliche Elemente der Lebensraum¬ 
theorie und der Geopolitik erneut in 
der „wissenschaftlichen“ Diskussion, in 
den Denkfabriken für die außen- und 
Sicherheitsstrategie des deutschen Im¬ 
perialismus, in den Medien und sogar in 
den Planungen und Grundlagendoku¬ 
menten (Weißbuch der Bundeswehr) 
zur Entwicklung der außenpolitischen 
und Sicherheitsstrategie der Bundesre¬ 
publik eine wichtige Rolle spielen. 

(gekürzt, vollständige Fassung aufnews. 
dkp.de) 


Am 18. Dezember 1940 Unterzeich¬ 
nete Hitler die „Weisung Nr. 21 Fall 
Barbarossa“. Darin wurde befohlen: 
„Die deutsche Wehrmacht muss da¬ 
rauf vorbereitet sein, auch vor Been¬ 
digung des Krieges gegen England 
Sowjetrussland in einem schnellen 
Feldzug niederzuwerfen. Das Heer 
wird hierzu alle verfügbaren Ver¬ 
bände einzusetzen haben, mit der 
Einschränkung, dass die besetzten 
Gebiete gegen Überraschungen 
gesichert sein müssen ... Vorberei¬ 
tungen sind ... bis zum 15.5.41 abzu¬ 
schließen.“ 

★ 

Den Überfall auf die Sowjetunion 
rechtfertigte Hitler in einem Aufruf 
an die „Soldaten der Ostfront“ vom 
22. Juni als„vorbeugende Militärak¬ 
tion“, um angebliche Absichten der 
Roten Armee zu durchkreuzen, das 
Deutsche Reich zu überfallen. „Ab¬ 
sichten“, die es nie gab. 

★ 

Der gesamte europäische Teil der 
Sowjetunion sollte erobert, der 
Zugriff auf die gewaltigen natürli¬ 
chen Ressourcen des Landes (Wei¬ 
zen, Kohle, Erdöl, Eisenerz usw.) und 
Produktionskapazitäten gesichert, 
neuer „Lebensraum im Osten“ er¬ 
obert werden. Beabsichtigt war 
deshalb zudem - das wurde durch 
den 1942 beschlossenen „General¬ 
plan Ost“ „präzisiert“ - die Verskla¬ 
vung und Vertreibung der in den 
eroberten Gebieten lebenden Men¬ 
schen. DerTod von Millionen wurde 
geplant. 

★ 

Der „Erlass über die Ausübung der 
Kriegsgerichtsbarkeit im Gebiet 
Barbarossa“ vom 13. Mai 1941 „be¬ 
freite“ zudem alle Wehrmachtsan¬ 
gehörigen von Bindungen an Völ¬ 
kerrechtsnormen. 

★ 

Die „Richtlinien für das Verhalten 
der Truppe in Russland“ vom 19. Mai 
1941 forderten von der Wehrmacht 
zudem „rücksichtsloses und energi¬ 
sches Durchgreifen gegen bolsche¬ 
wistische Hetzer, Freischärler, Sabo¬ 
teurejuden“. In den „Richtlinien für 
die Behandlung der politischen Kom¬ 
missare“ vom 6. Juni 1941 („Kommis¬ 
sarsbefehl“) wurde der Wehrmacht 
befohlen, die politischen Kommis¬ 
sare in den sowjetischen Truppen 
„grundsätzlich sofort mit der Waffe 
zu erledigen“. Ähnlich lauteten die 
„Bestimmungen über das Kriegsge¬ 
fangenenwesen“ von 16. Juni 1941. 
Reinhard Heydrich befahl am 2. Juli 
höheren SS- und Polizeiführern: „Zu 
exekutieren sind alle Funktionäre 
der Komintern (wie überhaupt die 
kommunistischen Berufspolitiker 
schlechthin),... Volkskommissareju¬ 
den in Partei- und Staatsstellungen.“ 


Im Kampf gegen die Okkupanten 

Der Kollektivvorwurf und die Deportation der Krimtataren waren Unrecht 


In dem Beitrag „Hilfstruppen gegen 
Moskau“ (UZ vom 20. Mai 2016) wird 
auf dem Hintergrund der antirussi¬ 
schen Politisierung des Eurovision 
Song Contest (ESC) auch kurz auf 
die Kollaboration von Krimtataren 
mit den faschistischen deutschen Be¬ 
satzern der Halbinsel im zweiten Welt¬ 
krieg sowie die folgende Deportation 
der Krimtataren im Jahr 1944 einge¬ 
gangen. 

Es hat allerdings nicht nur krim¬ 
tatarische Kollaboration, sondern zu¬ 
gleich krimtatarische Beteiligung am 
bewaffneten Kampf gegen die Okku¬ 
panten auf der Krim und an anderen 
Fronten gegeben. Der Verzicht auf die 
Darstellung dieser anderen Seite des 
Verhaltens von Krimtataren während 
des zweiten Weltkrieges könnte Lese¬ 
rinnen und Leser, die mit diesem Zeit¬ 
abschnitt in der Geschichte der Krim 


wenig vertraut sind, zu dem Schluss 
führen, der von der sowjetischen Füh¬ 
rung 1944 gegen die Krimtataren erho¬ 
bene kollektive Kollaborations-Vor¬ 
wurf sowie die nachfolgende Massen¬ 
deportation seien berechtigt gewesen. 

Darum einige Ergänzungen zu 
dem ansonsten informativen, auf 
www.german-foreign.policy.com ge¬ 
stützten Artikel: Wenn die im Bei¬ 
trag dargestellten, von den ukraini¬ 
schen Putschisten und aus EU- und 
NATO-Ländern unterstützten anti¬ 
russischen Aktivitäten bestimmter 
krimtatarischer Führer bei einem 
Teil der Krimtataren auf einen güns¬ 
tigen Boden fallen, so spielen dabei 
sicher die noch immer nicht völlig 
vernarbten Wunden, die ihnen bzw. 
ihren Eltern und Großeltern durch 
den Kollektivvorwurf einer Kollabo¬ 
ration mit den faschistischen deut¬ 


schen Besatzern während des zweiten 
Weltkrieges und die damit begrün¬ 
deten Vertreibung aus ihrer Heimat 
zugefügt wurden, keine geringe Rol¬ 
le. 1944 wurden 180 000 bis 190 000 
Krimtataren, d.h. faktisch die ganze 
krimtatarische Minderheit, von der 
Halbinsel deportiert, der größte Teil 
in die zentralasiatischen Sowjetre¬ 
publiken. Eine Massenrückkehr setz¬ 
te erst Ende der 1980er/Anfang der 
1990er Jahre ein. Dabei war der kol¬ 
lektive Vorwurf der Kollaboration un¬ 
begründet. 

Über die krimtatarischen Einhei¬ 
ten im Dienst der Besatzer gibt es 
unterschiedliche Angaben. Auf Wiki- 
pedia ist unter Berufung auf Isabelle 
Kreindler von etwa 15 000 - 20 000 
Mann in den sogenannten teilweise 
bewaffneten Einheiten des „Selbst¬ 
schutzes“ die Rede, Karl Heinz Roth 


und Jan-Peter Abraham nennen die 
Zahl von 7 900 direkten militärischen 
tatarischen Kollaborateuren, die an 
der Partisanenbekämpfung bzw. am 
Kampf gegen die Rote Armee mit 
deutschen Waffen gemeinsam mit 
deutschen Einheiten und in deut¬ 
schen Uniformen ohne Rangabzei¬ 
chen beteiligt waren. Wahrscheinlich 
muss davon ausgegangen werden, dass 
diese Zahl in der von Wikipedia ent¬ 
halten ist. 

Zur gleichen Zeit kämpften je¬ 
doch rund 1000 Krimtataren in den 
Reihen der etwa 10000 sowjetischen 
Partisanen auf der Krim und 20 000 in 
der Roten Armee. Acht Krimtataren 
wurden mit dem Titel Held der Sow¬ 
jetunion ausgezeichnet, einem krim¬ 
tatarischen Piloten - Amet-Chan-Sul- 
tan - wurde diese Auszeichnung sogar 
zweimal verliehen. (Siehe Wikipedia. 
Quelle: Isabelle Kreindler: The Soviet 
Deportated Nationalites, Soviet Stu- 
dies. Vol 38, 3. July 1986, S. 391 sowie 
Karl Heinz Roth/Jan-Peter Abraham: 
Reemtsma auf der Krim, Edition Nau¬ 


tilus Verlag Lutz Schulenburg, 2011, 
S. 214-236) 

Die Rehabilitierung der Deportier¬ 
ten, die leider erst in der Endphase des 
Bestehens der Sowjetunion erfolgte, 
war darum überfällig. Eine wichtige 
Rolle spielte dabei die Deklaration des 
Obersten Sowjets der UdSSR aus dem 
Jahr 1989: „Über die Anerkennung der 
Repressionsakte gegen die Völker, die 
ausgesiedelt wurden, als rechtswidrig 
und verbrecherisch“. 1991 folgten die 
Gesetze „Über die Rehabilitierung 
von Opfern politischer Repressionen“ 
und „Über die Rehabilitierung der un¬ 
terdrückten Völker“. Unmittelbar nach 
der Wiedervereinigung der Krim mit 
Russland hat Präsident Putin ein De¬ 
kret zur vollständigen Rehabilitierung 
der Krimtataren unterzeichnet, dem 
inzwischen eine ganze Reihe konkre¬ 
ter Maßnahmen zur Umsetzung folg¬ 
ten: Rehabilitiert wurden auch die auf 
der Krim lebenden Armenier, Deut¬ 
sche und Griechen sowie die anderen 
Opfer der Deportationen. 

Willi Gerns 
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Zwei Frauen mit der Kamera 

Claudia von Alemanns Film über die Fotografin Abisag Tüllmann 


Kultursplitter 


Anschwellendes Gebrause 

Mit absehbarem Lärm in den „Quali¬ 
tätsfeuilletons“ wird sicherlich die Ver¬ 
leihung des „Frank-Schirrmacher-Preis“ 
an den französischen Großschwätzer 
Michel Houellebecq bewertet. Nach 
Hans-Magnus Enzensberger ist er der 
zweite Preisträger, den die FAZ gemein¬ 
sam mit der Stiftung des verstorbenen 
Namensgebers ehren will. Houellebecq, 
dessen seltsamen, eher wirren Romanen 
und Äußerungen in Interviews gerne 
viel Aufmerksamkeit gewidmet wird, 
passt zu den ideologischen Ausrichtun¬ 
gen, mit denen die bürgerlichen Kreise 
ihre Warnungen und Ängste vor Über¬ 
fremdung und Islamismus formulieren. 
Sein letzter, nicht empfehlenswerter 
Roman ist „Unterwerfung“ über die 
Fiktion eines muslimischen Präsiden¬ 
ten der Grande Nation. 

Kritisch wie eh und je 

Der linke britische Filmemacher Ken 
Loach ist in diesen Tagen 80 Jahre alt 
geworden. Die Liste seiner Filme ist 
lang, immer ging es ihm um die Situa¬ 
tion der britischen Arbeiterklasse und 
der Deklassierten der Gesellschaft, 
ob dramatisch oder komödiantisch. In 
diesem Jahr erhielt er zum zweiten Mal 
die „Goldene Palme“ des Festivals in 
Cannes, diesmal für den Film „I, Da¬ 
vid Blake“. 

Der Held, ein Zimmermann in der 
britischen Provinz, stürzt vom Dach 
und dann noch viel tiefer in die Mühlen 
der Bürokratie des Gesundheits- und 
Sozialwesens. Bei uns wird der Film ab 
November 2016 in die Kinos kommen. 
Vormerken. (Besprechung folgt) 

So geht es auch 

Stolz meldet das Folkwang Museum 
in Essen, dass sich die Zahl der Besu¬ 
cher seiner Dauerausstellung (beson¬ 
ders 19. und 20. Jahrhundert) im letzten 
Jahr mehr als verdoppelt hat auf über 
100 000. Grund ist sicherlich der freie 
Eintritt, ermöglicht durch die Berthold- 
Beitz-Stiftung, die diesen geringen An¬ 
teil an den Gesamtkosten trägt. Emp- 
fehlens- und nachahmenswert, es muss 
nicht unbedingt ein Großindustrieller 
sein, auch Städte und Unternehmen 
der Öffentlichen Hand könnten dies 
anstatt zu spekulieren. 

Läuft gerade an 

Sean Bakers Film „Tangerine L.A.“ 
kommt in diesen Tagen in die Kinos. 
Ausnahmslos wurde er mit Hilfe von 
Mobiltelefonen in den Stadtteilen von 
Los Angeles gedreht, die im heftigen 
Gegensatz zu Beverley Hills stehen. 
Dort sind insbesondere viele in Armut 
lebende Jugendliche aus dem Mittle¬ 
ren Westen auf der Suche nach ihrem 
Traum einer Karriere in Hollywood 
gnadenlos gescheitert. 

In erster Linie skizziert der Film ein 
groteskes Städteporträt, bei dem die 
Farbkontraste bis zum Äußersten erhöht 
wurden, sodass Gebäudefassaden, Stra¬ 
ßenschilder und die ohnehin grellbunten 
Klamotten der Prostituierten zu glühen 
scheinen. Neben dieser ungewohnten 
Bildästhetik wirkt der Film insbeson¬ 
dere durch das vergnügte Spiel der Lai¬ 
endarsteller von der ersten Sekunde an 
glaubhaft und amüsant zugleich. 

Der schnelle Erzählrhythmus und 
ein nur auf den ersten Blick zusam¬ 
menhangloser Wechsel verschiedener 
Handlungsstränge sorgen zudem dafür, 
dass man dieser im Kern gewöhnlichen 
Geschichte mit für viele Zuschauer 
durchaus ungewöhnlichen Menschen 
gerne bis zum Ende aufmerksam folgt. 

Brot und Spiele 

Der Hype um die Fußball-EM in 
Frankreich in Medien wie Konsumtem¬ 
peln jeder Art ist der Übliche. Unbe¬ 
stätigten Meldungen zufolge leidet der 
Rauhaardackel von Jogi Löw an hef¬ 
tigem Fellausfall, bisherige Haarspen¬ 
den der Nationalspieler inklusive der 
sogenannten Spielerfrauen bringen 
wohl nicht das gewünschte Ergebnis. 
Befürchtungen eingeweihter Kreise, 
dass Löw nicht voll und ganz fokussiert 
sei, lassen Schlimmes für Teutschland 
erwarten. 

Wir bleiben am Ball. 

Herbert Becker 


Vier Minuten lang fährt und schwenkt 
die Kamera durch menschenleere, aber 
sichtlich bewohnte Zimmer einer gro¬ 
ßen Wohnung, Regale voller Bücher, 
Papierstapel, Alltagsgegenstände, dann 
zunehmend Alben und Kontaktbögen, 
Fotogerät, eine Dunkelkammer. Die 
Person, deren Umfeld dies alles war, ist 
daraus offenbar verschwunden. Doch 
der Film lässt dem Zuschauer ausrei¬ 
chend Zeit, ihre Atmosphäre, ihr gewe¬ 
senes Leben in sich aufzusaugen, bevor 
ihn eine Kommentarstimme informiert: 
„Abisag Tüllmann starb am 24. Septem¬ 
ber 1996. Drei Tage später nahmen wir 
ihre Wohnung auf.“ Wer war diese Frau 
mit dem seltsam alttestamentarischen 
Vor- und dem so deutschen Nachna¬ 
men? Und wer ist die, die da so forsch 
wie forschend in die Intimsphäre der To¬ 
ten eindringt und dann fast entschuldi¬ 
gend ergänzt: „Wir waren 30 Jahre lang 
befreundet“? 

Dass aus jenen Aufnahmen erst heu¬ 
te, fast zwanzig Jahre später, ein Film ge¬ 
worden ist, kann man getrost als Indiz 
für die Gründlichkeit und Behutsam¬ 
keit nehmen, mit der sich die Regisseu¬ 
rin Claudia von Alemann ans Werk ge¬ 
macht hat. Das Ergebnis ist ihr 92-mi- 
nütiger Filmessay „Die Frau mit der 
Kamera - Porträt der Fotografin Abisag 
Tüllmann“, der nun ins Kino kommt. Die 


Neulich, als die Europameisterschaft 
noch eine Vorfreude war, die uns die 
Franzmänner und -frauen mit ihrer 
Streikerei kaputtzumachen drohten, 
da sah man noch Heinz Strunk im Öf¬ 
fentlich-Rechtlichen Querflöte spie¬ 
len. Zusammen mit Extras-Modera¬ 
tor Christian Ehring und dem musi¬ 
kalischen Fiasko „Revolverheld“, die 
2008 noch den offiziellen DFB-Song 
zur EM lieferten, sang man Anfang 
Juni 2016 gegen den schwelenden 
Rassismus der durch AfD und Pegi- 
da angestochenen Deutschnationalen 
im Land des gepflegten Bierbauch- 
schwenkens beim „Sieg, Sieg!“-Rufen. 

Heinz Strunk, 1962 als Mathias 
Halfpape in Hamburg geboren und 
2011 Bürgermeisterkandidat für die 
Partei „Die Partei“ in der Hansestadt, 
ist ein Tausendsassa. Als medialer Uni¬ 
versalgelehrter malträtierte er mit 
„Studio Braun“ nicht nur die, die den 
Hörer abnehmen, sondern auch jene, 
die immer noch glauben, Telefonstrei¬ 
che seien etwas anderes als eine Witz- 
losigkeit, mit der Radiosender billig 
Sendezeit füllen können. 

Seit 2004 darf Strunk sich auch Ro¬ 
mancier nennen. Mit „Fleisch ist mein 
Gemüse“ debütierte er erfolgreich. 
Autobiografisch behandelte er schon 
damals Alkoholismus und soziale Iso¬ 
lation. Aus anderen wahren Leben 
schöpft Strunk auch in seinem neuen 
Roman, „Der goldene Handschuh“, 
benannt nach einer rund um die Uhr 
geöffneten Absteige auf St. Pauli. Dort 
ging in den 70ern der Frauenmörder 
Fritz Honka eher ein als aus. 

Als Kommunistensohn zur Sip¬ 
penhaft ins KZ gesteckt, macht der 
als 16-Jähriger 1951 in den Westen. 
Von Übergriffen und Arbeitsunfällen 
gezeichnet, klein und schmächtig ge¬ 
baut, mit Sprachfehler und schielend, 
ermordet er schließlich zwischen 1970 
und 1975 vier Frauen bestialisch und 
versteckt sie in seiner verwahrlosten 
Wohnung. Erst durch einen Haus¬ 
brand werden die verstümmelten Lei¬ 
chen entdeckt. Als vermindert schuld¬ 
fähig wurde er für einen Mord und 
Totschlag in drei Fällen zu 15 Jahren 
verurteilt. Geistig und körperlich lan¬ 
ge hinüber, stirbt er 1998. 

Leben und Taten Fritz Honkas 
sind in fünf Minuten online nachles¬ 
bar. Ein Roman, der Strunk endlich 
vom schreibenden Comedian zum 
Autoren aufsteigen lassen soll, kann 
da nicht beim bloßen Abstottern ei- 


Freundschaft der beiden reicht zurück 
in die wild bewegte zweite Hälfte der 
1960er Jahre, von der ersten Begegnung 
in Oberhausen bei den gegen „Papas 
Kino“ rebellierenden Filmemachern, 
ersten Reisen in das um seine Unabhän- 



„Die Frau mit der Kamera - Portrait 
der Fotografin Abisag Tüllmann“. 

D 2014-92 Minuten. Buch, Regie, 
Produktion: Claudia von Alemann 

gigkeit ringende Algerien, über die Mas¬ 
senproteste gegen die Notstandsgesetze, 
den Frankfurter Häuserkampf und die 
Frauenemanzipationsszene, die beide je 


ner Story aus Unterschichtentotsuff, 
Napoleonkomplex und sexuellem Sa¬ 
dismus stehenbleiben. Ein Kniff, den 
Autor Strunk dabei anwendet, ist so 
simpel wie treffend: Er baut weitere 
Handlungsstränge ein, angesiedelt im 
Privaten der großkapitalistischen Ha- 
bewasse - durch die Enteignung von 
Jüdinnen und Juden noch reicher ge¬ 
worden und später in der BRD auf 
Absolution wartend -, die nicht aus 
Not Fusel schütten und Frauen miss¬ 
brauchen, sondern aus Tristesse, die 
sich in den „Goldenen Handschuh“ 
verirren, weil er eine Attraktion ist. 

Die Attraktion zeichnet Strunk - 
anders als der Maestro der Milieustu¬ 
die, Ralf Rothmann („Hitze“, 2003) - 
über die Stammgäste der Kneipe. Die 
Protagonistlnnen sind zum Inven¬ 
tar der Lokalität abgestiegen. „Man¬ 
che sitzen zwanzig, dreißig Stunden 
hier. Einmal hing einer zwei Tage und 
Nächte bewegungslos auf seinem Ho¬ 
cker, der war schon tot, wegen des 
Schichtwechsels hat aber keiner was 
gemerkt. Gesunder Schlaf, dachten 
die Leute. In der dritten Nacht war je¬ 
mand gestürzt und hatte im Fallen den 
Toten mitgerissen, sonst wäre es wohl 
erst aufgefallen, wenn ihn die Ratten 
angenagt hätten.“ 

Zwischen all den „Schimmligen“, 
„Säberalmas“ („Die heißen so, weil sie 
ihren Speichelfluss nicht mehr unter 
Kontrolle haben. Der Alkohol hat das 
Hirn zerfressen [...], und irgendwann 
rinnt ihnen dann der Speichel aus 
den Mundwinkeln“) und Ex-Waffen- 
SSlern hockt Fritz „Fiete“ Honka als 
einer von vielen Zechenden. Er hält 
Ausschau nach älteren Frauen ohne 
Bleibe, um sie mit Alkohol abzufüllen, 
in seine Wohnung zu sperren und sich 
dort an ihnen psychisch wie physisch 
zu vergehen. 

Der Hauptcharakter, total moral¬ 
befreit und dabei selbst gefangen im 
Apparat aus Sucht und Schändung, 
erinnert an einen prekären Pat Ba- 
teman, den serienkillenden Börsianer 
aus Bret Easton Elfis 4 „American Psy¬ 
cho“ (1991). Als müsste Strunk nach- 
weisen, dass er lesen kann, führt er El¬ 
fis auch in seiner Lektüreliste am Ende 
des Buches auf. Die größte Differenz 
zwischen dem „Handschuh“ und dem 
US-Pop-Horror: Letzterer kommt 
ohne Kitsch aus. 

„Der arme Flamingo ist über und 
über und über mit Fliegen bedeckt, 
unzählige, tausend, fünftausend, zehn- 


mit ihren künstlerischen Mitteln beglei¬ 
tet und verarbeitet haben, von Alemann 
als streitbare und politisch engagierte 
Dokumentarfilmerin und Tüllmann als 
stets präsente Fotojournalistin, deren 
Gespür für den richtigen Augenblick ihr 
auch in der großbürgerlichen FAZ, der 
Fotoagentur Magnum und in renom¬ 
mierten Fotogalerien Aufträge und An¬ 
erkennung eintrug. 

Die Nähe der beiden Frauen mit der 
Kamera zu einander ist jederzeit spür¬ 
bar, doch Alemann entgeht der Gefahr, 
sie zu sehr in den Vordergrund zu rü¬ 
cken, holt sich stattdessen Auskünfte 
über ihre Freundin auch bei deren zum 
Teil weit prominenteren Kolleginnen, 
die in höchsten Tönen Tüllmann als 
Magierin, Perfektionistin oder „Zaube¬ 
rin mit der Kamera“ beschreiben und 
ihren ungeheuren Fleiß loben. Dazwi¬ 
schen vertieft sich der Film in Tüllmanns 
Fotobände „Großstadt. Frankfurt am 
Main“, „Betrifft: Rhodesien“, ihre Se¬ 
rien über Romakinder in Avignon und 
ihre umfangreiche Sammlung mit Por¬ 
trätfotos von Prominenten aus Politik, 
Literatur, Musik und Kunst. Tüllmanns 
Kamera ist bei den politischen Aktio¬ 
nen immer mitten drin, und die Dyna¬ 
mik dieser Bilder steht in spannendem 
Kontrast zur Ruhe und Intimität ihrer 
Porträts. Verblüffend vielfältig sind wie¬ 


tausend oder noch mehr Insekten, die 
in Klumpen, Trauben, Nestern an ihm 
kleben, sowas hat man überhaupt noch 
nicht gesehen“ Dreck einfach nur als 
dreckigen Dreck zu zeichnen ist kit¬ 
schig und einfallslos. 

Abgehackte Satzfolgen lesen sich 
vielleicht noch dem Setting entspre¬ 
chend, indem das Tandem aus Kater 
und Rausch den einzigen Rhythmus 
der Existenz erzeugt. Laut „Welt“ vom 
20. Februar wurde ein ganzes Jahr am 
Text lektoriert. Trotzdem ist dann 
zweimal hintereinander Sonntag, und 
ob Fiete oder die abgeschleppte „Sä- 
beralma“ die neben ihm liegt, nun mal 
muss, bleibt auch ein Verwirrspiel. Für 
sich gute Verben und Adjektive wer¬ 
den mit unnötiger Kursivschreibung 
zu an sich guten Worten degradiert. 
Man fühlt sich wie auf einer Sightsee¬ 
ing-Tour: Sehen Sie hier, das ist unters¬ 
te Schublade, das ist Verzweiflung, das 
ist eklig und pfui! ... Und so geht das 
250 Seiten lang. 

„Der goldene Handschuh“ ist ein 
Lower-Class-Porno, in dem man die 
lesbaren Elemente (das Fortleben 
des deutschen Faschismus und dessen 
Profiteuren, genauso wie die Hambur¬ 
ger Beleidigungs- und Witzkultur, die 
mehr bietet als Scherzanrufe) obenauf 
schwimmend mit einer Hand abschöp¬ 
fen kann. 

Ken Merten 



HEINZ STRUNK 
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Strunk, Heinz: Der goldene Handschuh, 
Rowohlt, Reinbek bei Hamburg 2016, 
256 Seiten, 19,95 Euro 


Unterste Schublade 

Heinz Strunk verliert sich mit „Der goldene Handschuh“ in billiger Überzeichnung 


derum die Porträts, in denen Tüllmanns 
Kolleginnen und Freundinnen immer 
neue, oft irritierende Aspekte der stil¬ 
len, aber hellwachen Magierin festge¬ 
halten haben. 

Entstanden ist so nicht nur ein inti¬ 
mer Abschied unter Freundinnen, son¬ 
dern zugleich eine Art Bilderkompendi¬ 
um jener vier Jahrzehnte, die Tüllmanns 
Oeuvre umfasst, und wer im Rausch der 
vielen makellosen Schwarzweißbilder 
sich auf das Wiedererkennen eigener 
Erfahrungen einlässt, wird Alemanns 
Film wie einen Zeitraffer durch die ei¬ 
gene Vergangenheit erleben. Für Zu¬ 
schauer der jüngeren Generationen, für 
die dies alles ferne Geschichte ist, wären 
Einblendungen der Namen der Gezeig¬ 
ten vielleicht eine Hilfe zum Verständ¬ 
nis und zum leichteren Zugang. Ale¬ 
mann hat auf solche Krücken allerdings 
konsequent verzichtet, wohl auch, weil 
damit das Rauschhafte der Bilderflut 
verloren ginge. Mehr noch: sie schafft 
gerade den Tüllmann-Fotos noch größe¬ 
re Aufmerksamkeit durch die waghalsi¬ 
ge Musik des Komponisten Jose Luis de 
Deläs, der mit seinen radikalen, schrillen 
Neutöner-Klängen einlullenden Rausch 
erst gar nicht aufkommen lässt. Ein dop¬ 
peltes Wagnis, dem man sich unbedingt 
aussetzen sollte! 

Hans-Günther Dicks 
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Niedriglohn-Karussell Leiharbeit 

Einordnung der geplanten Regeln in Struktur und Dimension der Leiharbeit • Von Philipp Kissel 


W er morgens an der Europäi¬ 
schen Zentralbank in Frank- 
furtvorbeifährt, kann direkt 
gegenüber dutzende Arbeiter sehen. 
Sie warten auf Arbeit. Die meisten die¬ 
ser Tagelöhner kommen aus Rumäni¬ 
en oder Bulgarien. Sie bieten ihre Ar¬ 
beitskraft an, um überleben zu können. 
Es ist ein offener und ungeschminkter 
Ausdruck der Lohnsklaverei. Dieser 
Begriff steht aber nicht nur für das 
schwere Los der Tagelöhner, sondern 
für die gesamte Arbeiterklasse, die ge¬ 
zwungen ist, ihre Arbeitskraft zu ver¬ 
kaufen. Die Bedingungen dieses Ver¬ 
kaufs sind historisch und für verschie¬ 
dene Teile unterschiedlich. 

Eine aktuell besonders bekannte 
Form der Lohnsklaverei ist die Leih¬ 
arbeit. Seit Jahren wurden neue Re¬ 
geln für die Leiharbeit gefordert und 
diskutiert. Der jetzt von der Bundes¬ 
regierung beschlossene Gesetzent¬ 
wurf sieht eine Begrenzung der Über¬ 
lassungsdauer von Leiharbeitern auf 
18 Monate und die gleiche Bezahlung 
wie im entleihenden Betrieb nach neun 
Monaten vor. Von beiden Regelungen 
soll es Ausnahmen geben können, die 
per Betriebsvereinbarung festgelegt 
werden und 6 Monate und länger be¬ 
tragen können. 

Neun Monate Lohndumping - 
mindestens 

Der Arbeitsrechtler Rolf Geffken 
kommt zu dem Ergebnis, dass die neu¬ 
en Regeln sogar eine Verschlechterung 
darstellen. Der schlechte Tarifvertrag 
für die Leiharbeit gilt immer noch, ohne 
ihn wären Leiharbeiter ab dem ersten 
Tag vom Lohn her mit der Stammbe¬ 
legschaft gleichgestellt gewesen. Nun 
sind sie, gesetzlich legitimiert, neun 
Monate lang Dumping-Löhnen ausge¬ 
setzt. Durch die Öffnungsklauseln kann 
sogar per Betriebsvereinbarung dort 
länger entliehen und schlechter be¬ 
zahlt werden, wo kein Tarifvertrag gilt. 
Die Regelung zur Streikbruch-Frage ist 
ebenfalls schlecht, da sie den Einsatz 
von Leiharbeitern in einem bestreikten 
Betrieb grundsätzlich erlaubt, die Ein¬ 
schränkung der Tätigkeit wird schwer 
zu überprüfen sein. 

„Zurück“ zur Leiharbeit 

Im Bereich der Werks Verträge gibt es 
zwar eine leichte, aber noch unkla¬ 
re Verbesserung. Insgesamt kritisiert 
Geffken den „Durchbruch“ als einen 
„Paradigmenwechsel im Arbeitsrecht“, 
der in einer massiven Erleichterung 
der Leiharbeit und einer gewissen Ein¬ 
schränkung der Werkverträge besteht. 
Nach einigen Einschränkungen, unter 
anderem durch die EU-Leiharbeits- 
richtlinie, kommt nun der Umschwung 
hin zur Festigung und Ausweitung der 
Leiharbeit. Die neue Regelung ver¬ 
stärkt durch die Öffnungsklauseln per 
Betriebs Vereinbarung zudem die „In¬ 
strumentalisierung von Gewerkschaf¬ 
ten und Betriebsräten für die Ziele der 
Unternehmer“, so Geffken. Das Ergeb¬ 
nis ist: Weitere Flexibilisierung, Dere¬ 
gulierung und damit Prekarisierung. 
Im Gegensatz dazu sehen DGB und 
IG Metall den Entwurf positiv und er¬ 
hoffen gerade durch die Öffnungsklau¬ 
seln: „Die bisher erreichten tariflichen 
Regelungen können weitergeführt und 
auf Grundlage des Gesetzes noch ver¬ 
bessert werden.“ Wie sind die neuen 
Regeln einzuordnen? 

Dimensionen der Leiharbeit 

Bis 1972 war Leiharbeit ganz verbo¬ 
ten, dann wurde das Arbeitnehmer¬ 
überlassungsgesetz eingeführt mit ei¬ 
ner Überlassungshöchstdauer von drei 
Monaten. Diese wurde 1985 auf sechs 
Monate verlängert, 1994 auf 9 Monate, 
1997 auf zwölf Monate und 2001 auf 
24 Monate. Im Zuge der Hartz-Gesetze 
wurde im ersten Gesetz von 2003 die 
Begrenzung der Überlassung ganz auf¬ 
gehoben. Die Zahl der Leiharbeiter ist 


von 42000 im Jahr 1985 auf 961 000 im 
Jahr 2015 gestiegen. Der stärkste An¬ 
stieg fand nach 2003 (Hartz I) und be¬ 
sonders stark nach 2005 (Einführung 
von Hartz IV) statt. Heute zählt die 
Leiharbeitsbranche zu den am stärks¬ 
ten wachsenden Branchen, in den letz¬ 
ten zehn Jahren hat sich die Zahl mehr 
als verdoppelt und in den letzten zwan¬ 
zig Jahren sogar verfünffacht. Im Mo¬ 
ment sind zwar „nur“ 3 Prozent aller 
Beschäftigten Leiharbeiter, aber der 
Umschlag ist sehr hoch. Das heißt, es 
kommen schnell viele in Leiharbeit und 
werden auch wieder aus ihr entlassen. 
Jedes Jahr werden rund eine Million 
Arbeitsverhältnisse in der Leiharbeit 
begonnen und auch wieder beendet, 
das ist der größte Umschlag aller Bran¬ 
chen. Im Laufe der Zeit sind also viel 
mehr als 3 Prozent der Beschäftigten 
von Leiharbeit betroffen. 


Drei Monate im Durchschnitt 

Eine Untersuchung des Instituts für 
Arbeitsmarktforschung IAB aus dem 
Jahr 2014 ergab, dass die mittlere Be¬ 
schäftigungsdauer in der Zeitarbeit 3,4 
Monate beträgt. Mehr als 70 Prozent 
der Leiharbeiter kommen gar nicht in 
den „Genuss“ der neuen Regeln (siehe 
Grafik). Allerdings müssen diese Zah¬ 
len noch einmal relativiert werden, da 
sie nicht Auskunft über die Dauer ei¬ 
nes Einsatzes geben, also die Beschäf¬ 
tigung in einem entleihenden Betrieb, 
sondern nur über die Anstellung in 
einer Zeitarbeitsfirma. Es ist davon 
auszugehen, dass auch die Leiharbei¬ 
ter, die länger als drei Monate in einer 
Leiharbeitsfirma beschäftigt sind, meh¬ 
rere Einsätze in verschiedenen Unter¬ 
nehmen haben und daher die Regelung 
zur gleichen Bezahlung (Equal Pay) für 
sie nicht greift. 

Wer ist betroffen? 

Die absolute Mehrzahl der Leiharbei¬ 
ter hat eine Berufsausbildung (70,8 
Prozent) und arbeitet Vollzeit (78 Pro¬ 
zent). Jüngere sind tendenziell stärker 
von Leiharbeit betroffen. Insgesamt 
geht es um Arbeiter mit Berufsausbil¬ 
dung, die von Leiharbeit bedroht und 
betroffen sind. Begriffe wie „Prekariat“ 
sind insofern problematisch, da sie eine 
Abgrenzung suggerieren, die in zen¬ 
tralen Bereichen der Produktion nicht 
existiert. Aus dem Meldeverfahren zur 
Sozialversicherung geht hervor, dass 
mehr als 50 Prozent aller Tätigkeiten 
im Industriebereich inkl. Transport lie¬ 
gen. Laut Betriebspanel des IAB waren 
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34 Prozent aller Leiharbeiter allein in 
der Metall- und Elektrobranche einge¬ 
setzt. Dort liegt der Anteil der Leihar¬ 
beit bei 5 bis 6 Prozent, im Handel nur 
bei 1 Prozent. Von allen Betrieben, die 
Leiharbeiter einsetzen, stellen in ei¬ 
nem Drittel die Leiharbeiter mehr als 
10 Prozent der Belegschaft. 

Große Konzerne haben eigene 
Leiharbeitsfirmen gegründet, um die 


Leiharbeiter exakt den Betriebsbe¬ 
dürfnissen entsprechend einsetzen zu 
können. Dieser Einsatz von Leiharbei¬ 
tern führt auch dazu, dass es bei den 
„Stammbelegschaften“ weniger Leer¬ 
lauf gibt, da die Personaldecke dünn 
ist. Durch die „externe Personalreser¬ 
ve Leiharbeit“ werden weniger neue 
Stammarbeiter eingestellt. Es kommt 
zu einer Verdichtung bzw. dauerhaf¬ 
teren Belastung der Arbeitskräfte. 
Besonders bekannt wurde das BMW- 
Werk in Leipzig, in dem ein Drittel 
Leiharbeiter sind. 

Es ist also überwiegend ein Instru¬ 
ment, das in der Industrieproduktion 
und damit zusammenhängenden Tä¬ 
tigkeiten eingesetzt wird. Es dient in 
den Kernbereichen der Kapitalakku¬ 
mulation, weil es Kosten senkt und die 
Auslastung der Arbeitskräfte steigert. 
Betroffen ist vor allem die Industrie¬ 
arbeiterklasse. 


Unter die Löhne von 
1999 gedrückt 

Die Kostensenkung ist erheblich. Auch 
wenn die entleihenden Firmen hohe 
Beträge an die Leihfirmen bezah¬ 
len, ist es für sie billiger als dauerhaft 
Lohn und Sozialversicherung zu zah¬ 
len. Leiharbeiter haben zwischen 1995 
und 2008 im Durchschnitt 15 bis 25 Pro¬ 
zent weniger verdient als Beschäftigte, 
die nicht als Leiharbeiter beschäftigt 
waren. Daten von 2013 zeigen, dass 
Leiharbeiter mit 1700 Euro Brutto im 
Monat 43 Prozent weniger verdienten 
als Beschäftigte insgesamt. Vor Ein¬ 
führung des Mindestlohns waren die 
niedrigsten Löhne in der Leiharbeit zu 
finden. Die NRW-Studie von 2008 hat 
ermittelt, dass „das durchschnittliche 
Monatsentgelt der Zeitarbeitnehmer 
von 2006 sogar zum Teil unter dem von 
1999 lag.“ 2015 - also nach Einführung 
des Mindestlohns - mussten immer 
noch 6 Prozent der Leiharbeiter ihren 
Lohn mit Hartz IV aufstocken. Der 
Lohnabstand ist auch in der Metall- 
und Elektrobranche hoch: Der mittlere 
Bruttomonatslohn liegt dort bei 3136 
Euro, die Leiharbeiter dieser Branche 
bekommen nur 1841 Euro. Das zeigt, 
dass auch die Branchenzuschläge der 
IG Metall bei den meisten Leiharbei¬ 
tern nicht zum Tragen kommen, da sie 
kürzer in den Betrieben sind. 


Entwertung der Arbeitskraft 

Leiharbeiter werden oft als Helfer und 
unter ihrer Qualifikation eingesetzt. 40 
Prozent der Leiharbeiter, die als Hilfs¬ 


kräfte eingesetzt werden, haben eine 
abgeschlossene Berufsausbildung. 
Leiharbeitsfirmen stellen auch für ein¬ 
fache Tätigkeiten häufig Arbeiter mit 
Berufsausbildung ein. Geringqualifi¬ 
zierte haben es also auch bei Leihar¬ 
beit schwer. Für die Arbeitskräfte mit 
Abschluss besteht dagegen die Gefahr 
der Entwertung ihrer Arbeitskraft, die 
Dequalifikation. Laut einer Untersu¬ 
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chung des DGB hat sich der Anteil 
der Leiharbeiter mit Berufsabschluss 
in den letzten Jahren sogar deutlich er¬ 
höht. Es liegt in der Natur der Leih¬ 
arbeit, dass sie vor allem für einfache 
Tätigkeiten ausleiht, in die schnell ein¬ 
gearbeitet werden kann. Und sie dient 
besonders hier als Lohndrücker-Instru- 


Kündigungsschutz nicht mehr. Eine der 
wichtigsten Errungenschaften der Ar¬ 
beiterbewegung wurde für recht große 
Teile der Klasse abgeschafft. In keiner 
anderen Branche ist das Entlassungsri¬ 
siko größer. Aus einer Studie des DGB 
von 2010 geht hervor, dass 6 Prozent 
aller Leiharbeiter Monat für Monat ar- 
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ment. Nach einer Studie des Arbeitsmi¬ 
nisteriums von NRW von 2008 liegt das 
durchschnittliche Monatsentgelt von 
geliehenen Helfern 45 Prozent unter 
dem von „normalen“ Helfern. 

Leiharbeits-Beschleuniger 
Hartz IV 

Leiharbeit ist ein Druckbeschleuniger 
auf dem Arbeitsmarkt. 35 Prozent al¬ 
ler den Jobcentern und Arbeitsagen¬ 
turen gemeldeten Stellen waren Leih- 
arbeitsstellen. Und ohne die Jobcenter 
wäre die Rekrutierung von Leihar¬ 
beitern schwierig. Zwischen Juni 2014 
und Mai 2015 wurden fast 400 000 
Arbeitslose in Leiharbeit vermittelt. 
Jeder fünfte durch die Bundesagen¬ 
tur vermittelte Arbeitslose landet in 
der Leiharbeit. Dort werden doppelt 
so viele Arbeitslose eingestellt wie im 
Verarbeitenden Gewerbe, obwohl die¬ 
se Branche viel größer ist. Hierfür gibt 
es mehrere Gründe: Arbeitslose sind 
schnell verfügbar und deshalb schnell 
einsetzbar. 

Von noch größerer Bedeutung ist 
aber, dass mit der vierten Hartz-Re¬ 
form die Zumutbarkeitskriterien qua¬ 
si abgeschafft wurden. Während zu¬ 
vor der Berufsabschluss und die letzte 
Lohnhöhe ein wenig geschützt waren 
bei der Annahme einer neuen Arbeit, 
gilt nun: Alles muss akzeptiert wer¬ 
den. Der wirkliche Durchbruch für die 
Leiharbeit war aber die Befristung des 
ALGI auf ein Jahr und die Zusammen¬ 
legung von Arbeitslosengeld und Ar¬ 
beitslosenhilfe zum ALG II, das deut¬ 
lich niedriger berechnet wurde und mit 
einem harten Sanktionsregime verse¬ 
hen wurde. Jeder weiß: Ein Jahr ALG I 
und dann kommt Armut und Stress mit 
dem Jobcenter. Beschäftigte aus ande¬ 
ren Branchen heuern nicht in Leihar¬ 
beit an. 60 Prozent der in die Leihar¬ 
beit kommenden Arbeiter war vorher 
ohne Beschäftigung. Dabei ist wichtig, 
dass 50 Prozent weniger als ein Jahr ar¬ 
beitslos waren. 

Hintergrund dürfte das drohende 
Abrutschen in Hartz IV sein, das mit 
der Aufnahme einer Beschäftigung - 
und sei es eben Leiharbeit - verhin¬ 
dert werden soll. Eine nicht geringe 
Zahl war bereits vorher in Leiharbeit, 
wurde gefeuert und nun wieder ange¬ 
heuert. Da die Löhne in der Leiharbeit 
sehr niedrig sind, rutschen fast 40 Pro¬ 
zent aller entlassenen Arbeiter direkt 
in Hartz IV. 


Aushebelung des 
Kündigungsschutzes 

De facto gilt für Millionen von Arbeits¬ 
kräften, die durch die Jobcenter-Leih- 
arbeits-Spirale gedreht werden, der 


beitslos wird. Das Risiko als Leiharbei¬ 
ter entlassen zu werden, ist zehnmal so 
hoch, wie als Teil der Stammbelegschaft 
in der Metall- und Elektrobranche. Be¬ 
sonders groß ist die Fluktuation in der 
Krise. In der zweiten Jahreshälfte 2008 
wurden ca. 667 000 Leiharbeitsverhält¬ 
nisse beendet, während 481000 neue 
Leiharbeitsverhältnisse abgeschlos¬ 
sen wurden. Ein negativer Saldo von 
fast 200 000. Man stelle sich vor, in der 
Krise von 2008 hätten hunderttausende 
Stammarbeiter entlassen werden müs¬ 
sen. Es wäre wohl nicht so ruhig abge¬ 
laufen. 


Karussell dreht sich schneller 

Leiharbeit ist keine „Brücke“ in den 
Arbeitsmarkt, wie oft behauptet 
wird. Wer in Leiharbeit kommt, wird 
höchstwahrscheinlich bald arbeitslos 
und dann wieder in Leiharbeit kom¬ 
men und so weiter und so weiter. Es ist 
ein Karussell in den Niedriglohn und 
die Dequalifikation der Arbeitskraft. 
Und dieses Karussell dreht sich immer 
schneller. 

Die Leiharbeitsfirmen nutzen mehr 
und mehr die Möglichkeit zur Begren¬ 
zung des Arbeitsvertrags auf die erst¬ 
malige Einsatzzeit. Wenn also der erste 
Einsatz beendet ist, kündigt die Leih¬ 
arbeitsfirma den Vertrag. Nach einer 
Pause werden Leiharbeiter dann wie¬ 
der eingestellt - mit Probezeit und Ein¬ 
stiegslohn. Dies war bis 2003 verboten. 
Die erste Hartz-Reform hat aber das 
sogenannte Synchronisationsverbot ab¬ 
geschafft, ebenso wie das Verbot entlas¬ 
sene Stammbeschäftigte als Leiharbei¬ 
ter wieder einzustellen, das sogenannte 
Wiedereinstellungsverbot. 

Zerstörung der Arbeitskraft 

Die zumeist körperlichen Tätigkeiten 
unter schlechten Arbeitsbedingungen 
sowie die auf Grund der kurzen und 
schnell wechselnden Einsätze mangeln¬ 
de Routine führen zu erhöhter Unfall- 
gefahr und gesundheitlicher Belastung. 
Laut Bericht der Techniker-Kranken¬ 
kasse von 2013 waren Leiharbeiter vier 
Tage mehr krank geschrieben als der 
Durchschnitt. Auf sie entfallen 60 Pro¬ 
zent mehr Muskel-Skelett-Erkrankun- 
gen und 64 Prozent mehr Verletzun¬ 
gen. Die Zahl der Unfälle bei Leih¬ 
arbeitern ist wesentlich höher. Wegen 
der schlechten Bezahlung und Arbeits¬ 
bedingungen nehmen die Verordnun¬ 
gen von Antidepressiva bei Leiharbei¬ 
tern deutlich zu. Leiharbeiter fühlen 
sich ausgeschlossen und als Arbeiter 
zweiter Klasse, sie können noch weni¬ 
ger über ihre Arbeitszeiten und damit 
über den wichtigsten Teil ihres Lebens 
bestimmen. 
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Die Fakten zu Gesundheit und zu 
Dequalifikation zeigen, dass Leiharbeit 
eine große Gefahr darstellt. Sie ist ins¬ 
besondere für mittelalte bis ältere Ar¬ 
beiter die letzte Station zur mehr oder 
weniger schnellen Zerstörung ihrer Ar¬ 
beitskraft. Leiharbeit steht im krassen 
Widerspruch zum Interesse der Arbei¬ 
ter an der möglichst langen Erhaltung 
der Arbeitskraft und an der Auswei¬ 
tung ihrer Fähigkeiten. Je reduzierter 
diese sind, desto enger werden sie an 
die vom Kapital vorgegebenen Geset¬ 
ze gefesselt. 

Es gibt keine faire Leiharbeit 

Berechnungen des IAB haben ergeben, 
dass die Hälfte aller durch die Zeitar¬ 
beit neu entstandenen Stellen normale 
B eschäftigungsverhältnisse verdrängt. 
Bei der Leiharbeit ging es nie darum, 
„nur“ Auftragsspitzen aufzufangen. 
Um Arbeitsplätze zu ersetzen, müssen 
Leiharbeiter nicht unbedingt lange 
Zeit in einem Betrieb eingesetzt wer¬ 
den, sodass sie offensichtlich eine Stel¬ 
le ersetzen. Auch der schnelle Wechsel 
der Leiharbeiter führt zum selben Er¬ 
gebnis. 

Es liegt also kein „Missbrauch“ vor, 
sondern das Instrument wird genau so 
eingesetzt, wie es Gesetzgeber und Un¬ 
ternehmer wollten. Leiharbeiter wol¬ 
len denselben Lohn wie ihre Kollegen 
und sie wollen denselben Kündigungs¬ 
schutz. Das wäre „fair“, aber dann kei¬ 
ne Leiharbeit mehr. Die neuen Regeln 
werden die Leiharbeit verfestigen und 
somit einen großen Teil des Niedrig¬ 
lohnsektors. 

Die minimale Forderung wäre: Glei¬ 
che Bezahlung ab dem ersten Tag, 
Begrenzung der Entleihung auf drei 
Monate, Wiedereinführung des Syn- 
chronisations- und Wiedereinstel¬ 
lungsverbots, Abschaffung der Ket- 
ten-Befristungen. Da selbst diese For¬ 
derung immer noch eine Aushebelung 
des Kündigungsschutzes darstellen 
würde, muss die Losung heißen: Ver¬ 
bot der Leiharbeit. 

Die direkt mit der Leiharbeit zusam¬ 
menhängende Forderung, die notwen¬ 
dig wäre, um Arbeiter vor Leiharbeit zu 
schützen, ist: Keine Befristung des Ar¬ 
beitslosengeld I, deutliche Erhöhung 
des ALG II, Einführung von Zumut¬ 


barkeitskriterien und Abschaffung der 
Sanktionen. 


Regulierung führt 
zur Ausweitung 

Ein Urteil des Bundesverfassungsge¬ 
richts hob 1967 das Verbot verschlei¬ 
erter Arbeitsvermittlung auf, die Zahl 
der Verleihfirmen stieg sprunghaft an. 
Das Arbeitnehmerüberlassungsgesetz 
(AÜG) sollte die Leiharbeit regulie¬ 
ren und von Formen der illegalen Ver¬ 
leihung abgrenzen. Das ausgegebene 
Ziel war, die Arbeitnehmer besser zu 
schützen, ohne die Leiharbeitsbran¬ 
che zu gefährden. Aus der Natur der 
Sache ergibt sich, dass dies unmöglich 
ist: Die Arbeiter wollen gleichen Lohn 
und Kündigungsschutz, die Unterneh¬ 
mer wollen genau das nicht. 
Tatsächlich haben alle „Verbesserun¬ 
gen“ zur Ausweitung der Leiharbeit 
und zur Verfeinerung der Umgehungs¬ 
versuche geführt. Auch das Verbot der 
Leiharbeit im Bauhauptgewerbe wird 
durch Subunternehmen, die Schein¬ 
selbstständige beschäftigen, fleißig 
umgangen. 

Leiharbeit zur 
Kapitalvermehrung 

Hintergrund für die Etablierung der 
Leiharbeit in den 70er Jahren waren 
die zunehmende Kapitalintensität, 
der Aufbau von Überkapazitäten und 
die sinkende Steigerung der Arbeits¬ 
produktivität. Die Bedingungen für 
die Vermehrung des Kapitals waren 
verschlechtert. Die Profite konnten 
nicht mehr einfach durch Ausdeh¬ 
nung der Produktion gesteigert wer¬ 
den. Die Senkung der Kosten, also 
der Löhne und Sozialversicherungen 
und die Leistungssteigerung der Ar¬ 
beitskraft waren verstärkt nötig. Da¬ 
für bietet sich die Leiharbeit sehr gut 
an, wie oben gezeigt. Die Bedingungen 
der Kapitalakkumulation sind heute 
nicht besser geworden. Gerade im In¬ 
dustriekapital gibt es große Schwierig¬ 
keiten. 

Ende letzten Jahres schlug der Ma¬ 
schinenbau Alarm. Die Branche hat 
seit 2012 schlechte Zahlen und 2015 
und 2016 kein Wachstum generieren 
können. Der Rückgang der Geschäfte 


in China und die zu schwachen Impul¬ 
se aus den USA und Europa könnten 
zu einem Minus führen. Der Verband 
forderte, die Löhne zu senken und das 
Beschäftigungsverbot für Flüchtlinge 
in der Leiharbeit abzuschaffen. 


Flexibilisierungsinstrumente? 

Der DGB und die Einzelgewerkschaf¬ 
ten haben lange das Verbot der Leihar¬ 
beit gefordert. Es war auch im Grund¬ 
satzprogramm des DGB von 1981 fi¬ 
xiert. Die IG Metall bezeichnete sie 
noch 1993 als „modernen Sklavenhan¬ 
del“. 

Mit der Niederlage des Sozialis¬ 
mus verschlechterten sich die Kräfte¬ 
verhältnisse. Auch in den DGB-Ge¬ 
werkschaften setzten sich im Vergleich 
zu den 80er Jahren Kräfte, die auf eine 
Zusammenarbeit mit dem Kapital ori¬ 
entieren und die Kapitalakkumulation 
über die Interessen der Arbeiterklasse 
stellen, vermehrt durch. Im Grundsatz¬ 
programm des DGB von 1996 wurde 
die Forderung nach dem Verbot der 
Leiharbeit gestrichen. 

Die Hartz-Kommission bezeich¬ 
nete die Ausweitung der Leiharbeit 
als „Herzstück“ ihrer Reformen, die 
„Neutralisierung des Kündigungs¬ 
schutzes“ durch die Leiharbeit wird 
offen benannt. Dabei ging es nicht um 
die vorgeschobenen Interessen von 
Langzeitarbeitslosen, sondern um die 
der Konzernvorstände. 2003 stimm¬ 
ten die Gewerkschaftsvertreter in der 
Kommission und die Spitzen von DGB 
und IG Metall den Plänen der Hartz- 
Kommission zu. Der spätere IG Me¬ 
tall-Vorsitzende Bertold Huber brach¬ 
te 2012 seinen Kurs so auf den Punkt: 
„Ich habe immer für die Legalisierung 
der Leiharbeit als Flexibilisierungsins¬ 
trument gestritten. Ich bin der Mei¬ 
nung, dass wir das brauchen.“ Daran 
hat sich wenig geändert. 

Beim IGM-Gewerkschaftstag 2015 
wurden Anträge zum Verbot der Leih¬ 
arbeit mit der Begründung abgelehnt: 
„Selbst dann, wenn die beste Leihar¬ 
beit die ist, die nicht stattfindet, ist es 
doch so, dass wir die Leiharbeit als Ins¬ 
trument akzeptiert haben.“ Dabei be¬ 
rief sich die Antragskommission auch 
auf das Urteil von 1967, weshalb ein 
Verbot rechtlich nicht möglich sei. 


Die Hoffnung, durch die Regulie¬ 
rung der Leiharbeit die Werkverträge 
zurückzudrängen, gab es auch schon in 
früheren Jahren und hat sich als falsch 
erwiesen. Das Kapital wird immer 
alle möglichen Wege suchen, um den 
Verkauf der Arbeitskraft noch mehr 
zu verschlechtern, die Akzeptanz der 
Leiharbeit, hilft dagegen nicht. 

Eigenständige 

Arbeiterbewegung 

Alle Argumente für die Forderung 
nach einem Verbot, wie es der DGB 
früher gefordert hat, sind natürlich wei¬ 
terhin richtig, sie sind sogar noch dring¬ 
licher geworden. Die Ausgangslage für 
Forderungen nach gesetzlichen Ein¬ 
schränkungen ist schlecht, sie zu for¬ 
dern ist dennoch nicht falsch. 

Im Gegenteil, jede kleine Verbesse¬ 
rung wie z.B. die Wiedereinführung des 
Synchronisations- und Wiedereinstel¬ 
lungsverbots muss bedacht werden. Al¬ 
lerdings ist deutlich zu machen, dass es 
kein Zufall ist, dass die „Bemühungen“ 
des Staates immer zur schrittweisen 
Verschlechterung führten. Der Staat 
ist nicht neutral, sondern der Staat der 
Monopole, die eine Ausweitung wün¬ 
schen und benötigen. Zugeständnisse 
können nur gegen ihn durchgesetzt 
werden. 

Dazu gehört, darüber aufzuklären, 
dass bei einem Verbot der Leiharbeit 
die Unternehmen andere Formen fin¬ 
den werden, wie sie Teile der Arbeiter¬ 
klasse unter Druck setzen können, sei¬ 
en es nun Werkverträge oder andere. 

Um sie auch daran zu hindern, ist 
eine klare, einheitliche und für alle Ar¬ 
beiter zugängliche Organisierung nötig. 
Voraussetzung dafür ist die Aufklärung 
und Mobilisierung der Belegschaften 
und Erwerbslosen. Forderungen nach 
gesetzlicher Regelung reichen nicht 
aus. Die Arbeiterbewegung muss darü¬ 
ber hinaus denken und politisch eigen¬ 
ständig - das heißt unabhängig von der 
Logik der Kapitalakkumulation - für 
ihr Klasseninteresse handeln. 


Organisierung 

In DGB und den Einzelgewerkschaf¬ 
ten ist die Frage der Leiharbeit wei¬ 
ter umstritten, einzelne Gliederungen 


treten für ein Verbot ein. Kampagnen 
versuchen, Leiharbeiter zu organisie¬ 
ren und über ihre Rechte aufzuklären. 
Oft ist die hohe Fluktuation ein Pro¬ 
blem und daher die Organisierung im 
Betrieb schwierig. 

Die Möglichkeiten der Regelungen 
im Einzelbetrieb sind schlecht. Einzel¬ 
ne Belegschaften oder Betriebsräte ha¬ 
ben wenig Einflussmöglichkeiten und 
der Standortkonkurrenz und den For¬ 
derungen der Unternehmen nach Kos¬ 
teneinsparungen und mehr Flexibilität 
wenig entgegenzusetzen. Deshalb ist 
eine gemeinsame und organisierte Auf¬ 
klärung und Gegenbewegung durch die 
Gewerkschaften Voraussetzung für ein 
erfolgreiches Zurück drängen der Leih¬ 
arbeit. Dies ist eine politische Frage. 
Es geht darum, einen klassenkämpfe¬ 
rischen Kurs zu stärken. Die Möglich¬ 
keit hierfür ist günstig, da Leiharbeit 
bei vielen Kollegen und Erwerbslosen 
zu Recht verhasst ist. 

Die Spaltung in „Prekarisierte“ 
und Stammbelegschaft kann nicht 
überwunden werden, wenn die „Ins¬ 
trumente“, die sie in ihren Rechten be¬ 
schneiden, akzeptiert werden. Gerade 
für die am meisten Betroffenen müs¬ 
sen Formen der solidarischen Orga¬ 
nisierung gefunden werden, damit sie 
nicht mehr schutzlos der legalen oder 
illegalen Leiharbeit ausgeliefert sind. 
Da der Staat dies nicht will, muss es 
die Arbeiterbewegung selbst organi¬ 
sieren. 

Ergänzend zum Betrieb kann dies 
auch an anderen Orten stattfinden, in 
Stadtteilen und Jobcentern sind vie¬ 
le Leiharbeiter anzutreffen und an¬ 
sprechbar. Der Kampf gegen die Leih¬ 
arbeit ist nur als Teil des Kampfs ge¬ 
gen die Lohnsklaverei als Ganzes zu 
verstehen. Real trennt einen fest an- 
gestellten Metallarbeiter von einem 
schutzlosen Leiharbeiter oder einem 
bulgarischen Tagelöhner recht viel. 
Prinzipiell sind sie aber demselben 
Fakt ausgesetzt: Sie müssen ihre Ar¬ 
beitskraft verkaufen, um zu überleben, 
die einen unter etwas besseren Bedin¬ 
gungen als die anderen. 

Es ist aber diese „Sklaverei“, die 
für alle Arbeiter gilt und unter der sie 
das Kapital vermehren, das ihre Armut 
vergrößern muss, um weiter wachsen zu 
können. 
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Ein aufrechter Kommunist ist gestorben. 

Wir trauern um unseren Genossen 

Dr. Hans-Peter Klausch 

der viel zu früh mit 61 Jahren gestorben ist. 

Als Historiker hat er mit seinen Büchern dazu bei¬ 
tragen, in der Geschichtsschreibung unseres Landes 
neue Akzente zu setzen. 

Der Schwerpunktseiner Arbeiten lag in der Aufarbei¬ 
tung des Faschismus und seiner Hintergründe; dem 
antifaschistischen Widerstand in Konzentrationslagern 
sowie in der Erforschung der Geschichte und Kultur 
des Judentums im westlichen Niedersachsen. 

Mit seinem fundierten Wissen und seiner ruhigen und 
besonnenen Art hat er in manchen Diskussionen zur 
Klärung vieler Fragen beigetragen. 

Mit Hans-Peter verlieren wir einen klugen und streit¬ 
baren Genossen. Wir werden ihn vermissen. 

DKP Oldenburg 


Am Pfingstsonntag verstarb nach langer schwerer 
Krankheit unser Genosse 

Bernhard Tietjen 

Bernhard war der Kommunismus nicht in die Wiege ge¬ 
legt. Er trat in jungen Jahren im friesischen Varel das 
väterliche Erbe an einer Großtischlerei und Möbelma¬ 
nufaktur an. Durch die Bekanntschaft mit Hamburger 
Genossen und seine außergewöhnliche Begeisterungs¬ 
fähigkeit fing Bernhard Feuer an Marxismus und Politik. 
Eine Leidenschaft, die er mit dem Betriebsratsvorsit¬ 
zenden seines Unternehmens und Fraktionsführer der 
Sozialdemokraten im Vareler Stadtrat teilte, ohne sich 
offenbaren zu können. Das konnte nicht gut gehen. 
Bernhard übergab das Unternehmen in andere Hände 
und landete nach vielen Zwischenstationen als Lehrer 
und politischer Aktivist in Hamburg. 

An viele, wann und wo immer sie ihm begegneten, gab 
Bernhard das Feuer, das in ihm brannte, weiter. Wir ha¬ 
ben mit ihm viel verloren. 

Die Genossinnen und Genossen der Gruppe 
Hamburg-West 

Das Unternehmen war spezialisiert auf den Lizenzbau italieni¬ 
scher Möbel. Bernhard wurde so zum Italien-Fan und lebte in 
späteren Tagen auch mit Freunden im toskanischen Gavorrano. 


Herzliche Einladung zum Thema: 

Industrie 4.0 - eine nächste industrielle Revolution - Fluch 
oder Segen? 

Wir führen diese Veranstaltung als Tagesseminar durch. 

Am Sonnabend, dem 25. Juni 2016,10.30 Uhr bisl6.30 Uhr 
im Reinhold-Jürgensen-Zentrum, 

Elmshorn, Jahnstraße 2 a 

Zum Thema werden Uwe Fritsch, Betriebsratsvorsitzender VW 
Braunschweig, Mitglied des Parteivorstandes der DKP, Volker 
Metzroth, langjähriger Gewerkschaftsfunktionär, Sprecher der 
DKP Rheinland-Pfalz, einleitend referieren. 

Für ein Mittagessen ist gesorgt. Tagungsbeitrag für Essen und 
Getränke 10 Euro. Um Anmeldung wird gebeten: 
stehr-elmshorn@t-online.de 

Gäste sind herzlich wilkommen. 

Einlader: DKP Bezirksvorstand Schleswig-Holstein, 

DKP Kreisvorstand Pinneberg, DKP Gruppenvorstand 
Elmshorn 


e,» 

Marx Engels 


Veranstaltungen 
Mai bis 

Juli 2016 


SAVSO | 2./3, Juli | Dortmund-Wischlingen 


MASCH-Programm der Marx-Engels- 
Stiftung beim UZ-Pressefest 

Ca. 6 Vorträge zu unterschiedlichen Themen 


SA 116. Juli | 10-18 Uhr | Stuttgart 


Der Spanische Krieg 1936-39. 

Mit: Peter Dürrbeck, Georg Polikett., Hans E. Schmitt-Ler* 
mann u,a +s ORT; Waldheim Sillenbuch Gorch-Fock-Stc 26 


Website: www.marx-engels stiftung.de 



www.jumpup.de 


Various 

Lucha Amada II - 
love music. 
hate fascism 

(Doppel CD im Buchformat) 

Alle Erlöse aus dem Verkauf 
werden an antifaschistische 
Gruppen und Initiativen 
gespendet. Unter anderem 
geht ein Teil an NSU Watch 
NRW und an die Initiative in 
Gedenken an OuryJalloh. 

jump up - auch auf dem 
Pressefest in Dortmund! 



Veranstaltungen von junge Welt und M&R 

-ÜSSE-«— 


FREITAG • 18 Uhr Konzert: Künstlerkollektiv Quijote und das kleine Welttheater 
Chemnitz: Lieder von Mikis Theodorakis • SAMSTAG • 10 Uhr Frühstückskonzert: Tobias 
Thiele & Friends: kubanische Jamsession 1 12.30 Uhr Buchvorstellung: Wladimir 
lljitsch Lenin: »Der Imperialismus als höchstes Stadium des Kapitalismus« mit 
Dietmar Dath, Patrik Köbele u. a. 1 15 Uhr Gesprächsrunde: »Viva la Müsica Cubana! 
Kampf der Ideen, Kampf der Kulturen« 1 19.30 Uhr Diskussion: »Welche Wirkung hat 
die kubanische Revolution auf die US-Bevölkerung?« mit Jorgito Jerez (kubanischer 
Journalist), Lisa Daniell und Diane Garrett vom Women’s Press Collective 1 20.30 Uhr Kon¬ 
zert: VIVA CUBA! Gerardo Alfonso & Friends • SONNTAG • 10 Uhr Frühstückkonzert: 
Pascal Gabay, Lieder der III. Internationale 1 12.30 Uhr Diskussion: »Arbeiterlied und 
Arbeiter in der Kultur und Kulturindustrie des 21. Jahrhunderts« mit politischen 
Liedermachern | anschl. Konzert mit Bernd Köhler und Jan Lindqvist (ewo 2 ) 1 15.30 Uhr 
Konzert: »Kleingeldprinzessin« Dota Kehr und Jan Rohrbach 1 16.30 Uhr Diskussion: 
»Einheitsfront gegen rechts - Was der Abbau demokratischer Rechte mit dem Auf¬ 
bau einer neuen Rechten zu tun hat«, mit Ulla Jelpke und Patrik Köbele 



POLEN. Ostseebad LEBA (poln. Naturparadies). 

Komf. FZ mit Bad, SatTV, Garten. Ü/F 15 Euro unkl. Park¬ 
platz. Tel/Fax: 004859 - 8662657, 

www.sloneczna.interleba.pl 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



/-\ 

Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 

www.ferien-im-lotsenhaus.de 
\_ s 


Toskana, nah am Meer 

www.ljaikini-biDhoir.dF | QCOG. 66. f 


Ökchof im Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 
große helle Zimmer, 
viele gute Bücher, 
Hausier Häuschen; 
Kinderparadies. 




Weingut Eicher 

Rheinterrassen 
Bachstraße 7, 67577 Alsheim 
Tel.: 06249 - 4128, Fax.: 67263 
Email: info@weingut-eicher.de 




Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-Nationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


„Aber es ist auch die Sprache von Angela Davis 
und Charlie Parker und Luther King ... 
die Sprache der Lieder, die wir gern hören. 
Bei aller Wut - vergesst das nicht." 

F. J. Degenhardt 

Wir haben die USA-Neubürger 

Julia und Tobias 

*5.5.2016 

in Augenschein und in die Arme genommen. 

Und in unsere Herzen geschlossen. 

Sylvie und Jürgen Sahlmann 


Hallo Sascha, 

hiermit gratuliert Dir die DKP-MK und der Jetzt-Bochumer 
Falk zu Deinem 40. Geburtstag. 

Wir schätzen Deine Arbeit als Kreisvorsitzender, deine 
Mitarbeit in der AG Queer und als Allrounder. Mach in den 
nächsten 40 Jahren so weiter. 

Wir wünschen Dir Gesundheit, Glück in der Liebe und 
Erfolg im Beruf! 



„Das Alter spielt sich im Kopf ab, 
nicht auf der Geburtsurkunde!" 

(Martina Navratilova) 


Ruth 

wird am 26. Juni 81 Jahre. 


Wir gratulieren und wünschen ihr ein langes, gesundes 
und weiterhin aktives Leben. 


Deine Familie Mletschkowsky / El Dassouki mit Enkeln 


Jonca Gürbüz 

Nach drei Jahren mit Fleiß, Ausdauer und Zuverlässigkeit 
- Herzlichen Glückwunsch zur bestandenen 

Berufsprüfung 

und sofortiger Übernahme mit festem Arbeitsvertrag. 
Einfach toll! 

Alles Gute für die Zukunft wünschen Dir Deine 

Erica und die Wedeier Freunde 



Eine Bühne für Brecht! 

Das KLEINE WELTTHEATER CHEMNITZ 
(Renate Hundertmark, Sabine Kühnrich, Ludwig Streng) 

sucht nach Wiederaufnahme des Programms 
„Nur nicht weich werd'n - ein Brecht-Abend" 

Veranstalter von Bühnen und anderen Spielorten. 

Das Publikum erwartet ein hochaktuelles und musikalisch 
meisterliches Programm. 

Zu sehen ist es am 2. 7. 2016,20.15 Uhr 
in Dortmund, auf dem uz-Pressefest 
(Eislaufhalle). 

Technische Voraussetzungen: 

Flügel oder Klavier, Bühnenlicht, 
bei größeren Räumen eine Verstärkeranlage 

Kontakt: KLEINES WELTTHEATER CHEMNITZ 
Sabine Kühnrich, 0177-2231335 
sabine.kuehnrich@gmx.de 



SteuenBerater Kanzlei 
Pecen Mannherz 




wvvw.stb-mannhe rz.de 


Bildungsreise Vietnam / Laos , 

Reisen - studieren - Helfen 
Freundschaftsgesellschaft Vietnam 
26.12.16 -11.01.17 (2 Wochen) 
26.12.16 -16.01.17 (3 Wochen) 


Sie erleben traumhaft schöne Landschaften und 
besuchen Hilfsprojekte. Außerdem treffen Sie 
Partner aus Politik, Wirtschaft, Universitäten und 
Kultur - darunter auch einen berühmten 
vietnamesischen Schriftsteller. 
www.fg-vietnam.de 
fg-vietnam@t-online.de 
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Aktionen / Termine / Impressum 


Kinderfest mit Anne Kaffeekanne 

Auf dem Pressefest gibt es ein Wiedersehen mit Fredrik Vahle, Grobylin Marlowe 
und Jane Zahn 



Das Wetter beeinträchtigte im Jahr 2014 auch den Kinderbereich des Pressefestes. Doch in diesem Jahr wird das Wetter 
herrlich! 


Das Kinderfest auf dem diesjähri¬ 
gen UZ-Pressefest wird von der DKP 
Baden-Württemberg und den „Roten 
Peperoni“ aus gerichtet. Über das Pro¬ 
gramm sprach die UZ mit Antje von 
den „Roten Peperoni“ und Björn von 
der DKP 

UZ: Auch bei diesem UZ-Pressefest 
wird es wieder ein Kinderprogramm ge¬ 
ben. Was genau ist geplant? 

Björn: Wir haben uns in diesem Jahr 
bemüht ein richtiges Kinderfest mit ei¬ 
genem Programm auf die Beine zu stel¬ 
len. Höhepunkt ist sicherlich der Auf¬ 
tritt von Fredrik Vahle am Sonntag. Mit 
seinen Liedern über Anne Kaffeekanne 
oder Luzi Lindwurm begeistert er nicht 
nur die Kleinsten seit Jahrzehnten. Mit 
dem Friedensmaler oder seinen mehr¬ 
sprachigen Liedern hat er auch politisch 
klar Stellung bezogen für Frieden und 
Solidarität. 

UZ: Was habt ihr noch vorbereitet? 

Björn: Wir konnten den Zauberer Gro¬ 
bylin Marlowe gewinnen, der schon 
beim letzten Pressefest aufgetreten ist. 
Er wird dieses Mal seine Zauberschau 
Samstag als auch Sonntag zum Besten 
geben. Auch Jane Zahn wird im Kinder¬ 
bereich vertreten sein. Sogar mit zwei 
verschiedenen Programmen. Sie bietet 
ein Programm zum Mitsingen und Mit¬ 
machen an und wird Samstagabend La¬ 
gerfeuerlieder für die Älteren singen, 
allerdings leider ohne das Feuer. 

Neben den Auftritten der Künst¬ 
ler haben wir ein buntes Angebot 
vorbereitet. Es wird die Möglichkeit 
geben zu töpfern, aber sich auch mal 
vom Trubel zu erholen. Große Unter¬ 
stützung bei der Gestaltung des Pro¬ 
gramms bekommen wir von den Roten 
Peperoni. 


UZ: Ihr Roten Peperoni seid eine sozia¬ 
listische Kinderorganisation, die vor al¬ 
lem im Südwesten aktiv sind. Was ver¬ 
bindet euch mit dem UZ-Pressefest? 

Antje: Die Roten Peperoni wollen eine 
kinderfreundliche friedliche Welt, eine 
Welt ohne Kriege, Waffen und Zerstö¬ 
rung der Umwelt. Sie setzen sich für 
eine Welt, frei von Ausbeutung durch 
die Menschen, frei von Faschismus, 
Rassismus, Sexismus und Fremden¬ 
feindlichkeit ein. Diese Ziele verbin¬ 
den uns mit dem UZ-Pressefest. Zu¬ 
dem eine langjährige Zusammenar¬ 
beit. Auch beim letzten UZ-Pressefest 
haben wir das Kinderprogramm aktiv 
mitgestaltet. 

UZ: Was kann man beim Pressefest bei 
euch erleben? 

Antje: Es erwartet euch ein kunter¬ 
buntes und interessantes Programm 
für Junge und Junggebliebene. Mit 
Schwungtuch und Indiaka werden wir 
jeweils am Samstag und Sonntag unser 
Programm starten. Danach gibt es viele 
Spiel-, Mal- und Bastelstände. Viele An¬ 


gebote werden unter unserem Jahres¬ 
thema „Frieden für alle“ stehen. 

UZ: Welche Angebote macht ihr Pepe¬ 
roni noch? 

Antje: Seit vielen Jahren organisieren die 
Roten Peperoni erfolgreich Kinderfrei¬ 
zeiten und andere Aktivitäten rund um 
Frieden,Toleranz und Spaß an der Sache. 
Eine dieser Kinderfreizeiten stellt das 
diesjährige Ferienlager vom 30. Juli bis 
13. August 2016 in Homburg-Jägersburg 
dar. Kinder im Alter von neun bis 14 Jah¬ 
ren haben zwei Wochen die Möglichkeit 
in Zelten zu übernachten, Freundschaf¬ 
ten zu knüpfen, an zahlreichen kreativen 
AGs und sportlichen Aktivitäten teilzu¬ 
nehmen und sich spielerisch mit dem 
diesjährigen Jahresthema „Frieden für 
alle“ auseinanderzusetzen. Spielerisch 
wird erarbeitet, warum es Kriege gibt 
und wer von ihnen profitiert. Ein An¬ 
spruch ist auch, sich zu überlegen, was 
man selbst dazu beitragen kann, damit 
die Welt ein wenig friedlicher wird. Es 
sind noch Plätze frei. Nähere Infos sind 
unter www.rotepeperoni.de zu finden. 

Das Gespräch führte Gerhard Ziegler 


Und nicht vergessen: 



Die Pressefest- 
Spendenschweine bitte 
zum Fest mitbringen! 

Sie können - möglichst 
wohlgefüllt - jederzeit 
im Cafe K abgegeben 
werden. 


Termine@unsere-zeit.de 


FR ★ 24 . JUNI 


Oldenburg: „Die Leninsche Imperialis¬ 
mus-Analyse“ , Bildungswochenende der 
DKP Oldenburg vom 24. bis 26. Juni in der 
Wesermarsch. Nähere Informationen und 
Anmeldungen unter gv@dkp-oldenburg. 
de. 


SA ★ 25 . JUNI 


Elmshorn: „Industrie 4.0 - eine nächste in¬ 
dustrielle Revolution - Fluch oder Segen?“ 
Seminar der DKP mit Uwe Fritsch und Vol¬ 
ker Metzroth. Reinhold-Jürgensen-Zentrum, 
Jahnstraße 2a, 11.00 Uhr. 


Dl ★ 28 . JUNI 


Recklinghausen: Gruppenabend der DKP. 
Ladenlokal Kellerstraße 7,19.30 Uhr. 


Ml ★ 29 . JUNI 


Darmstadt: Mitgliederversammlung der 
DKP. LinksTreff Georg Fröba, Landgraf-Phi- 
lipps-Anlage 32,19.00 Uhr. 


SA ★ 2 . JULI 


Werl: „Kein Platz für Rassismus!“ Demons¬ 
tration gegen den AfD-Landesparteitag. 
Kundgebung an der Stadthalle, 10.00 Uhr. 
Beginn der Demonstration 11.45 Uhr. 


DO ★ 14 . JULI 


Flensburg: Mitgliederversammlung der 
DKP. Kulturcafe „Tableau“, Kurze Straße 1, 
18.00 Uhr 


FR H 15 . JULI 


Schweinfurt: „Bildungsthema Strategie 
und Taktik“, Gruppenabend der DKP. DFG- 
VK Büro, Gabelsbergerstraße 1,19.00 Uhr. 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte so schnell wie möglich, spä¬ 
testens am Freitag eine Woche vor dem Er¬ 
scheinungstermin der entsprechenden Aus¬ 
gabe der UZ, möglichst auch mit Angabe des 
Themas der Veranstaltung an termine@un- 


Anzeige 



Progressive Literatur 

Verlag Wiljo Heinen 


r4wc h iw diesem Jahr 

findet ihr ans 

auf dem l/13-Jßrc ssefest 

... miede»' Gei der _ 

OSTKULTUR 


Unser Internet-Laden: www.gutes-lesen.de 



Spenden für das 
UZ-Pressefest - 
Volksfest der DKP 

bitte auf folgendes Konto des DKP- 
Parteivorstands bei der GLS-Bank 
überweisen: 

IBAN: 

DE63 4306 0967 4002 4875 01 
BIC: 

GENODEMiGLS 

www.unsere-zeit.de 

www.uz-pressefest.de 


Jetzt abonnieren und 


Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP. 


□ Zeitung / Drei-Monats-Abo (10,- €) 

□ Zeitung/Normal (132,-€/Jahr) 

□ Zeitung/Ermäßigt (66,-€/Jahr) 

□ Zeitung / Förderabo (min. 180,- € / Jahr) 

□ Online-Abo / Normal (96,- € / Jahr) 

□ Online-Abo / Ermäßigt (48,- € / Jahr) 

□ Online-Abo / Förderabo (144,- € / Jahr) 
Alle Preise inkl. MwSt. und Versand. 


Prämie 

3-Monats-Abo 

„Tag der Befreiung 
vom Faschismus - 
der Kampf geht weiter“ 
(Broschüre, 60 Seiten) 



sichern! 


* 


Prämie ^ 
Jahresabo 

„Gespenst des 
Kommunismus“ 
(T-Shirt, schwarz) 
Herren: M - XXL 
Damen: S - XL 
Bitte Größe angeben! 



Ich zahle mein UZ-Abonnement □ monatlich* □vierteljährlich* □ halbjährlich □ jährlich *Nur bei SEPA Einzug möglich 


- ED Einzugsermächtigung / SEPA-Lastschriftmandat 
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Lieder und Propaganda 

Beim Konzert von Grup Yorum in Gladbeck 



E ines der Lieder von Grup Yorum 
handelt von einer kurdischen Mut¬ 
ter, deren Sohn im Krieg gegen den 
türkischen Staat gefallen ist. Die Mutter 
singt davon, dass sie nicht um ihn wei¬ 
nen kann. „Als die mir das übersetzt ha¬ 
ben, bin ich gleich am Heulen gewesen“ 
sagt Antje Potratz. 

Antje, Kreisvorsitzende der DKP 
Gladbeck, hat diese Lieder in den ver¬ 
gangenen Wochen oft gehört. Vor dem 
Rathaus in Gladbeck stand sie über 
zwei Wochen täglich, um mit den Musi¬ 
kern und Unter Stützern der türkischen 
Gruppe dagegen zu protestieren, dass 
die Stadt Gladbeck das für den 18. Juni 
geplante Konzert verboten hatte. 

Einer von denen, die mit Antje pro¬ 
testiert, gesungen und übersetzt haben, 
ist Ihsan Cibelik, eines der festen Mit¬ 
glieder von Grup Yorum, die in Glad¬ 
beck am 18. Juni auf der Bühne stehen. 
„Die Themen unserer Lieder reichen 
von Brot bis Liebe“, sagt er. Der kleine 
Mann mit dem runden Gesicht wech¬ 
selt von der Davul, einer traditionellen 


Trommel, zur Nay, einer Flöte, nebenbei 
leitet er das Orchester. Ein Chor steht 
auf der Bühne, die vier Solosänger tra¬ 
gen olivgrüne Hemden und rote Halstü¬ 
cher. Dazu kommen wechselnde Gäste. 
Die EU verbietet der Stammbesetzung 
von Grup Yorum, in den Schengen- 
Raum einzureisen. An ihre Stelle tre¬ 
ten Freunde und Unterstützer, die in 
der EU leben. Aus der Türkei angereist 
ist Hilmi Yarayici, der in den 90er Jahren 
mit Grup Yorum gesungen hat und heu¬ 
te Abgeordneter der CHP im türkischen 
Parlament ist - er kann einreisen. „Wo 
ein Mitglied von Grup Yorum ist, da ist 
eine Gruppe“, sagt Ihsan. „Wenn kein 
Mitglied da ist, machen unsere Freunde 
und Unterstützer ein Konzert und spie¬ 
len unsere Lieder.“ 

Vor ihren Häusern stehen Anwoh¬ 
ner und schauen über die Straße auf den 
Festplatz, wo das Konzert beginnt und 
Besucher aus Reisebussen steigen. In 
den letzten Wochen haben Staatsschutz 
und Bürgermeister, Medien und konser¬ 
vative türkische Organisationen das ge¬ 



So sehen Terrorunterstützer aus - sagen Erdogan und der deutsche Staatsschutz. 


Der rote Kanal 


Kebab mit alles 

Kulturkampf in Wien: Der Türk be¬ 
droht ein Wiener Kaffeehaus, er will 
es in ein türkisches Spezialitätenres¬ 
taurant verwandeln. Beide Seiten 
kämpfen in dieser Satire mit allen 
Mitteln. 

So, 26 . 6 ., 3 SAT, 22.25 Uhr 

Sherlock: Ein Fall von Pink 

Der zeitgemäße Sherlock Holmes 
heißt Benedict Cumberbatch. Tem¬ 
poreich und angenehm durchge¬ 
knallt. 

Mo, 27 . 6 ., Einsfestival, 20.15 Uhr 
Spur der Steine 

Vor 50 Jahren kam der Film für drei 
Tage in die Kinos,. RBB und MDR 
versenden ihn alle paar Wochen, da¬ 
mit die Frequenzen nicht einstau¬ 


ben. Wer ihn noch nicht kennt: Un¬ 
bedingt ansehen. 

Mo. 27 . 6 ., MDR, 22.05 Uhr 

ARTE-Themenabend „Jung, 
zornig, islamistisch“ 

20.15 Uhr Türkei - Drehkreuz des 
Terrors 

21.10 Uhr Generation Dschihad 

22.15 Uhr Boko Haram - Nigerias 
Terrorgruppe 

22.16 Wüstenkrieg - Islamisten in 
der Sahara 

Ein paar brauchbare Informationen 
werden wohl drin sein. 

Di, 28 . 6 ., ARTE 

Und ab Mittwoch bleibt die Glotze 
aus, denn wir bereiten uns aufs Pres¬ 
sefest vor. Und dieses Programm ist 
unschlagbar. 


plante Konzert als eine Party von Ter¬ 
rorunterstützern dargestellt, weil Grup 
Yorum der verbotenen türkischen Or¬ 
ganisation DHKP-C nahestehe. Bei den 
Anwohnern ist die Botschaft angekom¬ 
men, ein älterer Mann sagt: „Wenn so 
viele Sheriffs rumstehen, zeigt das, dass 
etwas nicht in Ordnung ist.“ 

Ihsan ist vor dem Konzert auch zu 
einem Gespräch mit einer konservati¬ 
ven türkischen Gruppe gegangen. Die 
Teilnehmer fragen ihn: „Gibst du zu, 
dass die DHKP-C terroristisch ist?“ 
Es ist nicht das erste Mal, dass er diese 
Frage nicht beantwortet: Auch die tür¬ 
kische Polizei hat sie ihm schon einmal 
gestellt, als sie ihn schlug und mit Elek¬ 
troschocks folterte, erzählt er. Er saß 
im Gefängnis, heute lebt er im französi¬ 
schen Exil und leidet am Korsakow-Syn- 
drom, einer Mangelkrankheit, die ihm 
von einem Hungerstreik geblieben ist. 
Was antwortet er auf den Vorwurf, Grup 
Yorum mache Propaganda für Terroris¬ 
ten? „Wir machen Propaganda für die 
Ausgebeuteten und Unterdrückten. Wir 
haben keine Gewehre. Wir haben Mu¬ 
sikinstrumente und Stimmbänder.“ 
Beim Konzert dankt Ihsan der DKP 
und Antje Potratz, die die Kundgebung 


angemeldet hat, die das Konzert ermög¬ 
licht. An ihrer Stirn ist die Stelle immer 
noch zu sehen, an der ein türkischer Na¬ 
tionalist sie verletzt hat, weil sie gegen 
das Konzertverbot protestierte. Mit ro¬ 
ter Grup Yorum-Kappe, blauer Regen¬ 


jacke und geschwollenen Knöcheln 
steht sie am Wellenbrecher vor der Büh¬ 
ne. „Da habe ich den Klassenkampf am 
eigenen Leib gespürt. Aber egal - das 
Konzert ist ein Erfolg.“ 

Olaf Matthes 



„Wir haben keine Gewehre. Wir haben Musikinstrumente und Stimmbänder“, 
sagt Ihsan Cibelik. 


Reichskriegsflaggen, 
Kelten- und Hakenkreuze 

Faschistische Hooligans bei der EM in Frankreich 


V or der EM warnte die deut¬ 
sche Polizei vor einem erneu¬ 
ten Hoch der Hooligangewalt 
im Rahmen der Europameisterschaft 
in Frankreich. Allerdings waren vie¬ 
le - auch der Autor - skeptisch, da sich 
Ausschreitungen durch Hooligans in 
den letzten Jahren immer mehr auf 
den nationalen Ligabetrieb verscho¬ 
ben und es seit der Jahrtausendwen¬ 
de kaum noch zu Zwischenfällen im 
Zuge der großen Fußballturniere ge¬ 
kommen ist. 

Jetzt ist es doch so - oder sogar noch 
schlimmer - gekommen, wie es viele Si¬ 
cherheitsexperten vorausgeahnt haben. 
Aufmerksamen Beobachtern der Spiele 
und der Zwischenfälle konnte auffallen, 
dass die Hooliganauftritte fast immer 
mit dem Zeigen faschistischer Symbole 
einherging. 

Deutsche Hooligans - unter ih¬ 
nen wohl auch der Anführer der 
Partei „die Rechte“, Michael Brück, 
posieren in Lille mit einer Reichs¬ 
kriegsflagge und attackieren vor dem 
Spiel gegen die Ukraine gegnerische 
Fans. Während der Übertragung des 
Spiels der Ukraine gegen Nordirland 
konnte man wiederum eine Gruppe 
ebenso bar- wie bierbäuchiger ukrai¬ 
nischer Faschisten sehen, deren impo¬ 
sante Oberkörper über und über mit 
Hakenkreuz-Tattoos übersäht waren. 

Während des Spiels Kroatien ge¬ 
gen Tschechien kommt es seitens kroa¬ 
tischer Fans zum Werfen von Feuer¬ 


werkskörpern - im Block Transpa¬ 
rente mit dem sogenannten Kelten¬ 
kreuz, einem Synonym für den rassis¬ 
tischen „White Power“-Slogan. Viele 
der kroatischen Fans berufen sich auf 
die Ustasa-Ideologie des kroatischen 
NS-Kollaborationsregimes; der Präsi¬ 
dent des kroatischen Fußballverban¬ 
des, Davor Suker, ließ sich 1996 vor 
dem Grab des Ustasa-Führers Ante 
Pavelic fotografieren und der ehema¬ 
lige Nationalspieler Josip Simunic, der 
vor einigen Jahren für die Darbietung 
des faschistischen Grußes „Za dom 
spemni“ (Für die Heimat bereit) von 
der FIFA gesperrt wurde, ist nun Teil 
des kroatischen Trainerstabes. Als Re¬ 
aktion auf die Ausschreitungen russi¬ 
scher Hooligans vor und während des 
Spiels gegen England twitterte der Vi¬ 
zepräsident des Parlaments in Mos¬ 
kau, Igor Lebedew: „Gut gemacht 
Jungs. Weiter so.“ 

Soweit zur Auflistung aller (me¬ 
diale Aufmerksamkeit erregenden) 
rechten Zwischenfälle bei der EM 
(ohne Gewähr der Vollständigkeit). 
Gerade in Ost- und Südosteuropa 
verdeutlicht ein Blick in die Fan¬ 
kurven besser als vieles andere den 
Rechtsruck in diesen Staaten. Doch 
wie kommt es zu dieser unheiligen 
Allianz zwischen Hooliganismus und 
Faschismus? 

Hooligans stehen für eine klare 
Position in Sachen Geschlechterrol¬ 
len und ihre Gewaltexzesse basieren 


logischerweise auf der Durchsetzung 
des Stärkeren. Schaut man sich die 
Bilder aus den Stadien an, sieht man, 
dass die Hooligans Körperpolitik be¬ 
treiben: Sie stellen sich als Kämpfer 
und Krieger mit freiem Oberkörper 
dar und inszenieren eine Form der 
Männlichkeit, die man eher aus Wi¬ 
kingerfilmen zu kennen glaubt. Hier 
liegen die Berührungspunkte zu Fa¬ 
schisten: Beide Gruppen sind auf der 
Suche nach den „Stahlgewittern, die 
sie von der Enge des trüben Alltags 
befreien“, wie es der Aachener Jour¬ 
nalist und Politikwissenschaftler Ri¬ 
chard Gebhardt beschreibt. 

Für die Hooligans, die mit ihren 
Nationalmannschaften reisen, ist der 
Kampf gegen die Hooligans ande¬ 
rer Staaten tatsächlich der Ersatz für 
das eigentlich ersehnte Stahlgewitter 
auf dem Schlachtfeld. Deshalb deu¬ 
ten sie den Fußball in einer Zeit als 
Krieg und Schlacht von Mann gegen 
Mann, in der die Medien und die Ver¬ 
antwortlichen in den Sportverbänden 
eigentlich darum bemüht sind, den 
Fußballsport als Kunstform und da¬ 
mit auch für intellektuelle Schichten 
attraktiv zu machen (oder zu halten). 
Das heißt nicht, dass jeder Hooligan 
automatisch ein Faschist ist. Aller¬ 
dings bietet der Hooliganismus ten¬ 
denziell einen ideologischen Nährbo¬ 
den, der diese Subkultur so anspre¬ 
chend für Faschisten macht. 

Maurice Böse 






















